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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 4. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet.

Entschuldigt bis mittags sind die Abgen Dr Aigner und Mag Ebinger. Weiters sind die Abgen Cammerlander, Pilz, Rudas und Ulm entschuldigt. Ich bitte dies zur Kenntnis zu nehmen.

Hohes Haus! Lassen Sie mich heute am Beginn unserer Landtagssitzung daran erinnern, dass die Republik Österreich in diesen Tagen im Jahr 1956, das heißt, vor ziemlich genau 50 Jahren, ein Mitgliedsstaat des Europarats wurde. Dies hatte auch für Wien eine sehr große Zukunftsbedeutung. Wir alle wissen, der Europarat ist die älteste zwischenstaatliche politische Organisation unseres Kontinents. 

Ich darf nochmals an die Absichten erinnern, die mit der Gründung verbunden waren. Der Europarat wurde gegründet, um die Menschenrechte und die parlamentarische Demokratie zu schützen und die Rechtsstaatlichkeit sicherzustellen. Der Europarat wurde gegründet, um europaweit Abkommen zur Harmonisierung der sozialen und rechtlichen Praktiken der Mitgliedsstaaten zu schließen und er wurde gegründet, um das Bewusstsein für die europäische Identität zu wecken, die sich auf die gemeinsamen und über die Kulturunterschiede hinausgehenden Werte gründet. Und er wurde letztendlich deshalb gegründet - und das ist 10, 11 Jahre nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges auch eine wichtige Sache gewesen -, um mitzuhelfen, dass auf diesem Kontinent nicht mehr Kriege geführt werden oder von diesem Kontinent Kriege ausgehen.

Der Europarat hat die Aufgabe, einen engeren Zusammenschluss unter seinen Mitgliedern zu verwirklichen. Seit 1989 besteht seine wesentliche Aufgabe darin, politischer Anker und Hüter der Menschenrechte auch für die postkommunistischen Demokratien Europas zu sein und den Ländern Mittel- und Osteuropas zu helfen, gemeinsam mit den Wirtschaftsreformen auch die politischen, rechtlichen und konstitutionellen Reformen durch-
zuführen und zu konsolidieren und Sachkenntnisse im Bereich wie Menschenrechte, kommunale Demokratie, Erziehung, Kultur und Umwelt zur Verfügung zu stellen.

Vor mehr als 12 Jahren wurde in Wien, und das ist auch nochmals wichtig, in Erinnerung zu rufen, bei einer Gipfelkonferenz des Europarates das neue politische Mandat definiert. Es mag schon stimmen, dass der Europarat vielleicht nicht dieses Gewicht und die öffentliche Aufmerksamkeit wie die Europäische Union erreicht. Aber er ist weiterhin wichtig, da er auch Staaten umfasst, die nicht der Europäischen Union angehören und mit seinen Aktivitäten, das kann man ruhig sagen, dennoch unverzichtbar geworden ist.

Eine ganze Reihe von Österreichern und auch Wienern haben in dieser Phase des Europarats wichtige Funktionen in dieser Organisation inne gehabt. Für Wien hat die Arbeit, die der Europarat durchgeführt hat, immer eine besondere Bedeutung gehabt. Daher wollte ich auch heute auf diese Situation der Ereignisse der Gründung vor rund 50 Jahren bei dieser Sitzung aufmerksam machen.

Nun kommen wir zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 01554-2006/0001 - KSP/LM) wurde von Herrn Abg Petr Baxant gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Wie schätzen Sie die Realisierungschancen für eine bundesweite Vereinheitlichung des Jugendschutzgesetzes ein?) 

Ich bitte hier um die Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie fragen mich, wie ich die Realisierungschancen für eine bundesweite Vereinheitlichung des Jugendschutzgesetzes einschätze. 

Ich sage Ihnen ganz offen, ich bin grundsätzlich sehr optimistisch, allerdings vor dem Hintergrund einer mittlerweile über elfjährigen Geschichte in dieser Causa. Die zuständigen Landesrätinnen und Landesräte haben in all diesen Jahren immer wieder versucht, eine bundeseinheitliche Regelung zu forcieren. Es ist uns auch gelungen, dass auf der einen Seite ein Arbeitskreis eingesetzt wurde, auf der anderen Seite sich die Kinder- und Jugendanwälte aller Bundesländer dazu gefunden haben, einen Vorschlag für eine solche Vereinheitlichung zu machen. Und es ist auch, und das ist der Punkt, der meinen Optimismus unterstützt, in den Bundesländern Wien, Niederösterreich und Burgenland gelungen, vor einigen Jahren eine Vereinheitlichung zu erreichen.

Die Frage, die sich jetzt auf Grund der aktuellen Situation gestellt hat, ob die gesetzliche Materie und die Verantwortung auf Bundesebene überwechseln oder auf Länderebene bleiben soll, ist aus meiner Sicht eine rhetorische Frage, hinter der man sich verstecken kann, wenn man eine solche Vereinheitlichung nicht will. Denn im Grunde genommen steht die Tatsache im Vordergrund, dass es im Sinne aller wäre, eine solche Vereinheitlichung herbeizuführen. Wie es eine Abstimmung in dieser Frage geben kann, dafür gibt es viele Wege, aber das dürfte politisch gesehen nicht im Vordergrund stehen.

Eines ist allerdings wichtig: Die Erfahrungen vor allem des Bundeslandes Wien haben gezeigt, dass eine gesetzliche Regelung das eine, der Vollzug das Zweite, aber die Einstellung und die persönliche Befindlichkeit, das Bewusstsein auch der persönlichen Verantwortung das Dritte ist. Und gerade bei dem Prozess, den wir in Wien mit einer sehr starken Beteiligung der Jugendlichen und der Eltern eingeleitet haben, hat sich herausgestellt, dass die Bewusstseinsbildung das ist, was bei jeder gesetzlichen Maßnahme im Mittelpunkt stehen muss.

Zusammengefasst: Ich werde mich immer für eine solche Vereinheitlichung aussprechen. Wir drei Bundesländer haben gemeinsam bewiesen, dass es diese Möglichkeiten auch unter unterschiedlichen politischen Voraussetzungen gibt und daher: Ja, ich bin zuversichtlich, dass es zu einer solchen Regelung kommen kann.

Präsident Johann Hatzl: Danke. 

Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. Die hat der Abg Gudenus.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadtrat!

Ich bin froh, dass Sie sehr zuversichtlich sind, dass es zu einer Vereinheitlichung kommen wird. Aber meine Frage geht dahin: Es gibt ja zwei Möglichkeiten, das entweder auf Länderebene zu verwirklichen oder auf Bundesebene, also eine Kompetenzveränderung. 

Wo, meinen Sie, ist weniger Widerstand zu erwarten? Wir wissen, Politik ist Form von harten Brettern und es wäre schon längst an der Zeit, das Jugendschutzgesetz bundesweit zu verwirklichen. Wo, meinen Sie, ist am wenigsten Widerstand zu erwarten? Wo könnte es am schnellsten gehen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Meine Einschätzung ist, und das haben die Reaktionen, die Sie sicherlich nach dieser Sitzung auf Bundesebene auch verfolgt haben, gezeigt, dass die LändervertreterInnen auf dieser Kompetenz weiter beharren. Ich sehe darin auch kein Problem. Wichtig ist die gemeinsame Vorgangsweise und wichtig ist auch, dass gemeinsam mit dem Bund eine Regelung gefunden wird, weil ja der Bund vor allem im Wege der Polizei für den Vollzug zuständig ist. Das lässt sich aber aus meiner Sicht auf Basis der derzeitigen Aufgabenverteilung über eine Artikel 15a-Vereinbarung durchaus regeln.

Präsident Johann Hatzl: Eine weitere Zusatzfrage hat Frau Abg Smolik.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Jetzt hat Wien ja ein wirklich fortschrittliches Jugendschutzgesetz. Ist es nicht zu befürchten, dass unter dieser Bundesregierung die Regelungen, die es in Wien gibt und die ja gemeinsam mit den Jugendlichen erarbeitet wurden, zurückgenommen werden würden, wenn es ein bundeseinheitliches Jugendschutzgesetz geben wür-
de und wie würden Sie sich dann dazu verhalten?

Präsident Johann Hatzl: Ich bitte um die Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Ich meine, dass wir in Wien einen guten Kompromiss gefunden haben, der auch gemeinsam mit den Jugendlichen und den Eltern erarbeitet wurde. Ich gehe davon aus, dass Sie den Vorschlag der Kinder- und Jugendanwälte kennen, der sich sehr an dieser Regelung orientiert. 

Ich würde einer bundeseinheitlichen Regelung nur unter der Vorgabe zweier Punkte zustimmen, nämlich dass einerseits dieser Standard, der auch von den Kinder- und Jugendanwälten vorgegeben wird, nicht unterschritten wird und andererseits, dass vereinbart wird, dass in allen Bundesländern die Vorgangsweise der Partizipation, wie wir sie in Wien gewählt haben, übernommen wird, dass eine solche gesetzliche Regelung auf dieser Basis stattzufinden hat.

Präsident Johann Hatzl: Eine weitere Zusatzfrage, Frau Abg Anger-Koch.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, ich habe eine Frage zum Kinder‑ und Jugendanwaltsbericht. Da wird ja auch auf dieses Babykino Bezug genommen und da möchte ich fragen, ob Sie die erforderlichen Änderungen im Wiener Kinogesetz auch dafür machen, weil es ja von Müttern auch sehr gut angenommen wurde.

Präsident Johann Hatzl: Frau Landeshauptmann-Stellvertreter!

LhptmStin Grete Laska: Also die Regelung, die wir seinerzeit getroffen haben - das war hier im Haus ja eine lange Diskussion - ist so, dass damals der Herr StR Mailath-Pokorny in seiner gesetzlichen Regelung eine Möglichkeit gefunden hat, um das Babykino auch tatsächlich weiter funktionieren zu lassen. Ich sehe hier im Jugendschutzgesetz keine Regulierungsnotwendigkeit, denn der Kompromiss war zwischen dem Jugendwohlfahrtsgesetz und dem zuständigen Gesetz im Bereich Mailath-Pokorny zu finden und ist gefunden worden. Aus meiner Sicht ist hier kein Regelungsbedarf.

Präsident Johann Hatzl: Die letzte Zusatzfrage hat Herr Abg Baxant.

Abg Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja, Frau Stadträtin! Sie haben es hier angesprochen, das Wiener Jugendschutzgesetz ist auch deswegen qualitativ so hochwertig, weil die Kinder, Jugendlichen und Eltern in die Strategien miteinbezogen wurden.

Meine Frage ist: Werden Sie sich in der Erarbeitung des bundeseinheitlichen Jugendschutzgesetzes auch dafür einsetzen, dass diese Strategie nach Wiener Muster auch gefahren wird?

Präsident Johann Hatzl: Bitte um die Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Ja, das werde ich tun, vor allem vor dem Hintergrund, dass im gesamten Bereich der Erziehung, der Rechte und Pflichten die Eltern nicht aus dem Auge verloren werden dürfen. Sie haben eine Verantwortung zu tragen. Das Jugendschutzgesetz ist ja nur eine Richtlinie, aber die Verantwortung bei Minderjährigen liegt bei den Eltern. Daher geht es hier darum, die Bewusstseinslage und die Verantwortlichkeit, die bei den Eltern liegt, genau zu definieren und auch anzuregen, dass dieses partizipative Vorgehen auch in den Familien stattfindet. Es hat noch nie etwas geholfen, wenn man in der innerfamiliären Beziehung mit einem Gesetz gewachelt hat, sondern hier geht es um Überzeugung. Das Zweite ist, dass ich meine, dass solche Regelungen jedenfalls auch mit der betroffenen Zielgruppe, und das sind die Jugendlichen, behandelt und bearbeitet gehören, denn auch dort geht es um Bewusstseinsbildung. Vor allem in den Bereichen, wo es eindeutige Verbote gibt, und da geht es vor allem um Alkoholkonsum, ist es unbedingt notwendig, hier eine Bewusstseinsänderung bei den Jugendlichen zu erreichen, sie immun und fit zu machen, um nicht solchen Gefahren zu erliegen. Dementsprechend kann der Weg nur ein partizipativer sein.

Präsident Johann Hatzl: Die 2. Frage (FSP - 01558-2006/0001 - KFP/LM) wurde von Abg Gudenus gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Wie ist der Stand der Gespräche zwischen Bund und Ländern im Hinblick auf die Vereinheitlichung der Bestimmungen im Sinne eines bundeseinheitlichen Jugendschutzgesetzes?) 

Ich bitte um die Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Ja, einiges ist schon gesagt worden. Ich wiederhole auch hier noch einmal ganz kurz zusammenfassend und vielleicht als zusätzliche Information, dass wir entlang der Richtlinien, die von der EU vorgegeben sind, gerade eine Novelle zum Wiener Jugendschutzgesetz vorbereiten und sie demnächst dem Landtag vorlegen werden, in der die Bestimmungen auf-
genommen werden, die vor allem das Abgabeverbot von Alkohol und Nikotin regeln. Das heißt, wir sind auch hier wieder auf dem Weg, gemeinsam mit den beiden anderen Bundesländern die Vereinheitlichung herzustellen. Ich glaube, dass wir auch auf Bundesebene durch die Einsetzung der Arbeitsgruppe und unter Hintanstellung allfälliger Scheindiskussionen auf einem guten Weg sind. Wenn die Zielsetzung der Vereinheitlichung im Vordergrund steht, dann bin ich davon überzeugt, dass auch ein Weg gefunden wird, diese umzusetzen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Gudenus hat die 1. Zusatzfrage.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, sehr geehrte Frau Stadtrat! Dass hier zwei Fragen fast ident gestellt wurden, zeigt das Interesse der Jugendvertreter an einer baldigen Vereinheitlichung des Jugendschutzgesetzes.

Meine Frage lautet dahin gehend: Sie haben davon gesprochen, es soll eine Novelle des Wiener Jugendschutzgesetzes vorgeschlagen werden und meine Frage lautet, ob sie auch Werbeverbote beziehungsweise Beschränkungen, was Alkohol und Tabak betrifft, enthalten soll.

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

LhptmStin Grete Laska: Ich habe den letzten Punkt nicht verstanden, Alkohol und? (Abg Claudia Smolik: Tabak! Tabak!)
Im Jugendschutzgesetz ist das zu regeln, was das Jugendschutzgesetz regeln kann. Daher werden wir selbstverständlicherweise in dieser Novelle die Punkte aufnehmen, die einen Regelungsbedarf haben. Da geht es um die Einführung eines Abgabeverbotes von alkoholischen Getränken und Tabakwaren an junge Menschen bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres. Das ist in dieser Novelle vorgesehen. Es geht um ein generelles Verbot des Konsums von alkoholischen Getränken und Tabakwaren in Schulen. Es geht auch darum - und das ist ein Punkt, den wir sicherlich auch noch diskutieren werden -, dass wir klarstellen wollen, dass Softguns und Waffenimitate an junge Menschen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres nicht abgegeben werden dürfen. Auch das ist mir eine ganz wichtige Regelung und auch das werden wir in diese Novelle aufnehmen, wo ich hoffe, dass es eine breite Zustimmung gibt.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Smolik.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ja, wir haben ja oft das Problem, dass Jugendliche oder manche nicht wirklich gut Bescheid wissen, wie es jetzt mit den Regelungen ausschaut. Jetzt haben wir den Vorschlag gemacht, dass man Auszüge aus dem Wiener Jugendschutzgesetz auf den SchülerInnenausweis draufdrucken hätte können, weil es jetzt ja nur Folder und Flyer gibt, die da zusätzlich informieren.

Was halten Sie von dieser Idee und glauben Sie, dass in Wien genug gemacht wird, dass die Jugendlichen über ihre Rechte Bescheid wissen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

LhptmStin Grete Laska: Ich glaube, man kann nie genug machen. Ich halte die Geschichte mit dem Schülerausweis für eine insofern problematische, als im Moment ja eigentlich eine neue Form des Schülerausweises in Form einer kleinen Karte im Vormarsch ist. Nun gehe ich nicht von meiner Sehfähigkeit sondern von der junger Menschen aus. Trotzdem glaube ich, dass das bei dem Platz, der auf einer solchen Karte zur Verfügung steht, bei einer intensiveren Information wahrscheinlich die Größe eines Strichcodes haben und schwer lesbar sein wird. Worauf wir aber setzen, ist - und Sie kennen das ja -, dass wir hier auch an alle 14-Jährigen sehr viel Informationsmaterial weitergeben, auch in Form des Mediums, das Jugendliche intensiv nutzen, nämlich des Internets. In den Informationen, die die Jugendlichen hier bekommen, sind natürlich die Jugendschutzbestimmungen enthalten. Das ist flächendeckend immer ein Jahrgang. So gesehen sind sie aufsteigend informiert. Aber wenn uns trotzdem zusätzlich noch Möglichkeiten einfallen, nämlich auch immer die nächsten heranwachsenden Generationen und deren Eltern zu informieren, dann wer-
den wir das selbstverständlicherweise tun. Ich denke mir, dass wir schon allein dadurch, dass in dem seinerzeitigen Prozess ungefähr 19 000 Jugendliche involviert waren, eine Breite erreicht haben, die wir vorher nie hatten. Aber man kann mit Information nie aufhören, ganz im Gegenteil, man muss sie fortsetzen.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Anger-Koch.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich habe auch noch eine Frage und zwar: Es geht ja darum, dass auch immer mehr Gewalt in den Schulen ist und die Jugendlichen auch immer mehr Probleme im Elternhaus haben. Der Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht zeigt, dass ja diese Schulmediationen in den Schulen an und für sich sehr gut laufen. 

Jetzt habe ich die Frage, ob Sie das befürworten, dass in den Schulen ein flächendeckendes Angebot, was diese Schulmediationen betrifft, auf ganz Wien ausgeweitet werden kann?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

LhptmStin Grete Laska: Nun, wir werden diese Frage, nehme ich an, beim Tagesordnungspunkt 3 noch ausführlich diskutieren. Ich halte viel davon, dass man zur Kenntnis nimmt, dass Schule nicht nur einen reinen Wissensvermittlungsauftrag hat, sondern auch einen Erziehungsauftrag. Das ist im § 1 geregelt. Die Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer, vor allem im Pflichtschulbereich, aber natürlich auch im Bereich der weiterführenden Schulen und der allgemein bildenden höheren Schulen, ist eine, die auch Elemente der Psychologie und der Methodik beinhaltet, wie man auf diese Themenbereiche zuzugehen hat. Das heißt, ich erachte es als primäre Aufgabe auch der Pädagoginnen und Pädagogen, sich dieses Themas anzunehmen. 

Man soll aus dem Schulbereich nicht all das, was zur Erziehung dazu gehört, versuchen, durch Alternativmethoden zu ersetzen. Das ist eine Diskussion, die gerade unsere Parteien trennt, weil sich die ÖVP hier auf einen anderen Standpunkt zurückgezogen hat. Ich meine, dass wir sehr ernsthaft darüber diskutieren sollten, welchen Beitrag auch die Schule leisten kann, um den Fragen, die Sie hier aufgeworfen haben, aber auch anderen Fragen, die zum Erziehen und zum Heranwachsen einer jungen Persönlichkeit führen müssen, gerecht werden zu können und dann überlegen, mit welchen Ressourcen man das tun kann. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Wutzlhofer!

Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderates und Landtages): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin!

Wir haben ja heute schon sehr viel über die Bemühungen einer Vereinheitlichung oder einer gemeinsamen Schaffung eines Jugendschutzgesetzes für ganz Österreich gehört. Es gibt in der bestehenden Form des Jugendschutzgesetzes schon einen Versuch, nämlich unseren Versuch, das damals mit Niederösterreich und mit dem Burgenland zu beschließen und mit den Jugendlichen und der Jugendanwaltschaft. Darüber hinaus wurden ja, so wie ich mich erinnern kann, die Hände weit für eine allgemeine Lösung gemeinsam mit anderen Bundesländern ausgestreckt. Woran ist es damals eigentlich gescheitert?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

LhptmStin Grete Laska: Nun, die seinerzeitige Bemühung ist vor allem daran gescheitert, dass es aufgrund der räumlichen Nähe zwischen den Bundesländern Wien, Niederösterreich und Burgenland und auch aufgrund der Vorgabe der handelnden politischen Verantwortlichen, und da möchte ich hier wirklich auch die Frau - in der Zwischenzeit Ministerin - Prokop hervorheben, die ja seinerzeit für diesen Bereich in Niederösterreich verantwortlich war, dass wir trotz unterschiedlicher Parteizugehörigkeit erkannt haben, dass hier eine gemeinsame Vorgangsweise im Vordergrund steht und wir gemeinsam mit Fachleuten und dann auch in Wien mit den Kindern und Jugendlichen und den Eltern einen wirklich tollen Weg gefunden haben. Die westlichen Bundesländer haben hier zwar vorerst auch signalisiert, dass sie interessiert wären, aber in der Realität sind dann doch die unterschiedlichen Auffassungen so gewesen, dass vor allem von den Einzelregelungen her doch eine gemeinsame Vorgangsweise nicht möglich war. 

Nun meine ich, dass auf der Basis dessen, was alle Kinder- und Jugendanwaltschaften in ganz Österreich, auch die aus den westlichen Bundesländern, hier an gemeinsamer Vorgabe ausgearbeitet haben, es vielleicht doch möglich sein müsste, eine neuen Anlauf zu nehmen, um zu einer gemeinsamen Vorgangsweise zu kommen.

Präsident Johann Hatzl: Die letzte Zusatzfrage, Herr Abg Gudenus!

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadtrat! In letzter Zeit können wir vielen Tageszeitungen entnehmen, dass es vor allem in bayrischen Schulen, aber das droht ja auch nach Österreich überzuschwappen, zu einer Zunahme von Gewalt- und Pornovideos in Schulklassen kommt. Elternvertreter in Österreich befürchten schon, dass das Problem auch in Österreich verstärkt auftreten wird. 

In welcher Form könnte man dieser Gefahr Ihrer Meinung nach mit dem Jugendschutzgesetz begegnen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Ich glaube, dass das Thema Gewalt eines ist, das sich mit gesetzlichen Bestimmungen nur schwer regeln lässt, denn alle unsere österreichischen Gesetze sind Gesetze, die diese Form von Gewalt bestrafen. Es geht hier vielmehr darum, sich anzuschauen, unter welchen gesellschaftlichen Bedingungen Menschen zu Gewalt neigen. Was sind die Voraussetzungen, was sind die Umstände, die Menschen dazu bringen, nicht friedliche Lösungen des Miteinanders zu suchen, sondern zu Gewaltlösungen zu greifen? Da sind es vor allem die Erwachsenen, die hier Vorbild für Jugendliche sind. Und wenn wir die Zeitungen lesen und aufschlagen, dann sehen wir ja, dass Gewalt nicht ein Thema ist, das von den Jugendlichen ausgeht, sondern dass wir an sich in einer Gesellschaft leben, die immer wieder zur Gewaltbereitschaft neigt. Gewalt in Familien ist ein Thema, mit dem wir uns immer wieder aus guten Gründen zu beschäftigen haben. Daher ist es gerade hier notwendig, sich die gesellschaftlichen Bedingungen genauestens anzuschauen und zu versuchen, alles zu tun, was zu einem Miteinander und nicht zu einem Gegeneinander führt. Das ist auch ein Auftrag an uns als politische Vertreterinnen und Vertreter. Und ich bin der festen Überzeugung, wenn wir alles daran setzen, um in allen Bereichen des Lebens Voraussetzungen zu schaffen, dass Gewalt hintangestellt wird und andere Lösungen im Vordergrund stehen - und das beginnt bei verbaler Gewalt und endet bei körperlicher Gewalt -, dann werden wir auf einem guten Weg sein. 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur 3. Frage (FSP - 01557-2006/0001 - KGR/LM). Sie wurde von Frau Abg Smolik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Im Zusammenhang mit den besorgniserregend hohen Schwermetallwerten in Wiens Böden wurde als vorsorgendes Instrument ein Wiener Bodenschutzgesetz angekündigt. Im letzten Wiener Umweltbericht des Magistrates der Stadt Wien ist angeführt, dass es bereits 2004 einen fertigen Entwurf dafür gab. Offenbar wurden die Arbeiten für ein Wiener Bodenschutzgesetz aber von politischer Seite gestoppt. Warum wird an dem Wiener Bodenschutzgesetz nicht weiter gearbeitet bzw wann ist, wenn die Arbeiten dafür wieder aufgenommen werden, mit einem Gesetzesentwurf, der dem Landtag vorgelegt wird, zu rechnen?)

Ich bitte um die Beantwortung. 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte zunächst einmal die Gelegenheit nutzen, um klar zu stellen, dass es die genannten besorgniserregenden hohen Schwermetallwerte in Wiens Böden nicht gibt. Das können Sie, sehr geehrte Frau Abgeordnete, auch gern nachlesen, nämlich in den Ergebnissen aller Bodenberichte seit dem Jahr 1992, die ja von Seiten der MA 22 im Internet aufliegen und einzusehen sind. 

Wien ist übrigens das einzige Bundesland, das auf freiwilliger Basis alle drei Jahre einen solchen Bodenbericht erstellt, den es, wie gesagt, seit 1992 gibt. Dabei werden jeweils 286 Standorte über ganz Wien verteilt analysiert und seit 2003 wird das Spektrum der untersuchten Parameter auch zunehmend erweitert. 

Die Ergebnisse des letzten Bodenberichtes 2003 zeigen wirklich eindeutig, dass es die genannte Schwermetallbelastung im Wiener Boden nicht gibt. Ich darf ein paar Zitate aus dem Ergebnis des Bodenberichts vorlesen: „Verglichen mit den europaweit anerkannten nutzungs- und schutzgutbezogenen Orientierungswerten für Schadstoffe in Böden zeigt die vorliegende Untersuchung insgesamt keine auffallenden Schwermetall- beziehungsweise Schadstoffkonzentrationen im Wiener Boden." Weiter heißt es: „Es können durch diese Untersuchungen keine Quellen mit einer akuten, aktuellen Belastung des Wiener Bodens mit Schwermetallen beziehungsweise Schadstoffen festgestellt werden. Über die Parkanlagen, in denen sich Kinderspielplätze befinden, heißt es: „Es werden die Pb2-Werte der nutzungs- und schutzgutbezogenen Orientierungswerte nicht überschritten." Das heißt, wir haben eigentlich im Bodenbericht durch die Untersuchungen, die wir dort durchgeführt haben, ein sehr, sehr gutes Zeugnis ausgestellt bekommen.

Ich möchte zum anderen Teil der Frage, der das Bodenschutzgesetz betrifft, noch ein paar Anmerkungen machen. Was uns natürlich beim Bodenschutz fehlt, ist eine einheitliche Grenzwertvorgabe, wie soll ich sagen, also klare Richtwerte, nach welchen Parametern wir hier die Messergebnisse zu beurteilen haben. Wir haben das ja bisher immer mit empfohlenen Werten verglichen, die sich aber in vielen Fällen nicht wirklich sehr gut anwenden lassen, weil sich diese Empfehlung vor allem auf of-
fene Böden bezieht, das heißt auf Böden, mit denen man in Kontakt kommt und nicht auf Böden, die zum Beispiel unter einer Grasnarbe liegen. Das heißt, auch da kann man diese Werte nicht wirklich gut anwenden, weil sie eben wirklich für andere Bereiche gedacht waren. 

Auf der anderen Seite tut sich auch einiges auf EU-Ebene beziehungsweise gibt es derzeit ja schon einige Rechtsvorschriften, die den Bodenschutz zum Inhalt haben: Das Abfallwirtschaftsgesetz, die Gewerbeordnung, das Wasserrechtsgesetz, das Forstgesetz, das Wiener Naturschutzgesetz, die Bauordnung und das Gesetz über die Ausbringung von Klärschlamm von Wien, wo ich wirklich darauf hinweisen möchte, dass Wien das einzige Bundesland ist, in dem die Ausbringung von Klärschlamm in der Landwirtschaft verboten ist. Ich halte das für eine sehr, sehr gute Bodenschutzmaßnahme, die uns mittelfristig natürlich auch sehr viel nutzt. Nicht zuletzt aber auch der agrarstrukturelle Entwicklungsplan, wo wir landwirtschaftliche Flächen für die Zukunft festlegen und damit, glaube ich, auch Wesentliches zum Bodenschutz beitragen.

Präsident Johann Hatzl: Die 1. Zusatzfrage hat Frau Abg Smolik.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! Jetzt haben Sie selber ausgeführt, dass die Messwerte schwierig zu vergleichen sind. Sie beziehen sich aber darauf und argumentieren, dass es keine Schwermetallbelastung in den Böden gibt beziehungsweise nicht auf den Spielplatzböden. Jetzt wurde ja aufgrund der von Ihnen und auch von Ihrer Vorgängerin immer behaupteten nicht hohen Schwermetallbelastungen in den Kinderspielplatzböden eine flächendeckende Untersuchung der Spielplatzböden angeregt und auch durchgeführt, aber seit Jahren werden uns die Ergebnisse dieser Untersuchungen vorenthalten. Was steckt da dahinter? Warum werden diese Ergebnisse nicht veröffentlicht?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Also von Vorenthalten kann keine Rede sein. Ich kann nun auf den Bodenschutzbericht verweisen, den wir übrigens freiwillig machen, wir sind nicht dazu verpflichtet, wo wir jedes Jahr fast 300 Böden untersuchen. 

Zu den Spielplätzen: Ich bin dem nachgegangen, nachdem ich ja mit Ihrem Kollegen Maresch auch einmal über dieses Thema geredet habe. Das ist eine Untersuchung aus dem Jahr 2004 und ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, dass ich den Hintergrund dieser Untersuchung nicht ganz nachvollziehen kann, weil Wiesen im Bereich von Spielplätzen angeschaut worden sind. Jetzt reden wir zum Beispiel, weiß ich nicht, von der Fußballwiese im Kongresspark, wo eine Grasnarbe drüber ist. Warum das im Zusammenhang mit Spielplätzen relevanter sein soll als es im Straßenbegleitgrün oder in anderen Grünflächen wie dem Prater der Fall ist, konnte ich nicht nachvollziehen, denn für mich sind die Böden, mit denen Kinder in Kontakt kommen können, relevant, zum Beispiel der Sand in Sandspielkisten oder der Rindenmulch. Jetzt wird der Sand von der MA 15 regelmäßig untersucht, von der MA 42 zum Beispiel regelmäßig gereinigt. Was ich nicht ganz verstanden habe, ist, warum zum Beispiel die Fußballwiese im Kongresspark, die ich jetzt als irgendein Beispiel herausgreife, ohne zu wissen, ob sie untersucht worden ist oder nicht, eine besondere Relevanz hat. Jetzt sage ich Ihnen, ich habe mir das angeschaut, dass das genauso ist wie beim Bodenbericht und der Pb2-Wert nie überschritten worden ist. Das heißt, uns ist eigentlich auch dort ein sehr gutes Zeugnis ausgestellt worden. 

Ich kann ja diese Differenzierung in Spielplätze und Nichtspielplätze vom inhaltlichen Zugang, nämlich kommen die Kinder mit dem Boden in Kontakt, nicht wirklich nachvollziehen, weil es, glaube ich, in den seltenstes Fällen dazu kommt, dass die Kinder mit der Schaufel ein Loch graben und dann mit der Erde näher in Kontakt kommen können.

Präsident Johann Hatzl: Eine weitere Zusatzfrage hat Herr Abg Parzer.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, Frau Stadträtin, ein paar Fragen dazu. Wir haben ja das Bodenschutzgesetz schon vor Ihrer Zeit bei der Frau Kossina eingehend behandelt. Seit 2003, 2002 gab es diesbezüglich immer wieder Anfragen. Da ging es um die Kinderspielplätze und so weiter. Sie wurden damals zwar immer wieder von der Frau Kossina beantwortet, aber ich glaube, dass das Bodenschutzgesetz hier bei uns in Wien auf Grund des großen Siedlungsdrucks ja immer mehr zu einem Problem wird. Das ist ja einmal auf der Hand. Und die Folge sind natürlich Grünraumverluste und immer weniger Freiflächen, über die eigentlich das Regenwasser abfließen kann. Wird das geplante Bodenschutzgesetz auf diesen Aspekt Rücksicht nehmen beziehungsweise sind auch Bestimmungen bezüglich des quantitativen Bodenschutzes enthalten? Das wäre die Frage. Und nun dazu: Gibt es einen Bodenschutzkataster?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ja, sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich glaube wirklich und ganz ernsthaft nicht, dass ein Bodenschutzgesetz eine gutes Mittel wäre, um das, was Sie als Problem genannt haben, nämlich sozusagen Rückdrängung von Grünräumen und so weiter in den Griff zu bekommen. Dafür haben wir einen Stadtentwicklungsplan. Dafür haben wir auch ge-
meinsam den agrarstrukturellen Stadtentwicklungsplan erarbeitet, um genau die Siedlungsgrenzen festzulegen und um landwirtschaftliche Flächen festzulegen. Ich sage Ihnen ganz ehrlich, dass ich gerade beim Thema Bodenschutz eine österreichweite Regelung wirklich für sehr, sehr sinnvoll halten würde, wo es dann auch festgelegte Grenzwerte gibt, wo es dann klare Bestimmungen gibt und das wäre landesgesetzlich zu regeln. Und ich glaube auch, wie gesagt, dass diese Probleme, die sie am Anfang genannt haben, mit dem Bodenschutzgesetz sicher nicht in den Griff zu bekommen wären. 

Wozu ich natürlich stehe, ist, dass wir weiterhin unseren Bodenbericht, den wir alle drei Jahre ja freiwillig machen, fortführen werden, dass wir auch die Parameter in diesen Messungen, die wir dort immer durchführen, erweitern werden, weil ich glaube, dass das schon ein wichtiger Monitor ist, der uns natürlich hilft und auch hilft, eine sinnvolle Politik im Bodenbereich weiterzuführen.

Präsident Johann Hatzl: Eine weitere Zusatzfrage hat der Abg Pfleger.

Abg Univ Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Stadträtin! Wenn man sich mit Bodenschutz beschäftigt, ist ja festzustellen, dass das Thema ja äußerst komplex ist. Da geht es ja nicht nur um bestehende Gesetze, wo auch diffizile Wechselwirkungen sind, da geht es ja vor allem auch um eine Fülle von fachlichen Aspekten und die Arbeiten, die sich da im Hintergrund befinden, sind ja sehr, sehr umfassend. Ich glaube daher, dass es zum Beispiel nicht nur um Flächenversiegelung geht, es geht genauso auch um Abgaben, es geht um bodenschädliche, wasserschädliche Stoffe und vieles anderes mehr. 

Sie haben jetzt das gesamtösterreichische Engagement erwähnt. Ich möchte aber noch mehr über den Tellerrand schauen und daher die Frage stellen: Gibt es auch auf EU-Ebene weitere Überlegungen? Gibt es hier EU-einheitliche Vorgangsweisen, die geplant sind, denn ich glaube, dass über die Nation Österreich hinaus das auch in Gesamt-Europa zu betrachten ist? 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ja, natürlich tut sich auf Ebene der Europäischen Union einiges zum Thema Bodenschutz. Im 6. Umweltaktionsprogramm aus dem Jahr 2002 hat sich die Europäische Union ja dafür entschieden, eine thematische Strategie zum Bodenschutz zu erstellen. Die Ziele der Strategie - Vermeidung von Bodenbelastung, Erhalten der Bodenfunktionen, Sicherung der nachhaltigen Bodennutzung - sollen eben durch Erlassen einer Bodenrahmenrichtlinie gesichert werden. Es soll gezielte Forschung und Integration in anderen Politikbereiche das Ziel dieser Richtlinie sein. 
Die Bodenrahmenrichtlinie wird dann – so ist es zumindest derzeit geplant – bestimmte Vorgaben und Maßnahmen für verschiedene Bodenbelastungen, Versiegelungen, Erosion, aber auch Kontamination enthalten und an dieser Richtlinie wird auf europäischer Ebene sehr, sehr intensiv gearbeitet. Und deswegen ist auch mein Vorschlag, da der Abschluss dieser Arbeiten ja auf europäischer Ebene derzeit sehr, sehr absehbar ist, weil sie eben seit dem Jahr 2002 laufen, dass es sinnvoll wäre, das Ergebnis einmal abzuwarten. Danach wird es sicherlich notwendig sein, ein bundesweites Bodenschutzgesetz zu erlassen, so wie es beispielsweise in Deutschland ja schon der Fall ist. Ich glaube, dass es auch sinnvoll ist, wenn man in einem Bereich, der ähnlich wie die Luft nicht wirklich getrennt werden kann, auf Bundesländer aufgeteilt eine einheitliche Vorgangsweise wählt. 

Präsident Johann Hatzl: Eine weitere Zusatzfrage gibt es beim Abg Blind, bitte.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadtrat! Gesunder, saubere Boden ist die wichtigste Basis für die Produktion gesunder Lebensmittel. 

Gibt es oder ist Ihnen bekannt, gibt es in Wiens Landwirtschaft Standorte, die schwer verunreinigt sind und saniert werden müssten?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Selbstverständlich gehe ich davon aus, dass alle Altlasten, die wir haben, und ich nehme an, dass Sie das ansprechen, im Altlastenkataster enthalten sind und auch einer Sanierung zugeführt werden. Landwirtschaftliche Standorte, die derzeit bewirtschaftet werden, sind selbstverständlich nicht darunter. Das Ergebnis des Bodenberichts, den Sie jederzeit im Internet nachlesen können - der letzte stammt aus dem Jahr 2003, sie werden alle drei Jahre mit entsprechender Bodenbeprobung veröffentlicht - stellt uns ein sehr, sehr gutes Zeugnis aus, wo wir auf dieser Skala von Eichmann und Glockel - ich weiß nicht, ob Sie mit der vertraut sind - nirgends über Pb2 liegen. Das ist ein sehr guter Wert, ich habe es vorhin schon kurz vorgelesen. Aber in diesen Untersuchungen konnten keine Quellen einer aktuellen Belastung des Wiener Bodens mit Schwermetallen festgestellt werden. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Smolik hat die letzte Zusatzfrage.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ja, danke. Jetzt haben Sie mich vorhin gefragt, was es für einen Sinn hat, die Fußballwiese im Kongresspark zu untersuchen. Das weiß ich nicht. Da muss man die politisch Beauftragenden fragen und dann die Abteilung, warum diese Untersuchung, die ziemlich sinnlos ist, weil sie eben nicht ganz so interessant ist, gemacht wurde. Es liegt aber nicht an mir, den Auftrag zu erteilen. Da muss man in der Abteilung nachfragen. Das kann ich also nicht beantworten. 

Sie haben aber meine Frage nicht beantwortet. Es gibt in Ihrer Abteilung die Ergebnisse dieser Spielplatzbodenuntersuchung und die werden nach mehrmaligem Urgieren unsererseits einfach nicht herausgegeben. Was steckt dahinter? Warum werden sie nicht veröffentlicht? Wenn doch eh nichts drinnen steht, dann wundert es doch. Wenn die eh nicht so besorgniserregend sind, warum hat man sie dann nicht schon längst veröffentlich? 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich habe schon das Gefühl gehabt, dass ich das vorhin beantwortet habe, aber ich kann es gerne noch einmal versuchen: 

Erstens: Es gibt den Bodenbericht, den wir alle drei Jahre freiwillig machen und wo wir in Wien knapp 300 Bodenproben untersuchen. 

Zweitens habe ich Ihnen ganz offen gesagt, das wurde zu einer Zeit beauftragt, wie Sie selbst wissen, als ich noch nicht Umweltstadträtin war, und dass ich sozusagen die Differenzierung zwischen normalen Böden und Böden zum Beispiel auf Fußballwiesen, wo Kinder eben keinen Zugriff auf die Erde haben, weil dort ja das Relevante bei der Schadstoffbeurteilung ist, nicht ganz nachvollziehen kann. Deswegen kann ich auch die Veröffentlichung der Relevanz dieser Daten nicht ganz sehen. Aber um Sie zu beruhigen, habe ich Ihnen gesagt, und das sind Untersuchungen aus dem Jahr 2004, dass nir-
gendwo der Pb2-Wert überschritten ist. Aber wir haben in Zukunft vor, weil wir auch immer die Parameter und Spektren im Bodenbericht erweitern, auch einige sozusagen spielplatznahe Standorte in die standardmäßige Untersuchungsreihe des Bodenberichts mit aufzunehmen. Nur diese Differenzierung und, ich sage einmal, einseitige Betrachtung mit einer für mich wenig relevanten Aussage halte ich nicht für sinnvoll. 

Präsident Johann Hatzl: Danke recht herzlich. Bevor wir weitergehen, darf ich informieren, dass mir in der Zwischenzeit mitgeteilt wurde, dass auch die Frau Abg Kato als entschuldigt gilt.

Die 4. Frage wurde von Herr Abg Ulm gestellt. Er ist entschuldig. Sie wird daher nicht aufgerufen und entfällt. 

Wir kommen somit zur 5. Frage (FSP - 01556-2006/0001 - KGR/LM). Sie wurde von Frau Abg Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet (Der Bund hat für die Wiener Pflichtschulen zusätzliche 111 Lehrerinnen- und Lehrerposten zur Verfügung gestellt. Wie werden Sie nachweisen, dass der Besitz eines roten Parteibuches bzw die Mitgliedschaft beim roten Lehrerinnen- und Lehrerverein entgegen den Befürchtungen vieler jobloser Junglehrerinnen und -lehrer bei der Besetzung dieser Stellen keine wie immer geartete Rolle spielt?) und ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bedauere sehr, dass die Frage zum Petitionsrecht ausgefallen ist. Wir haben so eine wunderschön freundliche Antwort zurecht gelegt gehabt. Und wie Sie wissen, bin ich ja gerne freundlich. (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.) Ich muss jetzt zu einer vielleicht etwas weniger freundlichen Beantwortung kommen. Denn ich verstehe schon, es riecht wieder nach Wahlkampf, wie das Christoph Chorherr einmal gesagt hat und da muss man solche Fragen auch stellen. Ein bisschen kommt mir das so nach Beweislastumkehr vor: Man sagt zu jemandem, er ist ein Bettnässer und dann muss er nachweisen, dass er das nicht ist. 

Im gegenständlichen Fall kann ich Ihnen sagen: Selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass das Parteibuch, vor dem ich größte Hochachtung habe, bei der Postenvergabe keine Rolle spielen soll. Wer immer sich die Personalvertretungswahlergebnisse beispielsweise in Wien bei den Lehrern – sei es Pflichtschulen, sei es AHS – anschaut und es etwa mit den entsprechenden Ergebnissen in Niederösterreich vergleicht, der weiß, dass dies auch heute schon Realität ist. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Jerusalem hat die 1. Zusatzfrage.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann, es war freundlich genug, danke. Also meiner Erfahrung nach ist es schon ein gehobener Grad der Freundlichkeit, durchaus. 

Lhptm Dr Michael Häupl (unterbrechend): Ich muss mir einen ordentlichen Ruf erwerben, dann geht’s schon! 

Abg Susanne Jerusalem (fortsetzend): Die Kultur ist schon wesentlich besser geworden.

Es ist Folgendes: Es gab ja zu Beginn dieses Schuljahres keine Dienstposten für JunglehrerInnen, weil halt keine da waren, weil keine neuen angestellt wurden und das wurde denen auch mitgeteilt. Das hat man zähneknirschend, aber halt doch, zur Kenntnis genommen. Aber dann hat sich herausgestellt, dass zur großen Verärgerung dieser jungen Menschen doch der eine und die andere Posten bekommen haben. Wie Sie sich vorstellen können, sind die dem ein bissel nachgegangen. Wieso heißt es, es gibt keine Posten? Wieso kriegen die auch alle keinen, aber ein paar kriegen dann doch welche? Da hat sich schon immer so ein gewisses Naheverhältnis zur SPÖ aufgemacht. Und man gibt diesen LehrerInnen durchaus den guten Tipp, bei der SPÖ anzudocken, um vielleicht schneller zu einem Posten zu kommen.

Das ist sehr ärgerlich für diese Menschen und deswegen stelle ich jetzt stellvertretend für ganz konkrete, auf Posten wartende junge Menschen, diese Frage an Sie, weil sich die auch eine Antwort erhoffen, deswegen schiebe ich jetzt folgende Frage nach: Wie kann die Transparenz dessen, was da passiert und wie Lehrerposten vergeben werden, so gesteigert werden, dass alle sehen: Okay, da geht es mit rechten Dingen zu und das kann ich akzeptieren.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also ich fürchte sehr, wenn wir ein ähnliches Verfahren wie bei den Direktorenbestellungen dann auf jeden einzelnen Lehrerposten auch anwenden, dann wird die Verwaltung unadministrierbar. Das sage ich da in aller Offenheit. 

Ich kennen keinen Fall, von dem Sie reden, wo in irgendeiner Form bei den Lehrern jemand einen Posten bekommen hätte, nur weil er ein Nahverhältnis zur SPÖ hat. Ich schließe allerdings auch Leute, die ein Nahverhältnis zur SPÖ haben, nicht von einer Postenbewerbung aus. Es soll nur im Hinblick auf die Vergabe das Parteibuch keine Rolle spielen. Der Auffassung bin ich selbstverständlich auch. 

Ich kann es nur noch einmal sagen: Wenn alles so eine großartige rote Postenvergabe bei den Lehrern wäre, dann kann ich mir die Personalvertretungswahlergebnisse, wie sie heute hier vorliegen und wo auch die Ihnen Nahestehenden nicht so schlecht abschneiden, nicht vorstellen.

Präsident Johann Hatzl: Die 2. Zusatzfrage hat Herr Klubobmann Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! Es ist sicherlich auch das Anliegen des Wiener Landeshauptmanns, dass möglichst wenig Schüler in einer Klasse sind. Wir haben es derzeit noch immer damit zu tun, dass bis zu 30 Schüler in einer Klasse sind, obwohl ausreichend Lehrer zur Verfügung gestellt werden. Wir wissen eigentlich nicht, wofür die Begleit- und Stützlehrer alle einzeln eingesetzt sind. 

Kann es sich der Wiener Landeshauptmann vorstellen, dass es hier eine externe Evaluierung gibt? Wir sind gerne hier bereit, den Landeshauptmann zu unterstützen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich bedanke mich herzlich, Herr Klubobmann, für diese Unterstützung. Ich habe sie in von mir sehr wohltuend empfundenen viereinhalb Jahren des gemeinsamen Regierens hier ja auch erlebt und überlebt, ja. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Der wesentlichste Faktor dieser externen Evaluierungen war, dass es 6 Millionen ATS gekostet hat. 80 Prozent der Erkenntnisse sind aus dem Magistrat selbst gekommen und hätten uns keinen Groschen – ich bleibe jetzt in der alten Währung, weil damals auch alles alt war – im Prinzip gekostet.

Ich darf Ihnen übrigens mitteilen, dass wir nun alle Vorschläge, die damals von der sehr teuren externen Evaluierung vorgelegt wurden, in der Zwischenzeit auch umgesetzt haben. So gesehen hat sich diese Regierungsperiode nicht nur als fruchtbar, sondern auch als nachhaltig erwiesen. Es ist zweifelsohne bereits wieder der freundliche Teil meines heutigen Tages, den ich damit abgearbeitet habe.

Aber grundsätzlich, um die Frage zu beantworten: Selbstverständlich kann ich mir kleinere Klassenschülerzahlen wünschen. In meinem eigenen Erlebnisbereich befinden sich ganz andere Dinge. Als ich die erste Klasse Mittelschule besucht habe, waren wir 64 in einer Klasse und das war ein Stiftsgymnasium, wie ja bekannt ist. So gesehen haben sich die Zeiten ohnehin, Gott sei Dank, geändert. Ich kann mir das natürlich noch kleiner vorstellen, das ist gar keine Frage, wenn man uns - und da sind wir diametral unterschiedlicher Meinung – genügend Lehrer auch entsprechend bezahlt. Denn ich bin nicht der Auffassung, dass wir genügend Lehrer haben. Wenn man sich heute anschaut, was die tun, so ist das relativ einfach auch nachzuvollziehen. Ein kurzer Besuch im Wiener Stadtschulrat gibt hier absolut auch Einsicht, welche Angebote es sind, sei es im Integrationsbereich oder Stärkung der Sprachkompetenz, aber natürlich auch viele andere wie Logopäden und viele andere Bereiche, die hier zur Verfügung gestellt werden. Dass wir ewig noch immer darüber diskutieren und darüber streiten: Sind das jetzt Lehrer oder sollen die Logopäden vom Bund bezahlt werden oder nicht? Und sind es doch keine Lehrer und daher eigentlich von der Stadt Wien zu bezahlen? - Das wird die Leute sehr wenig interessieren. Natürlich gehen die Eltern zu Recht davon aus, dass diese Angebote den SchülerInnen zur Verfügung gestellt werden und wir wollen dies auch tun. Ich hoffe sehr, dass man darüber mit einem künftigen Unterrichtsminister oder Unterrichtsministerin oder Finanzminister, Finanzministerin auch tatsächlich wieder ernsthaft reden kann.

Ich will nicht undankbar sein, die 111 LehrerInnen sind sicherlich ein Schritt in die richtige Richtung. Aber die Erfüllung dessen, was in Wien notwendig ist - in allen anderen Bundesländern übrigens genau so -, ist es bei weitem nicht! 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Jung hat die nächste Zusatzfrage.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! Die von der Frau Kollegin Jerusalem geäußerte Befürchtung ist ja in Wirklichkeit bei den Junglehrern keine Befürchtung bei den Anwärtern, sondern das ist eine altbekannte Tatsache. Die wurde hier nur ausgesprochen.

Ein neues Gerücht, das unter den Junglehrern umgeht, ist ein anderes, nämlich dass bevorzugt Bewerber mit entsprechendem muttersprachlichen Hintergrund in Türkisch oder in einer Sprache der ehemaligen Balkanstaaten genommen werden. Entspricht das den Tatsachen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Landtagsabgeordneter! Ihre Frage ist einfach zu beantworten: Nein.

Präsident Johann Hatzl: Die letzte Zusatzfrage hat Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann! Ich war natürlich weit davon entfernt, von Ihnen zu verlangen nachzuweisen, dass Sie kein Bettnässer sind. Ich wüsste auch nicht, wie Sie das machen sollten. 

Lhptm Dr Michael Häupl (unterbrechend): Eben.

Abg Susanne Jerusalem (fortsetzend): Aber andere Dinge haben ja eine politische Kategorie im Unterschied vom Bettnässen, ja. Es ist sehr wohl politisch, ob Menschen mit Parteibuch einen Vorteil haben gegenüber jenen, die kein rotes Parteibuch besitzen. Da muss man schon sehr vorsichtig sein und ich glaube, das wäre Ihnen auch recht. Ich habe übrigens Namen von solchen Lehrern. Man sollte durchaus einmal vielleicht Offenheit herstellen. Aber es geht nicht einmal nur um das rote Parteibuch, sondern mittlerweile auch um die Gleichbehandlung, also um die Frauen. 

Wir haben nämlich herausgefunden, dass zum Beispiel, wenn unter diesen Tausenden, die da jetzt mittlerweile auf einen Posten warten, sich ein Mann um einen Posten bewirbt, diesen bekommt, weil er ein Mann ist. Das ist vom Gleichbehandlungsgesetz noch ganz weit weg. Also das ist eine völlige Umkehr des Gleichbehandlungsgesetzes. So als stünde da drinnen, ein Mann muss bevorzugt behandelt werden. 

Jetzt kann ich mir nicht vorstellen, dass Sie damit einverstanden sind, dass mit einem Landesgesetz, also mit dem Gleichbehandlungsgesetz, in dieser Form umgegangen wird. 

Ich möchte Sie fragen: Wie stehen Sie dazu, dass bei der Anstellung von Junglehrern Männer explizit bevorzugt werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Zunächst einmal ließe sich möglicherweise ein längerer philosophischer Diskurs darüber entwickeln, inwiefern Bettnässen nicht doch etwas mit Politik zu tun hat. Wir wollen das heute auslassen, was mir ein bisschen Leid tut, nicht ganz so Leid, wie dass ich nicht zum Petitionsrecht sprechen darf. Aber wollen wir das heute hintanstellen. 

Was Ihre unmittelbare Frage betrifft, Einhaltung des Gleichbehandlungsgesetzes, so ist das natürlich eine ganz andere Geschichte. Ja, selbstverständlich. Ich kann zur Stunde und von diesem Ort hier Ihre Feststellungen nicht nachvollziehen und kann mir noch weniger, als ich es mir selbst vorstellen kann, vorstellen, dass die Frau amtsführende Präsidentin einer solchen Vorgangsweise ihre Zustimmung erteilt hat. Wir werden uns das daher anschauen, denn selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass das Gleichbehandlungsgesetz kein leeres Gesetz zu sein hat, also nicht eines, das nur am Papier steht, sondern selbstverständlich Realität zu sein hat. Das soll außer jedem Zweifel stehen. 

Präsident Johann Hatzl: Danke, damit ist auch die fünfte, in Wirklichkeit vierte Frage des heutigen Tages abgeschlossen. Wir haben keine weiteren Anfragen vorliegen. 

Ich darf in der Zwischenzeit mitteilen, dass sich die Entschuldigung der Frau Abg Kato aufgehoben hat, weil sie in der Zwischenzeit auch anwesend ist. Dafür ist der Abg Hundstorfer entschuldigt, der sich noch bei einem Termin beim Finanzminister befindet, wie ich gehört habe. (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.)

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema “Der BAWAG-Skandal und seine Auswirkungen auf das Land Wien“ verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nunmehr die Erstunterzeichnerin, die Frau Abg Vassilakou, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Die Frau Abgeordnete ist am Wort. 

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident. Verehrte, spärlich anwesende, Damen und Herren, ganz besonders von der SPÖ! 

Der Titel unserer Aktuellen Stunde ist, ich gebe schon zu, ein bisschen voreilig gewählt worden. Also vielmehr sollte es heißen: Das BAWAG-Prinzip auf Wien übertragen. Und es macht in der Tat Sinn, sich damit auch auf Wiener Ebene auseinander zu setzen, denn die Vorkommnisse rund um die BAWAG und den ÖGB sind in der Tat kein Einzelfall. Es ist ein Prinzip und es zieht sich durch bis hin zum Land Wien. 

Und es ist kein Zufall, meine Damen und Herren ganz besonders von der SPÖ, dass Sie dieser Tage an einem ziemlich großen Problem zu nagen haben: Sie haben an Glaubwürdigkeit verloren, Sie haben massiv an Glaubwürdigkeit verloren! Und das sagt nicht die Vassilakou von hier aus, sondern das sagen die Leute da draußen auf der Straße. Und für den Herrn Bürgermeister muss das ganz besonders bitter sein, denn ich zitiere ihn von vor wenigen Monaten, als er sagte, also Häupl-Zitat: „Wir brauchen Gegenkonzeption zum Neoliberalismus.“ und er monierte, dass die Renditen von Finanzanlagen höher seien als die von Realinvestitionen. So Häupl vor wenigen Monaten. Und was macht die hauseigene Bank der SPÖ? Ich sage bewusst, die hauseigene Bank, die Vorzeigebank der SPÖ, deswegen, meine Damen und Herren, denn Sie agieren schon seit Jahren nach dem Prinzip der Gleichung: SPÖ ist gleich Gewerkschaften ist gleich Kammern ist gleich ÖGB ist gleich BAWAG. Und es ist deshalb auch kein Zufall, dass Ihnen genau jetzt diese Vorkommnisse rund um die BAWAG auf den Kopf fallen. Es ist natürlich die Umkehrung der Gleichung und Sie tun sich auch nicht mehr so leicht, sich abzuputzen und zu sagen: „Wir haben überhaupt nichts damit zu tun. Die Konsequenzen sind gezogen worden und die SPÖ hat überhaupt nichts damit zu tun.“ So ist es eben leider nicht, denn wenn und genau dann, wenn just diese Bank, die Vorzeigebank, Heuschreckengeschäfte in der Karibik tätigt, hat man natürlich ein Problem, denn die Doppelmoral der SPÖ in der Wirtschaftspolitik wird sichtbar und die letzten traurigen Reste von Kapitalismuskritik oder Neoliberalismuskritik wurden buchstäblich, buchstäblich im Seegrab der Karibik versenkt, meine Damen und Herren! Ja, das heißt, die Moral von der Geschichte ist Wasser predigen und Wein trinken und somit machen wir einen Schwenk auf Wien. 

Denn was passiert ist und auch die Milliarde der BAWAG, ist in der Karibik ein für allemal versenkt worden. Aber was hier zu Lande bleibt, ist ein System, das sich selbst kontrolliert. Und dieses System des Sich-selbst-Kontrollierens möchte ich fortan das BAWAG-Prinzip nennen. Und dieses BAWAG-Prinzip, das gibt es in Wien genauso. Das gibt es in anderen Bundesländern genauso. Das gibt es überall in dieser Zweiten Republik, denn es ist ein Geflecht aus Mandat, aus Gewerkschaftsfunktion, aus Vereinsvorstand, aus Mitgliedschaft in diversen Aufsichtsräten, in GesmbHs, in Stiftungen, bei Fonds, bei Holdings. Es ist dieses ewige Geflecht, das dazu führt, dass man sich selbst kontrolliert, dass man mit sich selbst verhandelt, dass man sich selbst gegenüber sitzt, dass man sich jeden Tag in der Früh im Spiegel anschaut und das ist dann das Vier-Augen-Prinzip und es ist dann erfüllt. Also man schaut sich selbst im Spiegel an und sagt: „Ja, es passt eh alles, passt eh alles!“ und so geht es auch weiter. Und genau dieses System, das wir hier zu Lande auch genauso praktizieren, führt irgendwann einmal unweigerlich zu Realitätsverlusten. Es muss zu Realitätsverlusten führen. Es muss ja dazu führen, dass man die Kammern, die Gewerkschaften, den ÖGB als das eigene Haus betrachtet. Und irgendwann einmal ist vollkommen klar, dass man auch so agiert, dass man das Vermögen des ÖGB verpfändet und dass man es nicht einmal mehr für wert befindet, das in irgendeiner Art und Weise vielleicht den eigenen Präsidiumsmitgliedern oder den anderen Entscheidungsträgern überhaupt zu berichten. Das ist ein wahres Sittenbild und es kommt nicht von ungefähr. 

Und die Damen und Herren von der ÖVP sitzen jetzt da und ich weiß nicht, sie lauschen andächtig oder auch nicht. Jedenfalls in der Öffentlichkeit spielen Sie sich in den letzten Tagen als Moralapostel auf. Aber eines muss ich Ihnen schon auch sagen: Dieses BAWAG-Prinzip, dieses Vier-Augen-Prinzip, dieses Geflecht aus Mandat und Funktion und Gewerkschaftsfunktion, Gewerkschaftsspitzenfunktion, das kennen Sie ja genauso und das praktizieren Sie auch genauso dort, wo Sie an der Macht sind, aber halt nun einmal anders. Nicht auf rot, sondern auf schwarz. (Aufregung bei der ÖVP.) Und es ist zum Beispiel bezeichnend, wenn unter uns ja der Vizepräsident der Wiener Wirtschaftskammer sitzt und auch ein Landtagsmandat bekleidet - stimmt es nicht, lieber Herr Kollege Aichinger - und an sich selbst appelliert. Das ist dasselbe Prinzip! Er wechselt halt auch die Hüte in der Öffentlichkeit und praktiziert es. (Große Aufregung bei der ÖVP.) Wer bin ich heute, was bin ich heute gerade, was bin ich ab heute? (Beifall bei den GRÜNEN.) Und dann geht er hin und verlangt zum Beispiel vor wenigen Tagen “Barrierefreiheit für die Nahversorger“, obwohl er eigentlich genau wissen müsste, dass es genau die Kammer ist, die immer wieder legistische Änderungen in diesem Bereich behindert! Das heißt, es ist auch dieses Prinzip des Mit-sich-selbst-Verhandelns und An-sich-selbst-Appellierens! 

Wir können das sogar eine Runde weiter drehen, meine Damen und Herren! Wissen Sie, in Wahrheit muss etwas dran sein, weil Sie sich alle miteinander aufregen. Und es ist schon gut so (Heiterkeit bei der ÖVP.), weil wir jetzt nämlich zum Vier-Augen-Prinzip, zum BAWAG-Prinzip zum Quadrat kommen. Das ist nämlich die stille, große Koalition. Genauso wie es sie gibt und genauso wie sie praktiziert wird. (Aufregung bei SPÖ und ÖVP.) Und da will ich nur ein Beispiel bringen, von dem ich glaube, dass es ein sehr gutes ist, nämlich der Eurofighterdeal! 

Also die ÖVP kauft vor einigen Jahren unnötige Abfangjäger, warum auch immer. Unser Herr Bundeskanzler spricht von einer Wirtschaftsplattform zum Abfangjägerkauf, die sich weitgehend selbst finanzieren wird - Zitat. Und wer finanziert den Deal? Raten Sie einmal! Die BAWAG! Die BAWAG! Nun wirft die ÖVP der SPÖ angesichts des BAWAG-Skandals schlechtes Wirtschaften vor, was ich auch besonders lustig finde. Und just gründet sich eine Plattform, angesiedelt bei der Wirtschaftskammer, und schließt diesen so genannten Eurofighter-Selbstfinanzierungsdeal ab. Das heißt, es ist das für mich sozusagen ein Sittenbild, das auch das Bild, wenn Sie so wollen, vollendet: Die BAWAG, die Wirtschaftskammer, also mit anderen Worten kann ich nur mehr sagen, Wodu-Economy auf Rot-schwarz! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Und was ist die Moral von der Geschichte? Die Moral von der Geschichte ist eine ganz eine simple: Wir brauchen in diesem Land eine Entflechtung der Mandate, also von einem öffentlichen Mandat in einer gesetzgebenden Körperschaft und von einer Spitzenfunktion bei den Kammern. Diese zwei Dinge sollten nicht miteinander verflochten sein und wo auch immer du gerade bist: Sorry, Rudi, nimm es nicht persönlich, aber diese zwei Dinge sollten nicht vereinbar sein! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Und darüber hinaus brauchen wir eine Entflechtung überall, wo diese Verflechtungen vorkommen. Bei den Vereinen, bei den Vereinsvorständen, bei den Aufsichtsräten, bei den Beiräten, bei den Stiftungen. Wo auch immer, ich sage nur eines: Schluss mit dem BAWAG-Prinzip in Wien. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Für weitere Wortmeldungen darf ich, wie immer, in Erinnerung rufen, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden können und die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr Abg Strache gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten!

Wir haben mit dem nunmehr vorliegenden BAWAG-Skandal natürlich einen Skandal, wo die Sozialistische Partei und der Österreichische Gewerkschaftsbund natürlich maßgeblich beteiligt sind und die Verantwortung an diesem Skandal tragen. 

Und das ist eben auch so, dass es sich hier um zwei Schuhe eines Paares handelt, die natürlich überhaupt nicht voneinander zu trennen sind. Wir haben zwar zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht Ostern, aber trotzdem hat man den Eindruck, dass der SPÖ-Leitspruch wieder einmal Gültigkeit hat, nämlich das Motto "Mein Name ist Hase, ich weiß von nichts". Aber ich habe fast den Eindruck, mit diesem Verhalten hat sich der Herr SPÖ-Vorsitzende Gusenbauer wirklich zum Osterhasen 2006 gemacht, denn da lacht heute wirklich nur mehr jeder darüber, wie man hier versucht, Verantwortung wegzuschieben.

Und in Anlehnung an den Werbeslogan einer Bank dürfte man eigentlich nicht sagen, Vertrauen verpflichtet, sondern Vertrauen vernichtet, nämlich überall dort, wo es um rote Bereiche geht. Und da haben wir ja eine Skandal-Latte, die eigentlich unendlich ist. Ob das die Konsum-Pleite war, ob das die Länderbank-Pleite in den 80er Jahren war, die Vorgangsweise bei der Pfusch-Privatisierung der AVZ, wo man bis heute 1,3 Milliarden in den Sand gesetzt hat und wo auch die ÖVP damals fleißig mitgespielt hat. Das muss man schon auch in Erinnerung rufen, und da gebe ich der Kollegin Vassilakou völlig Recht: Natürlich besteht in diesen Bereichen die rot/schwarz oder die schwarz/rote Koalition nach wie vor, und da wird also weiterhin schön gemauschelt, schön ausgepackelt, schön nach dem Prinzip aufgeteilt, lassen wir alle leben, Rot und Schwarz, lassen wir uns gegenseitig leben, tun wir alles schön aufteilen, dann können wir auch erwarten, dass man bei dem einen oder anderen Skandal, der hoch geht, durchaus nicht ganz so den Mund gegenseitig aufmacht und ein bisschen auch schweigt. 

Und das erlebt man ja auch gerade in der Eurofighter-Geschichte, die angesprochen worden ist, denn die Vorfinanzierung für den Eurofighter-Kauf, dass den die rote BAWAG bekommen hat, ist schon eine eigenartige Geschichte und macht schon ein bisschen den Eindruck, als hätte man hier von Seiten des Bundeskanzlers ein bisschen Schweigegeld mit auf den Weg gegeben, damit man in der Eurofighter-Frage halt ein bisschen Alibikritik übt, aber nicht wirklich an die Substanz geht und sich sonst zurückhält.

Skandale ohne Ende, ob das der Zusammenbruch, wie gesagt, des Konsums war, ob das die Pleite eben damals war mit einem Verlust von Tausenden Arbeitsplätzen oder ob das der Bank Burgenland-Skandal war, der ja auch ein roter ist, aber der war ja im Grunde genommen ein Lercherl gegen das, was wir jetzt erleben. Der BAWAG-Skandal ist im Grunde genommen die Krönung, die Krönung einer roten Misswirtschaft. Das sind alles Ergebnisse eines Selbstbedienungsladens, einer Selbstbedienungsmentalität, die die Genossen in all diesen Bereichen leben, wo Politfunktionäre entsendet werden als so genannte Kontrollorgane und in Wirklichkeit diesen Namen ja gar nicht verdienen und die Mentalität eben jene ist, dass man anvertraute Gelder als Parteieigentum betrachtet. 

Ist ja ähnlich wie beim ARBÖ, nicht wahr, wo auch der Chef des ARBÖ eine ordentliche Gage von 240 000 EUR kassiert hat, aber dann gleichzeitig neben anderen Malversationen noch fleißig in die Kasse gegriffen hat. Und wieder das Prinzip: Zudecken bei der SPÖ, überall das gleiche Prinzip, zudecken, verheimlichen und noch belohnen. Den hat man ja dann noch belohnt, so wie auch den Generaldirektor Elsner bei der BAWAG, den man mit 3,6 Millionen EUR Abfertigung dann nach Hause geschickt hat und wo der Herr Verzetnitsch noch gesagt hat, gute Leute kosten gutes Geld. Also, das Geld war sicherlich nicht in gute Leute investiert, sondern wir wissen heute vom Gegenteil.

Aber genau das ist die Mentalität, und das Gleiche hat man beim ARBÖ erlebt, wo ja auch der Herr StR Rieder im Präsidium gesessen ist. Der hat wahrscheinlich auch überall genickt und zugestimmt, genauso wie die Aufsichtsräte bei der BAWAG, die gesessen sind, genickt haben und zugestimmt haben. Aber das ist halt zu wenig. Und Sie können uns auch nicht weismachen, dass der ÖGB-Präsident Verzetnitsch, der zurückgetreten ist, als SPÖ-Spitzenfunktionär nicht im SPÖ-Bundesparteipräsidium darüber beraten hat. 

Natürlich wird man dort darüber beraten haben und die siamesischen Zwillinge Verzetnitsch und Gusenbauer, nun bitte, also die werden sich schon besprochen haben und sich gemeinsam abgestimmt haben, auch in der Frage der BAWAG.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Heinz-Christian Strache (fortsetzend): Und jeder anständige Bürger, der heute letztlich als Kassier oder Kassiererin arbeitet und dem bei der Abrechnung am Abend 10 EUR in der Kasse fehlen, der muss die 10 EUR zahlen, sonst wird er gekündigt oder steht vor dem Richter. In der Causa ist man ganz locker dahingegangen, hat Raubtier-Kapitalismus betrieben und hat alle Arbeiterinteressen über Bord geworfen. Das Gegenteil von sozial ist nicht asozial, das Gegenteil von sozial ist heute sozialistisch und das haben Sie bewiesen. So, wie Sie hier vorgegangen sind, haben Sie das den Sündenfall genannt.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Bitte um den Schlusssatz.

Abg Heinz-Christian Strache (fortsetzend): Ich komme zum Schluss.

So haben Sie den Sündenfall gelebt. Es wäre so, wie wenn der Pabst die Sixtinische Kapelle verkaufen würde, um den Petersdom in eine Moschee umzuwandeln. Genauso haben Sie die Arbeiterinteressen verkauft und verraten und ich sage das heute hier, weil das Ihr Handeln gewesen ist. Die Streikkasse als Sicherheit herzunehmen ist wirklich letztklassig und ich sage, die Gründungsmitglieder der Gewerkschaftsbewegung drehen sich im Grab um, wenn sie heute sehen könnten, wie die Sozialdemokratie nichts mehr mit sozial zu tun hat, sondern degeneriert ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Tschirf. Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der BAWAG-Skandal ist ein Sittenbild der heutigen SPÖ. Und wie Sie hier sitzen, nämlich dass weder der Bürgermeister noch der Finanzstadtrat bei diesem Thema anwesend ist, ist auch ein Skandal und ein Zeichen, wie die SPÖ mit dieser Frage umgeht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Karl Renner hat einmal davon gesprochen, dass die Arbeiterbewegung eine Dreieinheit ist und aus Partei - der SPÖ -, Gewerkschaft und Genossenschaft besteht.

Wie sieht die Situation heute aus: Die SPÖ hat den Konsum ruiniert und ist gerade dabei, die Gewerkschaft, den Gewerkschaftsbund nachhaltig zu beschädigen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für jemanden wie für mich, der jahrzehntelang Mitglied des ÖGB ist, der selbst einmal eine ehrenamtliche Funktion im ÖGB innegehabt hat, ist das tatsächlich etwas, was bedrückt und es ist einfach ein Skandal, wie hier die SPÖ mit diesem Erbe umgeht. Das müssen Sie verantworten, vor allem vor Ihren Mitgliedern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe immer Respekt gehabt, gerade vor den sozialdemokratischen Gewerkschaftern, aber ich habe keinen Respekt vor der Vorgangsweise des Arbeiterkammerpräsidenten Tumpel, eines Arbeiterkammerpräsidenten Tumpel, der gleichzeitig gegen Liberalisierung und Globalisierung wettert, und was macht er, ja, was macht er! Er ist Vorsitzender des Aufsichtsrates der BAWAG und stimmt hochgefährlichen Spekulationen mit Geldern der Gewerkschaft zu. Das ist ein Skandal, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Aber die ÖVP-Auf-
sichtsräte auch!) 

Und wissen Sie, wer damals die Aufsicht gehabt hat? Im Finanzministerium war es ein sozialistischer Finanzminister, nämlich Edlinger, und in der Nationalbank war es noch einfacher, da war es die eigene Frau. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, hängt das nicht auch zusammen mit der Situation des Zusammenbruchs des Konsum 1995? War es nicht so, dass es vielleicht notwendig war, irgendwo Geld aufzustellen? Aber irgendwie erinnert die Vorgangsweise des BAWAG-Vorstandes, des Aufsichtsratspräsidenten Tumpel, an jemanden, der sein Haus einfach verloren hat, weil er nicht entsprechend mit Geld umgegangen ist und dann sein Sparbuch nimmt, ins Casino geht und glaubt, im Casino wieder das Haus zurückgewinnen zu können. Wir wissen, wie das endet und es hat auch bei der BAWAG so geendet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich frage mich nur, was hat die SPÖ-Spitze in den letzten zehn Jahren getan, und was hat die SPÖ-Spitze insbesondere davon gewusst. Ist wirklich SPÖ-Spitze das, was am 1. Mai mit dem Tücherl vorne auf der Tribüne steht und herunterwachelt und dann wieder zurückfährt ins Penthouse? Ist das von der Sozialdemokratie geblieben? Das muss ja vielen der kleinen Funktionäre weh tun und ich bin überzeugt, dass das auch einigen der hier Sitzenden in der SPÖ in ihrem Herzen weh tut.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Präsident Tumpel hat in der Vorstandssitzung der Wiener Arbeiterkammer am Montag keinerlei inhaltliche Auskunft darüber gegeben, wie tatsächlich die Situation während seiner Tätigkeit als Vorsitzender des Aufsichtsrats der BAWAG gewesen ist. Er verweigert beharrlich die Beantwortung mehrerer Fragen, wie denn das im Jahre 1995 gewesen ist, als er, obwohl es die BAWAG 1994 wirklich treuherzig gesagt hat, “das machen wir nicht mehr, dass wir mit Karibik-Geschäften spekulieren“, diese Geschäfte wieder aufgenommen hat, und was hat Präsident Tumpel tatsächlich dazu beigetragen, dass die Verluste in Grenzen gehalten worden sind. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute Sprechzeit! 

Abg Dr Matthias Tschirf (fortsetzend): Und wenn er davon spricht, dass es nicht klar ist, dass hier Verluste eingetreten sind, allein das ist ja ein Skandal! Er weiß es nicht, es interessiert ihn nicht, und das ist die Situation. 

Und noch eine Bemerkung zum Herrn Bürgermeister, der leider nicht anwesend ist: Warum er dem Gewerkschaftspräsidenten, der den Streikfonds, das heißt, das Allerheiligste der Gewerkschaft, so einfach verpfändet, den Maria-Theresien-Orden verleihen will, verstehe ich nicht. Ist es tatsächlich nur dafür, dass der ehemalige Gewerkschaftsbundpräsident schweigt? Das wäre ein weiterer Skandal in dieser Geschichte. 

Das, was wir von der SPÖ verlangen, ist, dass sie dafür sorgt, dass ihre Funktionäre dafür sorgen, dass sich das alles ändert. Wir verlangen, dass es eine Neuorganisation eines tatsächlich überparteilichen Gewerkschaftsbundes gibt, eines unabhängigen Gewerkschaftsbundes…

Präsident Johann Hatzl: (unterbrechend): Zum Schlusswort, bitte.

Abg Dr Matthias Tschirf (fortsetzend): …eine Entflechtung und eine Entschuldigung der SPÖ bei den Gewerkschaftsmitgliedern und bei den Sparern der BAWAG. (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsident Johann Hatzl: Die nächste Wortmeldung ist von Frau Abg Frauenberger. 

Abg Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Es gibt in der Sache BAWAG nichts schön zu reden, und wenn Sie das von mir als Sozialdemokratin, aber auch als Gewerkschafterin, erwarten, dann muss ich Ihre Erwartung leider enttäuschen. Die verantwortlichen Manager der BAWAG, die dieses Debakel verursacht haben, müssen ihre Verantwortung wahrnehmen. (Abg Kurth-Bodo Blind: Lauter Rote!) Daher stehen wir für jede Analyse, für jede Aufklärung und natürlich auch für jede Transparenz. (Abg Kurth-Bodo Blind: Ja!) Das, was aber allerdings jetzt die ÖVP versucht, daraus zu machen, das ist wahltaktisches Vorgehen und ich würde Ihnen raten, unterschätzen Sie nicht die Intelligenz der WählerInnen, die sehr wohl auseinander halten können, was die Verfehlung von Managern ist und was sozusagen politischer Gestaltungswille darstellen kann. (Beifall bei der SPÖ.) 
Herr Präsident Tumpel hat eine Stellungnahme abgegeben. Wenn Sie die nicht kennen, dann lasse ich sie Ihnen gerne zukommen. (Abg Kurth-Bodo Blind: Der Arbeiterkammerpräsident hat das zu verantworten!) Wir treten massiv in dieser Causa gegen das Schlagen von politischem Kleingeld auf. Was die Eurofighter betrifft, möchte ich Ihnen nur sagen, wir, die SPÖ, sind massivst dagegen aufgetreten. Beschlossen hat das unter anderem auch die FPÖ und ich möchte gerne auch eine Stellungnahme dazu abgeben: Wer im Glashaus sitzt, der soll nicht mit Steinen werfen, und das steht auch heute so zu lesen. 

Speziell die ÖVP sollte nicht vergessen, wie sie mit beinahe Bandbreiten von schwarzen Institutionen in den 70er Jahren umgegangen ist. Wer im Glashaus sitzt, sollte nicht mit Steinen werfen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Dazu ein paar Beispiele: Wer hat denn bei den ÖBB‑Millionen mit einer verpfuschten Reform alles in den Sand gesetzt beziehungsweise, wer hat denn in der Steiermark mit den Herberstein-Geldern (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist ein kriminelles Verhalten bei der BAWAG!) ein unverantwortliches Vorgehen an den Tag gelegt? 

Offenbar hat die schwarz‑orange Regierung es notwendig, von ihren eigenen hausgemachten Problemen und ihrer Misswirtschaft in den letzten Jahren abzulenken. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Unglaublich!) Schuldenberg 29 Milliarden EUR, höchste Arbeitslosenquote in der Zweiten Republik, ein totaler backlash in der Frauenpolitik und Verdoppelung der Sozialhilfe-Empfänger-
Innen. 

Der ÖGB wird ein verantwortungsvolles Corporate Governance hinsetzen, (Abg Kurth-Bodo Blind: Hoffentlich!) Köpferollen im ÖGB ist zu wenig, (Große Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ. Zahlreiche Zwischenrufe.) es werden rasch die notwendigen politischen, personellen und organisatorischen Weichen in der Organisation gestellt werden. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Genau!) Diese werden das vorhandene Vertrauen der ArbeitnehmerInnen in der österreichischen Gewerkschaftsbewegung sichern. Im ÖGB wie in der BAWAG wird von tausenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hervorragende Arbeit geleistet (Abg Kurth-Bodo Blind: Genau!) und als Gewerkschafterin möchte ich mich an dieser Stelle für ihr Engagement und ihren Einsatz in einer sicher nicht leichten Zeit ganz herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ.) 
Wie Sie sehen, steht der Gestaltungswille der SPÖ hier im Vordergrund. Es ist daher ärgerlich und unangebracht, dass der ÖGB und in weiterer Folge die SPÖ an den Pranger gestellt werden (Große Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.) und nicht primär jene hoch bezahlten Vorstände und Manager, die diese hoch riskanten Geschäfte eingefädelt, durchgeführt und auch zu verantworten haben. 

Diese Herren haben die BAWAG an den Rand einer Katastrophe gebracht, (Abg Kurth-Bodo Blind: Lauter Rote!) aus der sie Fritz Verzetnitsch und der ÖGB wieder herausgeholt haben. Das sind die Fakten, und dafür ge-
bührt ihm Dank und Anerkennung. (Beifall bei der SPÖ.)

Zu klären ist natürlich, warum nicht schon damals die verantwortlichen Managerinnen beziehungsweise Manager zur Verantwortung gezogen wurden. Die BAWAG ist wirtschaftlich solide (Abg Johann Herzog: Was ist die?) und wird für das abgelaufene Jahr mit einem Gewinn bilanzieren und für Spareinlagen und Wertpapiere der Kunden besteht keinerlei Gefahr. Dies wurde auch von der Finanzmarktaufsicht mehrfach bestätigt. 

Wir leben in einem Rechtsstaat und die Ursachen und die Verfehlungen sollen aufgeklärt werden. Jede po-
litische Anmerkung weisen wir massivst und auch offensiv zurück. Der ÖGB ist eine Institution in unserer politischen österreichischen Landschaft. (Abg Heinz-Christian Strache: Wo ist die Solidarität!) Ich als Gewerkschafterin bin guter Dinge, dass wir mit geeinter Kraft und mit geeinter Solidarität wieder die Chance nützen, weiterhin politisch und kraftvoll für die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einzutreten. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr StR DDr Schock. 

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Frau Kollegin Frauenberger, Sie haben uns erklärt, dass die SPÖ mit dem Ganzen überhaupt nichts zu tun hat. (Abg Heinz-Christian Strache: Jetzt kriegen wir bald einen Tee!) Sie haben versucht, von Ihrem Versagen hier abzulenken, aber das lassen wir Ihnen halt nicht durchgehen, denn es ist Ihre Partei, die nicht wirtschaften kann und die das tausendmal bewiesen hat, Herr Klubobmann, es ist Ihre Partei, die mit dem Konsum gescheitert ist, mit der Bank Burgenland, es ist Ihre Partei, die dabei ist, mit einer Gewerkschaftsbank zu scheitern, und es ist Ihre Partei, die nicht einmal einen Autofahrerklub führen kann, Herr Klubobmann Oxonitsch, (Beifall bei der FPÖ. – Abg Christian Oxonitsch: Und Ihre Partei glaubt, daraus einen Vorteil zu ziehen!) ja, Frau Kollegin Brauner, einen Autofahrerklub, wo sogar der VBgm Rieder verantwortlich ist, der involviert war beim ARBÖ, (Abg Kurth-Bodo Blind: So schaut es aus, lauter Rote!) und wo der Finanzstadtrat Rieder jetzt versucht, jede Schuld weit weg von sich zu weisen, indem er nämlich dieses Präsidium des ARBÖ verlassen hat. Klammheimlich hat er dieses Präsidium verlassen, das Präsidium des ARBÖ, in dem er verantwortlich gewesen ist für die Schuldenwirtschaft beim ARBÖ, meine Damen und Herren, und darüber ist sicher noch nicht das letzte Wort gesprochen. (Beifall bei der FPÖ. – Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Schulden der Republik sind viel schlimmer!)

Und, meine Damen und Herren, wir spüren daher bei allen unseren freiheitlichen Veranstaltungen den Unmut der Bevölkerung, ja die Empörung der Bevölkerung, denn es gibt ja bei uns immer mehr Menschen in allen Bezirken, in den Arbeiterbezirken, natürlich vor allem die, die in der Gewerkschaftsbewegung einmal aktiv waren, die vielleicht auch einmal sozialistisch gewählt haben, und wir spüren die Empörung dieser Menschen, dass der Sohn eines Bankdirektors schalten und walten konnte, wie er wollte, dass der Wolfgang Flöttl reich geworden ist mit den Mitteln der Gewerkschaftsbank, dass er in New York einen kapitalistischen Lebensstil pflegt und dass Sie alle von der SPÖ, meine Damen und Herren, jahrelang Ihre schützende Hand über diesen Wolfgang Flöttl gehalten haben. Ja, Sie haben Ihre schützende Hand über diesen Wolfgang Flöttl gehalten, und wir spüren die Empörung der Menschen, dass es nach wie vor beim Gewerkschaftsbund in dieser Situation Luxuspensionen gibt, obwohl der Gewerkschaftsbund angeblich kein Geld mehr hat. Es ist ja bezeichnend, meine Damen und Herren, dass Sie in letzter Sekunde den Versuch unternommen haben, den Abg Hundstorfer, der auf der Rednerliste vor mir gemeldet war, um hier zu sprechen, herauszustreichen. Und warum haben Sie ihn denn herausgestrichen aus der Tagesordnung? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Er ist beim Finanzminister!) Sie haben ihn herausgestrichen, weil nämlich er jetzt verantwortlich dafür ist, weil er dafür verantwortlich ist, und weil das kein Mensch in der Gewerkschaft einsieht, dass beim kleinen Angestellten der Gewerkschaft gekürzt wird, dass dort die Betriebspensionen der Gewerkschaftsangestellten gekürzt werden, meine Damen und Herren, was uns die Leute in den Bezirken überall erzählen. 

Und während die Alt-Pensionisten beim ÖBG zur Rechenschaft gezogen werden, werden die 100 Luxus-
pensionisten, wie der Herr Verzetnitsch, weiterhin ihre Superpensionen bekommen. Das ist unverständlich, mei-
ne Damen und Herren, und das versteht überhaupt niemand mehr in dieser Stadt. (Beifall bei der FPÖ.) Es versteht überhaupt niemand, dass man Direktor Elsner, der ja genau für diese Fehlspekulationen verantwortlich war, für diese Karibikverluste, dass man diesem Direktor auch noch 3,6 Millionen EUR Pension nachgeschmissen hat, (Abg Kurth-Bodo Blind: Pülchereien sind das!) es versteht überhaupt niemand, dass Präsident Verzetnitsch, der ja jetzt zurückgetreten ist, dafür dann 12 000 EUR Pension erhalten wird. 12 000 EUR Pension, und der Großteil davon, meine Damen und Herren, aus Gewerkschaftsbeiträgen. Der Großteil dieser 12 000 EUR kommt aus Beträgen der kleinen Gewerkschaftsmitglieder und aus ihren Beiträgen.

Und, meine Damen und Herren, ich frage Sie daher, wer hat denn dafür noch Verständnis.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute!

StR DDr Eduard Schock (fortsetzend): Und wenn Sie weiterhin überall mauern - und wir sind das vom Präsidenten Hundstorfer ja gewohnt und in seiner ersten Pressekonferenz hat er das ja bereits anklingen lassen - wenn Sie hier weiter mauern und diese Missstände verteidigen, dann ist das der Anfang vom Ende dieser österreichischen Gewerkschaftsbewegung. 

Und dann werden wir nämlich allen diesen enttäuschten Gewerkschaftsmitgliedern, diesen betrogenen, enttäuschten Menschen eine neue politische Heimat anbieten. Wir, die Freiheitliche Fraktion, fordern Sie daher auf, meine Damen und Herren von der Wiener SPÖ, räumen Sie mit Ihrem neuen Präsidenten Hundstorfer, der ja dafür jetzt zuständig ist, räumen Sie mit diesem neuen Präsidenten endlich mit all diesen Missständen in der Gewerkschaft auf. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Margulies! 

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Sehr geehrter Herr Präsident!

Kollegin Frauenberger, im Endeffekt hat ein Satz gefehlt: „In aller Demut, schuld ist die Bundesregierung.“ (Große Heiterkeit bei den GRÜNEN, ÖVP und FPÖ und Beifall bei den GRÜNEN. – Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wieso?) Das muss man tatsächlich sagen, denn als ich Ihrer Rede zugehört habe, habe ich mir wirklich gedacht, da ist kein Wort des Bedauerns, (Abg Sandra Frauenberger: Ah so!) kein Wort, mit welchem auf die eigenen Fehler tatsächlich Bezug genommen wird, und im Endeffekt geht es im ÖGB noch genauso weiter wie bisher. Jetzt wird gerade wieder verhandelt, auch mit den schwarzen Gewerkschaftern, wie man in Zukunft den ÖGB wieder aufbaut, wenn niemand was zu Reden hat. 

Und, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin seit 27 Jahren Gewerkschaftsmitglied und es tut mir weh, wenn ich sehe, wie in Wirklichkeit die Gewerkschaft jetzt unter Beschuss kommt. All die Kritik, die in den vergangenen Jahren gekommen ist, dass man aufhören soll mit diesen Multifunktionen, weil man damit unglaubwürdig wird und dass man in Wirklichkeit in Interessenskonflikte kommt - und das gilt nicht nur für die Gewerkschaft, liebe Kolleginnen und Kollegen, das gilt selbstverständlich auch für die Wirtschaftskammer, für den Bauernbund und so weiter -, man muss also mit diesen Multifunktionen endlich einmal Schluss machen, war vergebens. (Beifall bei den GRÜNEN.) Und damit Sie mich nicht falsch verstehen, ich wünsche mir das von Seiten der Gewerkschaft, von Seiten der Wirtschaftskammer. 

Denn es ist immer eine ganz sensationelle Erfahrung, wenn ich sehe, was am Bundeskongress der Gewerkschaft beschlossen wird und wie der ÖGB-Präsident im Nationalrat genau das Gegenteil macht. Oder, was die Arbeiterkammer Wien beschließt, und was Kollegen und Kolleginnen, die von der SPÖ im Arbeiterkammerrat drin-
nen sitzen und auch hier im Gemeinderat tätig sind, dann im Gegenteil beschließen. 

Und jetzt kommen wir zum nächsten Punkt: Jetzt kommen wir zu den Spekulationsgeschäften, denn das ist genau das, was ich glaube, dass es die Gewerkschaftsmitglieder wirklich am meisten stört. Jetzt sagen alle, an den hochspekulativen Geschäften, da sind die Manager schuld, und wir haben alle nichts davon gewusst. 

Ganz kurz: Wenn ich Eigentümer von einer Bank bin und ich kümmere mich nicht darum, dann bin ich verantwortlich, und nicht nur die Manager. (Abg Harry Kopietz: Wird sein!) Aber was ist denn mit den hochspekulativen Geschäften, liebe KollegInnen von der ÖVP, von der FPÖ, von der Sozialdemokratie, wenn es um Cross-Border-Leasing geht, wo war denn da die moralische Diskussion, welche Rolle spielt denn das, dass man mitgeht. (Abg Heinz-Christian Strache: Da haben wir dagegen gestimmt!) Entschuldigung, Kollege Strache, Sie haben so, so, so und so geredet, Sie sind hin und her umgefallen, Sie haben einmal dazu, einmal dagegen gestimmt, einmal wieder zu. Schauen Sie im Protokoll nach, Sie werden sehen, Sie haben zugestimmt, abgelehnt, zugestimmt. Die ÖVP hat zugestimmt, und die SPÖ hat es vertreten. 

Das sind genau diese Geschäfte, wovor wir Ihnen auch hier im Gemeinderat gesagt haben, Finger weg davon. Da gibt es eine moralische Komponente und die-
sen Anspruch, gegen diesen Heuschrecken-Kapitalismus aufzutreten, den verraten Sie tagtäglich. Und das ist der größte Vorwurf an die Sozialdemokratie, und dagegen werden wir als Grüne immer ankämpfen, dass Sie die Interessen der Arbeiter und Arbeitnehmerinnen verraten, um sich am Stil des Großkapitals zu beteiligen. Und das ist eine Beleidigung für die Intellektualität und für den Instinkt jedes anständigen Menschen, und das gilt für alle drei anderen Fraktionen.

Nun, Kollege Tschirf, ein Satz zum Abschluss. Sie regen sich zurecht darüber auf, wie kann das sein, dass die SPÖ nichts davon weiß, was in der BAWAG passiert. Entschuldigung, schauen Sie sich doch Ihren eigenen Parlamentspräsidenten an. Ihr eigener Parlamentspräsident, Kohl, wehrt sich dagegen, dass das Parlament als großer Aufsichtsrat den Abfangjägervertrag zu Gesicht bekommt. Sie wollen das nicht. Sie, die ÖVP, sagen Nein, der Herr Präsident sagt: „Nein, ich will davon nichts wissen.“, wo wir alle wissen, dass dies wahrscheinlich ein noch größerer Skandal als die BAWAG werden wird, und die BAWAG hat es finanziert. 

Und abschließend, damit man auch sieht, dass die BAWAG durchaus eine großkoalitionäre Geschichte ist mit FPÖ-Einsprengsel: Es ist auch so, dass sich die FPÖ halt einmietet bei der BAWAG. Ja, man kann sich natürlich überall einmieten, aber wenn sich die FPÖ-Aka-
demie bei der BAWAG einmietet, (Abg Kurth-Bodo Blind: Sie haben wohl ein Sparbuch!) dann ist das natürlich auch was, was wahrscheinlich zu Superkonditionen geschieht, die man sich auf Grund dessen, dass man ja eng miteinander zusammenarbeitet, herausgeholt hat.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute!

Abg Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Und in diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und Herren von SPÖ, ÖVP und FPÖ, nehmen Sie es ernst, wenn Sie gegen den Heuschrecken-Kapitalismus auftreten, alle drei, und hören Sie mit der Heuchelei auf, denn gegen den Heuschrecken-Kapitalismus aufzutreten, würde bedeuten, dass sich in der Wirtschaftspolitik gravierende Änderungen abzeichnen und zwar im Interesse der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen und nicht immer nur im Interesse der Wirtschaft. Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Neuhuber! 

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Wenn Sie sich ein bisschen die ausländischen Medien in der letzten Zeit anschauen, dann werden Sie gesehen haben, dass der Finanzplatz Wien und Österreich durch das BAWAG-Debakel leider in Mitleidenschaft gezogen wurde. So eine Beinahe-Bankpleite der viertgrößten österreichischen Bank bleibt natürlich auch international nicht unbemerkt. Nun, was hat denn jetzt eigentlich, wenn man es noch einmal Revue passieren lässt, in Schlagworten, zu diesem Beinahe-Debakel ge-
führt. 

Da waren einmal betrügerische Machenschaften. Ohne eine gewisse kriminelle Energie wäre das nicht gegangen, und die Berichte diesseits und jenseits des Atlantiks werden in den nächsten Monaten und Jahren noch zu klären haben, wer da aller wirklich involviert war, von Flöttl-Junior bis Bennett, Refco und so weiter. 

Da war aber auch die geduldete Großmannsucht von Vorstandsdirektoren und Generaldirektoren - insbesondere natürlich, wie man jetzt sieht, von Raffzahn Elsner -, den Herren mit ihren Penthäusern und Swimmingpools. Nichts gegen Penthäuser und Swimmingpools, wenn man sie sich selbst erwirtschaftet, aber sehr wohl etwas, wenn es von einer Gewerkschaftsbank geduldet wird. Ein willenloser Eigentümer ist mit schuld. Wir haben es heute ja wieder gehört, der Eigentümer habe nichts damit zu tun, meine Damen und Herren. Wenn man aber so seinem Eigentum gegenüber steht, dann sollte man es möglichst schnell bestmöglichst verkaufen, weil ein willenloser Eigentümer ist genau das, was betrügerische Machenschaften und großmannsüchtige Generaldirektoren brauchen, um sich zu bereichern, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ahnungslose Aufsichtsräte, ja. Alle sagen jetzt "Mein Name ist Hase, ich habe nichts davon gewusst". Nun, sehr wohl war, wie wir wissen, von dem Zins-Swap im Aufsichtsrat die Rede. Wer hat denn von denen gewusst, was ein Zins-Swap überhaupt ist, meine Damen und Herren. Offensichtlich nicht sehr viele, denn sonst hätten sie bemerkt, dass es sich um reine Wettgeschäfte handelt. Und einem Einzelnen 350 Millionen Dollar oder Euro in die Hand zu geben, nämlich dem Flöttl für Zins-Swap auf Yen, da hätten doch bei jedem einzelnen Aufsichtsrat schon die Alarmglocken klingeln müssen. 

Letzten Endes waren aber auch nichtfunktionierende Kontrollmechanismen auf den verschiedensten Ebenen schuld - und das wird auch in den nächsten Jahren aufzuarbeiten sein - und das alles angereichert mit ein bisserl Freunderlwirtschaft und mit einer ganz großen Portion Gier, mit einer ganz großen Portion Gier. Letzten Endes vielleicht auch vom Eigentümer selbst, der - das wissen wir ja nicht - einen derartigen Druck auf das Management ausgeübt hat, entsprechende Dividenden abzuliefern. Das kann diese Herren auch in die Situation getrieben haben, letzten Endes diese ganzen Spekulationen einzugehen. In den Osten ist man ja nicht gegangen und hat dort expandiert, von irgendwoher müssen die Erträge kommen, und aus dem Inland, bekanntlicherweise, ist es im Bankwesen schwer zu machen. 

Also, die Gier war da sicher auch schuld, und die Freunderlwirtschaft. Ich meine, das sehen wir doch an der Vergabe eines 120 Millionen-Kredits für das Casino in Jericho. Welcher andere Kreditnehmer, meine Damen und Herren, würde denn das bekommen? Das ist überhaupt etwas, meine Damen und Herren von der SPÖ und der Gewerkschaft unter Ihnen. Erklären Sie einmal das Ihren kleinen Mitgliedern, wie die Kreditvergaben für Freunde in der Bawag abgelaufen sind. Jeder Unternehmer, jeder kleine Häuselbauer weiß, welche Sicherheiten man braucht. Das Sparbuch von der Großmutter, die Bürgschaft vom Onkel braucht man, um einen Kredit zu bekommen. Hier werden hunderte Millionen an Freunde ohne nachhaltige Sicherheiten vergeben. Letzten Endes bleibt das Risiko immer bei der Bank und die Gewinne bei den Spekulanten. Das ist Ihre Auffassung von Wirtschaftspolitik, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ein Wort auch noch zur Seligsprechung des Herrn Verzetnitsch und des Herrn Weninger. Ich meine, dass man den Streikfonds verpfändet, darüber will ich mich als Unternehmer an dieser Diskussion nicht weiter beteiligen. Ich sehe das ein bisschen so – und eigentlich deshalb beinahe positiv, möchte ich sagen -, (Heiterkeit bei der ÖVP.) wie wenn ein Industrieller mit seiner Fabrik in Schieflage gerät und in letzter Sekunde, bevor sie in Konkurs geht, halt auch noch das Familienanwesen und den Familienschmuck verpfändet, letztendlich weiter spekuliert, und dann geht halt am Schluss alles gut und er ist wieder der große Held. 

Also, da will ich mich als Unternehmer an dieser Diskussion nicht beteiligen. Aber, meine Damen und Herren, was da letzten Endes alles an Aktienrecht, an Stiftungsrecht, an Finanzrecht, an Bankwesengesetz gebrochen wurde, das werden wir auch noch aufzuarbeiten haben, und darin sind die Herren Verzetnitsch und Weninger hundertprozentig involviert, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Mag Alexander Neuhuber (fortsetzend): Und 2003 hat man schon gewusst, wo es mit der Bawag hingeht, meine Damen und Herren. Und dann kam noch der Vertrag für Elsner, der Pensionsvertrag und das Penthaus, das er sich noch letztes Jahr kaufen durfte. Also, wenn das kein Schweigegeld ist, dann weiß ich gar nichts mehr. (Abg Heinz-Christian Strache: Eine 200m2-Wohnung!) Umso mehr sehen wir, meine Damen und Herren, wie transparent Know-how und Moral auch in der Wirtschaft und ein Verantwortungsbewusstsein notwendig sind, alles Dinge, die es auch in Wien nicht immer gibt. Und hier sehen wir am Bawag-Deal, wenn Vorstand und Eigentümer ahnungslos, wenn Vorstand und Eigentümer willenlos sind, wenn sie dahindilettieren, dann passiert genau das, was mit der Bawag passieren musste. 

Das wäre nämlich in einer privatisierten Bank, die an der Börse notiert, wo es echte Aufsichtsräte gibt, die sich um das Geschäft kümmern, niemals passiert, meine Damen und Herren. Und damit das nicht in Wien auch irgendwann mit einer unserer Beteiligungen von den Stadtwerken bis zur Holding geschehen kann, sehen wir als Beispiel am Prinzip Bawag, wie es die Frau Vassilakou ausgedrückt hat, dass wir also privatisieren müssen, sonst haben wir das Debakel irgendwann in Wien auch. Denn eines ist klar: Die SPÖ kann einfach nicht wirtschaften. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Fritz Strobl. Ich erteile es ihm. 

Abg Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Lassen Sie mich zu Beginn wirklich ganz kurz die Wortmeldung des Herrn DDr Schock kommentieren, denn es war wirklich signifikant der Unterschied erkennbar. Der Unterschied zwischen jenen, die Probleme lö-
sen wollen und jenen, die nur Öl ins Feuer gießen wollen und die nur politisches Kapital schlagen wollen, war hier ganz klar erkennbar. Sie stehen hier am Rednerpult und polemisieren, während Kollege Hundstorfer beim Finanzminister ist, um Probleme zu lösen. (Beifall bei der SPÖ. – Heiterkeit bei der ÖVP und FPÖ.) So schaut es nämlich in Wirklichkeit aus. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich werde mich bemühen, die Ausführungen wieder auf die sachliche Ebene zurückzuführen. Die Vorkommnisse - und lassen Sie mich das auch klar sagen -, die Vorkommnisse rund um die Bawag beschäftigen und empören viele Menschen. Auch mich persönlich, und selbstverständlich auch viele Mitglieder in der SPÖ, außer Frage. Viele Menschen sind entsetzt, welche riesige Summen bei diesen Risikogeschäften in der Karibik verloren gegangen sind. Viele sind fassungslos über das riskante Handeln früherer Manager und Vorstände in der Bawag und etliche sind beunruhigt, ob sich das auf die Kunden der Bank auswirken könnte. Wir SozialdemokratInnen haben daher den Wechsel an der Spitze der Bank und somit die Bestellung von Prof Dr Ewald Nowotny als ausgezeichnet gefunden, weil er nicht nur ein hochanständiger, sondern auch ein fachlich höchst qualifizierter Mensch ist. Ich bin auch zutiefst davon überzeugt, dass mit ihm die Bawag seriös und transparent geführt wird, ohne riskante Geschäfte und zum Vorteil ihrer Kunden. (Abg Günter Kenesei: Das glaube ich ohnedies!)

Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, in welch ernste Lage einige frühere Manager die Bank in den späten 90er Jahren gebracht hatten, wurde erst vor kurzem bekannt. Dass der ÖGB als Miteigentümer der Bawag und im Besonderen Fritz Verzetnitsch durch entschlossenes Handeln die Bank im Jahr 2000 vor einer möglichen Insolvenz gerettet hat, (Abg Mag Alexander Neuhuber: Gegen welche Gesetze hat er verstoßen!) empfinde ich persönlich als absolut richtig, denn wenn die Zahlungsfähigkeit der viertgrößten Bank dieses Landes in Frage gestellt worden wäre, hätte das zu einer Katastrophe für die vielen Sparer, für die Tausenden Beschäftigten und für das Image Österreichs (Abg Heinz-Christian Strache: Sie hätten die Spekulationsgeschäfte nicht durchführen dürfen ohne Sicherheit!) und nicht zuletzt auch für den Wirtschafsstandort Wien führen kön-
nen. (Abg Heinz-Christian Strache: Eurofighter-Ge-
schäfte!) 
Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, vergessen Sie bitte eines nicht: Heute steht die Bawag wieder auf gesunden Beinen. Ab dem Jahr 2001 hat die Bank begonnen, die Verluste aus den Risikogeschäften bilanziell zu verkraften. Es wurden bis heute nach meinen Informationen alle Verluste bewältigt. Gleichzeitig gelang es der Bawag, die Eigenmittel der Bank auf 3,3 Milliarden EUR zu erhöhen und damit eine ausgezeichnete und gesunde wirtschaftliche Basis zu erarbeiten. (Abg Heinz-Christian Strache: Telekom!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was wir sicher nicht brauchen, ganz sicher nicht brauchen, ist ein politisches Hickhack und den Versuch, politisches Kleingeld zu wechseln. Was wir brauchen, ist eine ernsthafte (Abg Heinz-Christian Strache: 1,5 Milliarden sind kein Kleingeld!) Diskussion darüber, wie solches Managerverhalten künftig verhindert werden kann und zwar nicht nur in der Bawag, sondern auch in der ÖVP oder in FPÖ-nahen Betrieben. Über das müssen wir uns unterhalten. 

Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, wir müssen uns darüber unterhalten, wie Steueroasen trockengelegt werden können. Nicht nur in der Karibik, sondern auch in Europa, damit es künftig weniger Spekulationsgeschäfte, aber mehr Geld in Sachinvestitionen gibt. Und das, meine sehr geehrten Damen und Herren besonders von der ÖVP, wäre auch ein schönes Thema für die Präsidentschaft der derzeitigen Österreichischen Bundesregierung. (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Jetzt kommen Sie mit der Regierung!) Aber wir wissen ja, dass offensichtlich derzeit jede Gelegenheit genützt wird, um an den Wahlkampf zu denken, anstatt an die Zukunft der Menschen in diesem Land. 

Und lassen Sie mich abschließend bitte noch ein paar Sätze zur Wirtschaftspolitik und zur Wirtschaftskompetenz sagen, (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Um 18 Monate zu spät!) und ich zitiere hier den Klubobmann der ÖVP, Molterer: „Wer nicht wirtschaften kann, kann kein Land führen, und wer nicht wirtschaften kann, kann die Arbeitsmarktproblematik nicht lösen.“ Bei den vielen ausschließlich polemischen Aussagen, die er gestern im Parlament von sich gegeben hat, ist es ihm doch gelungen, hier an den Kern der Wahrheit zu dringen, denn die ÖVP-geführte Bundesregierung beweist uns seit dem Jahr 2000 tagtäglich, wie Recht er hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Seit dem Amtsantritt der ÖVP-Bundesregierung hat diese Bundesregierung unter der Führung von Bundeskanzler Schüssel jeden Tag 11,4 Millionen EUR Schulden gemacht, tagtäglich. (Abg Dr Herbert Madejski: Ja, der Margulies hat das auch gesagt!)

Der Herr Finanzminister, der gemeinsam mit dem Bundeskanzler angetreten ist, um angeblich die Schulden abzubauen, hat es geschafft, in nur 6 Jahren die Schulden um 29 Milliarden EUR zu erhöhen, das sind mehr Schulden - meine sehr geehrten Damen und Herren, passen Sie gut auf - als in 13 Jahren Alleinregierung unter Bundeskanzler Bruno Kreisky. Mit einem wichtigen und signifikanten Unterschied: Unter Kreisky wurde investiert in die Infrastruktur, in die Gesundheit, in die Bildung, in die soziale Absicherung, und so weiter.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Bitte zum Schluss zu kommen.

Abg Friedrich Strobl (fortsetzend): Meine sehr verehrten Damen und Herren, es wurde die Wirtschaft unterstützt, und es wurden zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum Abschluss noch einmal, ich wiederhole es: Wer nicht wirtschaften kann, kann kein Land führen. Wer nicht wirtschaften kann, kann die Arbeitsmarktproblematik nicht lösen. (Zahlreiche Rufe aus der FPÖ: Jawohl, jawohl, sicher, das stimmt!)

Sie treten tagtäglich den Beweis an, es ist Zeit, es ist wirklich Zeit, dass diese unsoziale und verantwortungslose Politik ein Ende hat. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Harry Kopietz zur ÖVP: Die ÖVP bereitet sich schon vor auf Baumschnitt, was anderes wird ihnen auch nicht übrig bleiben!) 

Präsident Heinz Hufnagl: Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass zwei schriftliche Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus eingelangt sind.

Die Abgen Friedrich Strobl und Ernst Woller haben am 3. März 2006 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend die Änderung des Gesetzes über die Kulturförderung, das so genannte Kulturförderungsbeitragsgesetz 2000, LGBl für Wien Nr. 23/2000, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl für Wien 23/2005, eingebracht.

Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugewiesen.

Wir kommen nunmehr zu Postnummer 1. Diese betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Kulturförderungsbeitragsgesetz 2000 geändert wird.

Berichterstatter dazu ist Herr Abg Ekkamp. Ich erteile ihm das Wort und bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Abg Franz Ekkamp: Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zur Postnummer 1.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Berichterstatter.

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Gegen die Zusammenlegung erfolgt kein Einwand. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist nun eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich als erster Redner Herr Abg Mag Stefan. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Scheibchenweise bekommen wir sie, aber wir bekommen sie ganz sicher, nämlich die Gebührenerhöhungen. Heute ist wieder ein weiterer Schritt da, und zwar die Gebührenerhöhung über den Kulturförderungsbeitrag. Dieser wird jetzt immerhin um 34 Prozent erhöht, das ist neuer Rekord, aber reiht sich in die Liste der Gebührenerhöhungen konsequent ein.

Ein interessanter Nebensatz ist auch noch, dass dieser Kulturförderungsbeitrag für die freien Medien verwendet werden soll. Diese sollen also in ihrer Freiheit offenbar so unterstützt werden, dass sie letztlich abhängig gemacht werden. Also, ein Paradoxon an sich, dass die freien Medien verstärkt unterstützt werden mit finanziellen Mitteln und damit natürlich erhöht in die Abhängigkeit der Gemeinde Wien kommen. An sich ist diese Vorgangsweise und diese Denkweise bereits nicht logisch, sondern im Gegenteil, unlogisch und nicht sinnvoll.

Natürlich denkt man, Kultur ist eine heilige Kuh und wenn dafür mehr Geld ausgegeben wird, dann ist es an sich immer gut. Wir haben schon wiederholt angemerkt, dass es so nicht ist. Es geht immer darum, wofür das Geld konkret eingesetzt wird und nicht, dass es in irgendeinen Topf fließt. Und wenn Gebührenerhöhungen erfolgen und damit die Steuerzahler erneut zur Kasse gebeten werden, dann muss man sich das sehr genau überlegen. 

Das reiht sich also eindeutig ein in die Gebührenerhöhungen dieses Jahres. Wir wissen, Gaspreis 17 Prozent, Strompreis 5 Prozent, Kanalgebühren, Müllgebühren, oder auch die etwa 50 Gebührenerhöhungen in der Ära Häupl, die ich Ihnen erspare, alle zu hören, von den Tarifen der Wiener Linien über die Elternbeiträge für Heimkinder, Saalmieten in den Musiklehranstalten, Gebühren für die alten Menschen in den Wiener Pensionistenwohnheimen, Erhöhung der Pflegegebühren und vieles mehr, Verteuerung des Spitalkostenbeitrags, Einführung einer Parksteuer im 15. Bezirk, und da habe ich nur einen ganz kleinen Teil herausgegriffen. 

Es zeigt sich, die Stadt Wien schafft es immer wieder, sich Geld vom Bürger herauszuholen. Es ist das hier ein neuer Versuch, und wir lehnen diesen Versuch wie alle anderen ab und lehnen daher auch den Gesetzesantrag ab. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. Ich erteile der Frau Abgeordneten das Wort. 

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Thema der Erhöhung der Landesabgabe der GIS-Gebühren hat uns ja auch schon in der medialen Diskussion der letzten Wochen immer wieder beschäftigt. Es geht natürlich nicht nur darum, dass hier Gebühren erhöht werden, sondern es geht natürlich auch um die Frage, was tut man eigentlich mit dem Geld, das man da zusätzlich einhebt.

Die GIS-Gebühren, dass ist ja jene Vorschreibung, die Ihnen allen sicherlich monatlich oder zweimonatlich, je nach Zahlungsweise, ins Haus flattert und ist ein nicht ganz unbeträchtlicher Betrag, den man ja gerne zahlen würde, wenn man das Gefühl hätte, dass damit genau das passiert, wofür man auf den ersten Blick meint zu zahlen, nämlich für die Erfüllung des öffentlich-recht-
lichen Auftrags des ORF für Medienförderung.

Nur schleicht sich in diese Vorschreibung ganz klammheimlich ein kleiner Nachsatz ein, nämlich die Einhebung der so genannten Landesabgaben, und um die geht es auch in der vorliegenden Gesetzesänderung. Nicht alle Bundesländer heben diese Landesabgaben ein, sie sind auch unterschiedlich hoch, Wien hat mit der jetzigen Gebührenerhöhung eine der höchsten in ganz Österreich. Und die meisten Menschen, die sich sowieso hin und wieder die Frage stellen, wieso soll ich überhaupt Gebühren zahlen, und die immer wieder auch durchaus zu Recht an der Art und Weise, wie der ORF seinen öffentlich-rechtlichen Auftrag auslegt, Kritik üben, die müssen jetzt paff erstaunt sein, wenn sie herausfinden, was mit dieser Landesabgabe eigentlich passiert und was damit bezahlt wird. Denn, die Landesabgabe, ein nicht unbeträchtlicher Posten des Budgets der Stadt Wien, es geht immerhin um viele Millionen Euro - rund um 30 Millionen EUR, wenn ich das richtig im Kopf habe, habe ich ausgerechnet, werden es nach der Gebührenerhöhung sein - diese Millionen werden nicht für Medienförderung ausgegeben. Sie werden in erster Linie für Kulturförderung ausgegeben, darüber, glaube ich, kann man durchaus reden, das ist vielleicht auch durchaus im Begriff des öffentlich-rechtlichen Auftrags umfasst. Sind aber auch die Altstadterhaltung und viele jener leicht absurden Fälle, die wir immer wieder im Bereich der Altstadterhaltung zu sehen bekommen, auch davon umfasst? Wissen die Bürgerinnen und Bürger eigentlich, was mit diesen Geldern passiert?

Und ich nenne da nur ein paar Fälle, die uns auch in den letzten Jahren immer wieder beschäftigt haben, die auch öffentlich diskutiert wurden, zum Beispiel die Renovierung des Trabrennvereins, die vom Kontrollamt vor einiger Zeit harsch kritisiert wurde, oder auch das Geld für die Renovierung des Steirer Ecks, des Lokals im Stadtpark, wo in der Beiratssitzung, in der ich selbst zugegen war, selbst die sonst immer für den Denkmalschutz streitenden Experten und Expertinnen gesagt haben, also mit Denkmalschutz hat das nun wirklich nichts mehr zu tun. Und man kann ja darüber streiten, ob man den Umbau des Steirer Ecks gelungen oder weniger gelungen findet und ob man dort gerne oder wenig gerne hin essen geht, aber dass mit unseren Gebührengeldern dieser Umbau finanziert wird, ist, glaube ich, nicht in der Intention jener, die das Geld dafür tatsächlich zahlen. 

Was hingegen könnte die Intention sein oder was wäre etwas, womit wir alle leben könnten, womit ich leben könnte, womit viele leben könnten? 

Erstens, wenn die Gebühren und der öffentlich-rechtliche Auftrag des ORF vielleicht ein Stück weniger weit gefasst wären als Bejubelungssendung für Regierungsmitglieder, wenn sich tatsächlich mehr kultureller Auftrag, mehr kulturelle Vielfalt spiegeln würde einerseits, aber das ist, zugegebenermaßen, nicht das, worüber wir hier im Landtag abzustimmen haben, und andererseits, wenn diese Landesabgabe zumindest in der Intention auch etwas mit Medienförderung zu tun hätte. Und jetzt freuen wir uns ja durchaus, dass die SPÖ offensichtlich diesen von uns lang gehegten Wunsch auch aufgegriffen hat und in dieser Gesetzesänderung auch festschreibt, dass das Geld nunmehr nicht ausschließlich für die Altstadterhaltung und die kulturelle Förderung verwendet werden soll, sondern auch für Medienförderung. 

Aber, so ist das immer mit solchen Änderungen, das macht ja nur dann Sinn, wenn man tatsächlich Zahlen festschreibt, wenn man sich auf etwas festlegt, wenn es bei dieser Festschreibung Verbindlichkeiten gibt und nicht ausschließlich Ankündigungen. Noch dazu, wo es mir, trotz mehrmaligen Nachfragens, nicht möglich war herauszufinden, was jetzt genau damit gemeint ist, was damit eigentlich wirklich genau gefördert wird, von welcher Größenordnung wir hier sprechen und was die Zielsetzungen und Zwecke sein sollen. 

Wir werden daher einen Abänderungsantrag zur vorliegenden Gesetzesnovelle einbringen, der wie folgt lautet: 

„Der Wiener Landtag wolle beschließen, der vorliegende Entwurf, mit dem das Gesetz über den Kulturförderungsbeitrag, Kulturförderungsbeitragsgesetz 2000, geändert wird, wird wie folgt geändert: 

§ 9 lautet: Bei Verträgen ist bei Abgaben für kulturelle Zwecke mindestens jedoch zu jeweils 10 Prozent für die Altstadterhaltung, für die Förderung neuer Medien und für die Förderung kultureller Medien zu verwenden.“ 

Und bitten um Abstimmung für diesen Antrag.

Wir glauben, dass es Sinn macht, zumindest 4 Mil-
lionen EUR dieser zusätzlichen Einnahmen für den Bereich der Medien zu reservieren, für unabhängige Medien und dafür mehr Vielfalt in dieser Stadt in diesem Bereich zu garantieren. Es hat in den letzten Jahren sehr viele sehr spannende neue Projekte gegeben, von denen ich glaube, dass sie sich diese Förderung verdienen würden und das geht jetzt durchaus über die freien Radios oder auch den freien Community-Sender Okto hinaus, da gibt es eine Reihe von interessanten Print-Magazinen, aber es gibt auch eine gesamte Entwicklung im elektronischen Bereich, dort wo es um Online Medien geht. Und gerade dort, und auch dort, sollte diese Förderung ermöglicht werden. 

Wir glauben, dass es daher sinnvoll und notwendig ist - und haben das auch in den Gesprächen mit dem StR Mailath-Pokorny rund um die rot-grünen Projekte als eine Idee eingebracht -, dass es so etwas wie einen Medienvielfaltsfonds geben sollte, der aus den Geldern der Landesabgabe gespeist werden soll. Leider hat der Stadtrat damals dieses Projekt in den Gesprächen nicht aufgegriffen. Diese langjährige Forderung, die wir immer wieder, auch öffentlich, diskutiert haben, ist nun von der ÖVP aufgegriffen worden. Wir finden das ganz erfreulich, dass die ÖVP unsere Pressekonferenzunterlagen offensichtlich sehr genau studiert und wir hier auch einigermaßen inhaltliche Übereinstimmung finden können und werden daher dem entsprechenden Beschlussantrag der ÖVP gerne zustimmen. 

Ich glaube, dass es tatsächlich darum gehen muss, diese Medienförderung klar festzuhalten, festzuschreiben, und nicht im vagen Satz zu belassen. Und sollte sich die SPÖ auf diese Festschreibung der 10 Prozent einigen und unserem Antrag zustimmen können, so werden auch wir der Erhöhung gerne zustimmen. Sollte dies nicht der Fall sein, werden Sie verstehen, dass nur für schöne Worte allein keine Zustimmung der Grünen zu diesem Gesetz zu erwarten ist. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dr Wolf zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Wir diskutieren die Erhöhung der Landesabgabe auf die Rundfunkgebühren, also eine Gebühr auf eine Gebühr. Die ORF-Gebühren sind ja bekanntlich eine Fernseh- und Radioapparatesteuer. Jeder, der ein Gerät besitzt, ist verpflichtet, die ORF-Gebühr zu bezahlen und darauf wird die Landesabgabe kassiert, zugeschlagen. 

Seltsamerweise kommen andere Bundesländer ohne diesen Zuschlag aus. Oberösterreich oder Vorarlberg zum Beispiel kassieren keine Landesabgabe, Wien kassiert eine, die jetzt nach der Erhöhung um 34 Prozent zu den höchsten im Lande gehört. Sie sind damit fast schon in Regionen der Steiermark und Kärntens. 34 Prozent Erhöhung auf eine Gebühr einer Gebühr ist eine beachtliche finanzielle Belastung für die Konsumenten, und Sie werden daraus ca 7 Millionen EUR jährlich mehr beziehen, und in der Tat werden Sie dann ca 30 Millio-
nen EUR pro Jahr unter diesem Titel lukrieren. 

Die Frage ist, was geschieht mit dem Geld. Zusätzlich zur Altstadt- und den bereits erwähnten sonstigen Finanzierungen sollen nun auch alternative Medien gefördert werden. Allerdings geschieht das in einer Form, die beiläufig ins Gesetz geschrieben wurde. 

Medienprojekte sollten finanziert werden, das ist uns aber zu wenig. Wir meinen in der Tat, dass es einen Medienfonds geben sollte, der alternative und nichtkommerzielle Medien finanziert, und zwar finanziert und nicht subventioniert, denn die Subvention von Medien ist immer eine heikle Sache. Es entstehen hier Abhängigkeiten, wenn es keine klaren Regeln, keine klaren Richtlinien für die Unterstützung gibt. 

Daher, so meinen wir, sollte es einen Fonds geben, der aus den Mitteln dieser Landesabgabe gespeist wird, und aus diesem Fonds sollten die nicht kommerziellen und alternativen Medien und neue Internetprojekte und Medienprojekte, insgesamt, die nicht kommerziell sind, finanziert werden. Natürlich nach klaren Richtlinien. Zielgenauigkeit, Professionalität und Erreichbarkeit sind jene Schlagworte, die notwendig sind, damit man zu einer klaren, transparenten und nachvollziehbaren Finanzierung dieser alternativen Medien kommt. 

Darüber sollte ein Beirat entscheiden, der nach diesen Richtlinien konstituiert die Einhaltung dieser Richtlinien überwacht und die Finanzierung der alternativen Medien nach transparenten Grundsätzen vornimmt. 

Ich darf daher einen Beschlussantrag einbringen, wonach ein Landesfonds zur Förderung der nichtkommerziellen und alternativen Medien eingerichtet wird, ein Fondsbeirat eingerichtet wird, der mit parteiungebundenen Medienexperten beschickt wird und die Erarbeitung eines verbindlichen Richtlinienkatalogs für die Vergabe von Subventionen an nichtkommerzielle und alternative Medien erfolgt. Zur Planungssicherheit sollte der Fonds mit einem Dreijahresbudget ausgestattet werden. In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir meinen, dass Medienfinanzierung, wie gesagt, eine demokratiepolitisch wesentliche und substantielle Angelegenheit ist. 

Sie sollte auf transparenten Grundlagen beruhen, nicht auf Subventionsbasis, wo der zuständige Stadtrat oder die zuständige Stadträtin nach Ermessen entscheiden. – Ich danke.

Präsident Heinz Hufnagl: Als vorläufig letzte Debattenrednerin hat sich Frau Abg Klicka zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihr. 

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Im Kulturförderungsgesetz wurde im Jahr 2000 der Kulturförderungsbeitrag mit 20 Prozent der Bemessungsgrundlage festgelegt. Sie alle wissen, dass der Kulturschilling im Jahr 1972 eingeführt und zuletzt im Jahr 1989 erhöht wurde. Allerdings ist aber im Zeitraum von 1989 bis 2006 der Verbraucherpreisindex um 46,7 Prozent gestiegen. Wir haben jedoch nach wie vor den Kulturförderungsschilling, die Landesabgabe für die Projekte in der Stadt sowohl für Kulturprojekte als auch für den Altstadterhaltungsfonds in hohem Maße eingesetzt.

Es ist uns ganz wichtig, dass wir diese innovativen Projekte weiterhin fördern können. Es ist aber klar, dass in diesem langen Zeitraum auch die Aufwendungen in diesem Bereich gestiegen sind, und daher ist es notwendig, auch diesen Beitrag zu erhöhen. Wir liegen mit der jetzigen Erhöhung nicht, wie Frau Kollegin Ringler gesagt hat, an der oberen Grenze der Bundesländer. Im Gegenteil: Wir liegen im Mittelfeld. Gerade Kärnten und Steiermark haben eine Landesabgabe von 4,70 EUR, bei uns beträgt sie nun nach der Erhöhung 4,10 EUR. 

Diese Anhebung wird am 1. Juli in Kraft treten: Aber es ist natürlich klar, dass der Kulturförderungsbeitrag des Bundes immer erst nach Ablauf des Jahres zur Verfügung steht und wir ihn dann gemäß der Zweckwidmung, die wir heute auch beschließen, verwenden werden. 

In vielen anderen Bundesländern ist das nicht so. Obwohl der Name “Kulturförderungsbeitrag“ deutlich aussagt, dass diese Gelder für Kulturprojekte zur Verwendung kommen sollen, werden diese Gelder auch immer wieder dazu verwendet, um irgendwo anders Löcher zu stopfen.

Wir sind der Meinung, dass die Investitionen gerade in den letzten Jahren sehr gut angelegt waren und auch in Zukunft sein werden und dass es nicht von ungefähr kommt, dass Wien zu den Städten mit der höchsten Lebensqualität zählt. Dafür ist allerdings auch das Umfeld maßgeblich, nämlich zum Beispiel die Erhaltung und Pflege des historischen Stadtbildes. Die Menschen sehen ein, dass die Renovierung von denkmalgeschützten Fassaden und Gebäuden etwas kostet, es ist ihnen aber auch wichtig, dass die Stadt ein tolles Erscheinungsbild hat, und wir können den Menschen immer klarlegen und ehrlich sagen, was mit den Geldern, die im Bereich der Abgabenerhöhung eingenommen werden, geschieht und was umgesetzt wird. 

Erst am 21.3., also vor wenigen Tagen, wurden im Altstadtbeirat wieder 6,2 Millionen EUR für 75 Projekte beschlossen, und zwar für sehr wesentliche Projekte, die nicht nur für die Wienerinnen und Wiener große Bedeutung haben, sondern auch weltweit in der Architekturlandschaft, und die immer wieder Menschen nach Wien kommen lassen, um diese Bauten zu besichtigen. Ein Projekt wird zum Beispiel die Alte Heumühle in der Schönbrunner Straße betreffen, ein anderes Gebäude ist der Otto-Wagner-Bau in der Köstlergasse, und bei einem dritten Projekt geht es um einen Miethausbau von Otto Wagner, welcher zu einem der wichtigsten Gebäude unter seinen Werken zählt. Auch das Haus "Zum goldenen Bären" in der Kirchengasse, das eine besonders schöne Biedermeier-Fassade hat, wird mit 152 000 EUR restauriert werden können.

Immer wieder befinden sich unter den zahlreichen Objekten auch solche, die im Eigentum von Glaubensgemeinschaften stehen, wie zum Beispiel der Stephansturm, der jährlich auch einen großen Beitrag aus dem Altstadterhaltungsfonds erhält, aber auch die Karlskirche und weitere sakrale Bau- und Kunstwerke wie die Kirchen Am Hof, auf dem Mexikoplatz, dem Bischof-Faber-Platz und dem Brigittaplatz. Das heißt, wir sorgen nicht nur dafür, dass das Kulturerbe der Innenstadtbereiche sauber und in Ordnung gehalten wird, sondern uns ist es ein großes Anliegen, dass diese Lebensqualität und dieser Fassadenschutz auf ganz Wien ausgedehnt wird.

Auch dieser Altstadterhaltungsfonds – und darauf basiert ja in der Geschichte auch der Kulturförderungsbeitrag – wurde 1972 gegründet, und wir sind sehr stolz darauf, dass wir in den letzten Jahren 3 900 Objekte mit 196 Millionen EUR fördern konnten.

Gebührenerhöhungen innerhalb der Stadt sind für die Menschen nachvollziehbar, weil sie wissen, was mit dem Geld geschieht, im Gegensatz zum Bund, wo mit Gebührenerhöhungen wesentliche Belastungen auf die Menschen zukommen, sie danach aber weniger Leistung und weniger Qualität erhalten. Denken wir nur an die Studiengebühren, welche die Studenten jährlich zweimal entrichten müssen, sie aber in Räumen untergebracht sind, die wirklich des Lehrens und des Lernens vollkommen unwürdig sind!

Wir achten darauf, dass wir das Geld zielorientiert einsetzen, und so werden wir es auch bei den neuen Medien tun. Mich verwundert allerdings ein bisschen der Sinneswandel in der ÖVP: Herr Abg Strobl hat in den letzten Jahren den Förderungen, etwa von Okto oder Radio Orange, mit dem Argument nie zugestimmt, dass der Zugang zu freien Medien über die Wirtschaft finanziert werden soll, weil sie nur dann frei von der Stadt und frei von politischem Einfluss sind. Ich meine aber, dass die Freiheit auch in Frage zu stellen ist, wenn ein Medium 100 Prozent von der Werbung finanziert wird! 

Zu dem Antrag: Wir haben keine einjährigen Verträge abgeschlossen, sondern wir haben zum Beispiel Okto eine Förderung von 980 000 EUR pro Jahr gewährleistet und die Zusicherung für eine Förderung auf drei Jahre damit verbunden. Auch Radio Orange hat für den Restrukturierungsplan eine Dreijahresförderung erhalten, wobei es meines Erachtens sehr gut gelungen ist, diesen Relaunch professionell durchzuführen: Radio Orange steht nun auf sehr guten Beinen.

Das Zehnjahrejubiläum von Radio Orange hat auch gezeigt, dass es das größte freie Radio innerhalb des deutschsprachigen Raumes ist, und wir können stolz darauf sein, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dort sehr zufrieden sind und dass alle Gruppen in der Bevölkerung dort eine Stimme gefunden haben.

Uns ist ganz wichtig, dass mit dieser Erhöhung des Kulturförderungsbeitrages eine Planungssicherheit für diese freien Gruppen gegeben ist, sodass auch Umstrukturierungsmaßnahmen getroffen werden können. Dafür hat die Stadt immer Dreijahresbeträge zur Verfügung gestellt.

Auch das neue Förderungsmodell der Netzkultur ermöglicht es, dass die Player selbst entscheiden können, was wie geschehen soll, und dies findet auch international sehr große Beachtung. Nicht die Politiker, sondern die Player selbst sind die Kuratoren und tragen dort auch maßgeblich zur Gestaltung bei.

Für mich ist entscheidend, dass diese Gebührenanpassungen auf sehr hohem Niveau die Leistungen der Stadt sichern, und ich ersuche daher um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke für die Debattenbeiträge. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich kann daher die Verhandlung für geschlossen erklären. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Von Frau LAbg Mag Ringler und FreundInnen wurde ein Abänderungsantrag betreffend Zweckbindung im Kulturförderungsbeitragsgesetz eingebracht. 

Wer diesen Abänderungsantrag der Grünen Fraktion unterstützt, gebe bitte ein Handzeichen. – Dies ist ausschließlich von der einbringenden Fraktion unterstützt, daher in der Minderheit und sohin abgelehnt.

Ich bitte nunmehr jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Ich konstatiere die mehrheitliche Annahme durch die Stimmen der sozialdemokratischen Fraktion.

Dieses Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Es liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP-Abgeordneten Dr Franz Ferdinand Wolf, Dr Wolfgang Aigner und Frau Mag Sirvan Ekici betreffend Einrichtung eines Fonds zur Förderung nichtkommerzieller und alternativer Medien vor.

Wer diesen Beschluss- und Resolutionsantrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird nur von der Österreichischen Volkspartei und der Grünen Fraktion unterstützt, bleibt daher in der Minderheit und ist sohin abgelehnt.

Wir werden nun das Gesetz in zweiter Lesung zur Abstimmung bringen, wenn kein Widerspruch erfolgt. – Ich sehe keinen Widerspruch.

Daher bitte ich jene Damen und Herren, die dem Gesetz nunmehr auch in zweiter Lesung zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist von der sozialdemokratischen Mehrheit und sohin mehrstimmig beschlossen.

Die Postnummer 2 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Schulgesetz geändert wird. Es handelt sich hiebei um die 15. Novelle zum Wiener Schulgesetz.

Berichterstatterin dazu ist Frau LhptmStin Laska. Ich erteile ihr das Wort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich darf um Ihre Zustimmung ersuchen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.

Ich darf die Debatte somit eröffnen und bitte als Erste Frau Abg Jerusalem, das Wort zu ergreifen. – Bitte, Frau Abgeordnete. 

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es gibt heute zwei Änderungen im Wiener Schulgesetz. Die eine Änderung bezieht sich auf den technischen und arbeitshygienischen Bedienstetenschutz, und die zweite Änderung bezieht sich auf den Bestellungsmodus des Kollegiums im Stadtschulrat.

Ich möchte zunächst zu diesen beiden Änderungen kurz Stellung beziehen und dann noch einige Worte zum Wiener Schulgesetz an sich sagen, das ja mittlerweile ein pädagogisch in einigen Punkten sehr antiquiertes Gesetz ist.

Ginge es nur um den Bedienstetenschutz, dann wäre die Sache sehr einfach. Dann könnten wir zustimmen. Da gibt es eine Verbesserung, die vor allem dann relevant sein wird, wenn nicht nur auf dem Papier Verbesserungen vorgenommen werden, sondern tatsächlich in der Praxis. Wenn die Sicherheitsvertrauenspersonen gut arbeiten und das, was sie tun, tatsächlich Sinn macht, wenn die Sicherheitsfachkräfte gut arbeiten und eifrig in Anspruch genommen werden und auch die Arbeitsmediziner das Ihre dazu leisten, dann könnte sich die Arbeitswelt der Lehrerinnen und Lehrer um ein gutes Stück verbessern. Dazu könnten wir gerne Zustimmung geben.

Nun zum zweiten Punkt betreffend das Kollegium. – Da wird eine Veränderung vorgenommen, die ebenfalls in sich und an sich logisch ist, so man überhaupt der Meinung ist, dass das Kollegium in seiner heutigen Form eine adäquate und sinnvolle Einrichtung zur Lenkung des Wiener Schulsystems auf dieser politischen Ebene ist. Ich habe dazu schon in Pressekonferenzen Stellung bezogen und Änderungsvorschläge gemacht. Ich bin nicht der Meinung, dass das Kollegium eine sinnvolle und brauchbare Einrichtung ist.

Um es auf den Punkt zu bringen und mich sehr kurz zu fassen – denn ins Detail möchte ich nicht gehen –: Ich bin der Meinung, dass alles, was sozusagen zentrale Materie ist, was Gesetze, Verordnungen und so weiter betrifft, vom Landtag erledigt werden könnte, wie er es ja auch in Bezug auf Gesetze tut; das kann auch im Ausschuss besprochen werden. Alles andere aber, was die Schulen selbst betrifft, sollte meiner Meinung nach in die Autonomie der Schulen übergehen. Es ist relativ lächerlich, wenn zum Beispiel im Kollegium beschlossen wird, wohin irgendeine Schule fährt, beziehungsweise wenn Dinge beschlossen werden, die im Grunde genommen nur Sache eines einzelnen Schulstandortes sind, noch dazu, da das Kollegium kaum die Übung der Debatte, der Diskussion und der Auseinandersetzung pflegt. Das gibt es dort im Wesentlichen nicht, was mit einer sehr restriktiven Geschäftsordnung zusammenhängt, welche die Rechte der Kollegiumsmitglieder in großem Ausmaß eingeschränkt hat.

Ich habe jetzt nicht mehr in Erinnerung, ob Sie, Herr Abg Vettermann, auch dort waren. Jedenfalls gab es in der Arbeiterkammer kürzlich einen hoch interessanten Vortrag von Dr Jens Henrik Haahr vom dänischen Technologieinstitut. Meiner Meinung nach war dieser Vortrag deswegen so interessant, weil im Grunde genommen eine riesengroße Datenmenge auf Grund der zahlreichen Untersuchungen, die es gegeben hat, so auf den Punkt gebracht wurde, dass man den einzelnen Ländern auch Rat geben kann. Und auch Haahr ist in seinem Vortrag zu dem Schluss gekommen, dass es sinnvoll wäre, die Autonomie der Schulen auszubauen, sodass sehr viel mehr Entscheidungen an den Standorten fallen könnten und nicht zentral in irgendwelchen Ausschüssen oder Kollegien, die eigentlich mit den Entwicklungen am Standort nichts zu tun haben.

Ich erwähne einen weiteren Punkt, der mir am Herzen liegt, obwohl ich natürlich weiß, dass das nicht ursächlich von den Sozialdemokraten kommt. Auch das ist sozusagen in sich kollegiumslogisch gedacht: Es macht überhaupt keinen Sinn, dass die Landesschülervertreter-
Innen nur mit beratender Stimme und nicht mit beschlussfassender Stimme im Kollegium vertreten sind. Ich weiß, dass da ein Bundesgesetz den Takt vorgibt, was mich jetzt aber natürlich nicht daran hindert zu sagen, dass das mir – und wahrscheinlich auch Ihnen – nicht passt und dass das geändert werden sollte!

Ich möchte nicht lang werden und jetzt nur auf zwei Punkte in diesem Schulgesetz hinweisen, die mich veranlasst haben, zu Beginn meiner Rede zu sagen, dass das Schulgesetz antiquiert ist und eigentlich nicht den pädagogischen Anforderungen entspricht.

Erstens ist im Wiener Schulgesetz das geteilte, selektive Schulsystem vorgeschrieben und gibt sozusagen den Takt vor. Für die sechs- bis zehnjährigen Kinder gibt es eine Volksschule und daneben auch eine allgemeine Sonderschule für jene Kinder, die man als zu schwach einschätzt, um eine normale Volksschule besuchen zu können. Weiters gibt es neben der im Schulgesetz festgeschriebenen Hauptschule für die Zehn- bis Vierzehnjährigen ebenfalls eine entsprechende allgemeine Sonderschule. Dass es daneben auch noch eine AHS gibt, steht nicht darin, aber das wissen wir. – Das ist dieses erfolglose und, wie ich meine, antiquierte geteilte System, und ich verweise in diesem Zusammenhang noch einmal auf den Arbeiterkammer-Vortrag von Herrn Haahr, der das aufgegriffen hat.

Der sozioökonomische Hintergrund der SchülerInnen wirkt sich jedenfalls und immer auf die Leistungen aus, und in geteilten, selektiven Schulsystemen ist dieser Einfluss größer als in Gesamtschulsystemen. Das heißt, wir hätten guten Grund, ein Gesamtschulsystem einzuführen. Das höre ich auch immer wieder von sozialdemokratischer Seite, und ich bin sehr froh darüber, dass dazu eine gemeinsame Meinung vorherrscht. Das müsste dann aber natürlich auch in einem Wiener Schulgesetz anders ausschauen. Klarerweise bin ich mir der Abhängigkeit von Bundesgesetzen bewusst. – Jedenfalls ist aber das, was ich jetzt ausgeführt habe, für die GRÜNEN mit ein Grund, warum es von unserer Seite her dazu keine Zustimmung geben kann.

Ein weiterer Punkt, der im Schulgesetz enthalten ist und von uns kritisiert wird – nur einer von vielen, den ich noch anführen möchte –, betrifft die strikte Einteilung der Einheiten: Eine Schulstunde hat 50 Minuten, in Ausnahmefällen 45 Minuten. Es ist jedoch pädagogisch durch nichts zu begründen, warum in diesen starren Einheiten gearbeitet werden soll. Ganz im Gegenteil: Bei Projektarbeiten und fächerübergreifenden Arbeiten kommt man mit einer derartigen Einteilung natürlich nicht aus.

Daher sage ich abschließend: Ich halte das Gesetz insgesamt für mittlerweile antiquiert. Bei den Neuerungen können wir zum Beispiel dem Bedienstetenschutz sehr viel abgewinnen, unterm Strich können wir aber dem Schulgesetz leider nicht zustimmen. – Danke schön.

Präsident Heinz Hufnagl: Wir setzen die Debatte fort.

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dr Tschirf. – Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Dieses vorliegende Schulgesetz ist im Wesentlichen eine Anpassung an den Bestellungsmodus der Mitglieder von Ausschüssen im Wiener Gemeinderat, und wir werden diesem Entwurf zustimmen, weil es dabei um rein formale Anpassungen geht. 

Die Österreichische Volkspartei kann sich selbstverständlich vorstellen, dass wir im Zuge von Diskussionen eines neuerlichen Konvents auch über die Verteilung der Aufgaben im Schulbereich diskutieren. Das wäre sicherlich zweckdienlich, weil die jetzige Verteilung zwischen Bund und Land nicht optimal ist.

Ich möchte aber die Gelegenheit nutzen, um bei der Debatte über ein Schulgesetz auch darauf einzugehen, dass ein Aspekt, für den Wien sehr wohl zuständig ist, eine besondere Rolle spielen sollte, nämlich die Notwendigkeit eines Generalsanierungs- und Schulentwicklungsplans für das Wiener Pflichtschulwesen. Wir werden diesbezüglich morgen im Gemeinderat einen Antrag einbringen. Wir fordern dies seit vielen Jahren.

Ich bin heute in der Früh in der Kleistgasse selbst Augenzeuge geworden, dass Eltern dort zu Recht gegen die bauliche Situation dieser Schule demonstriert haben. Ich möchte gerade auch Kollegen Vettermann empfehlen, sich einmal anzusehen, was dort von der Wand fällt! Die Situation ist seit fünf Jahren unverändert. Ich weiß, dass es verschiedene wirtschaftliche Überlegungen gibt, aber trotzdem sollte die bauliche Sicherheit im Vordergrund stehen. Eine Schule in einem Zustand wie die Kleistgasse ist tatsächlich ein Armutszeugnis für die Stadt Wien! Ich ersuche daher, rasch zu handeln, und sich nicht darauf zu beschränken zu sagen: Das ist wirtschaftlich nicht vernünftig. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Vettermann. – Ich erteile es ihm. 

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Frau Vizebürgermeisterin und Berichterstatterin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Zu Kollegen Tschirf: Betreffend Generalsanierungsplan habe ich Kollegen Strobl schon eine Antwort gegeben, und ich werde die Antwort, die ich schon immer gegeben habe, nicht noch einmal geben. Alles in allem kann man – ich fasse es kurz – sagen: Die MA 56 geht planvoll vor. Es gibt natürlich einen Plan, und es gibt in diesem Sinn auch keinerlei akute Gefährdung. 

Im Zusammenhang mit der Kleistgasse kann man, so wie es gestern ausgesehen hat, ganz im Gegenteil sagen, dass dort gute pädagogische Arbeit geleistet wird und sehr interessante Projekte durchgeführt werden. Und dort, wo keine direkte Notwendigkeit beziehungsweise Gefahr in Verzug besteht, wird natürlich renoviert werden, aber erst im Sommer. (Abg Dr Matthias Tschirf: Haben Sie sich die Schule schon einmal angeschaut?) Lassen Sie mich das nur kurz zu Ende ausführen!

Das machen wir aber nicht deshalb, weil das wirtschaftlich kein Sinn hat oder weil es momentan das Geld nicht gäbe, sondern deshalb, weil das im Regelfall die Eltern und Lehrer so wünschen. Wenn es sich nicht direkt um Gefahr in Verzug handelt, werden Renovierungen normalerweise in den Sommerferien durchgeführt, damit nicht der ganze Schulbetrieb durcheinander kommt. Diese Vorgangsweise wird man auch diesmal wählen, und zwar in Absprache mit den Eltern und den Lehrern, denn niemand will, dass man mitten im Schuljahr plötzlich Baumaßnahmen setzt.

Wenn irgendwo eine wirkliche Gefährdung droht, dann wird sofort gehandelt. Wenn aber nur normaler Renovierungsbedarf besteht – und niemand sagt, dass es so etwas nicht gibt –, dann wird zu dem Zeitpunkt agiert, zu dem es im Hinblick auf den Schulablauf logisch und richtig ist, nämlich in den Sommerferien. So war es bisher, so wird es sein, und so wollen es die Schulpartner. Diese Antwort kann ich geben, und so wird es auch ablaufen. 

Ansonsten stelle ich fest, dass die ÖVP zustimmen wird.

Zu den Ausführungen der Kollegin Jerusalem: Wir haben nunmehr neuerlich festgelegt, wie sich das Kollegium zusammensetzen wird. Das bringt aus meiner Sicht durchaus einiges an Beschleunigung und Modernisierung, etwa dass die Wahlbehörde und nicht die Landesregierung die Klubs auffordert, ihre Vertreter zu nennen. Wir hatten diesmal eine sehr lange Durststrecke, was aus der Vorgangsweise erklärbar ist, die es in Zukunft nicht mehr geben wird.

Die Zusammensetzung des Kollegiums ist ähnlich wie bei den Ausschüssen. Gut finde ich auch, dass zumindest die Hälfte der Abgeordneten eines Klubs ihre eigenen Vertreterinnen und Vertreter zur Kenntnis nehmen müssen, dass vom Verfahren her also durchaus ein Schritt nach vorne gemacht wurde.

In einem Punkt unterscheiden wir uns natürlich: Ich halte das Kollegium durchaus für sinnvoll. In den Schulen gibt es aber sehr wohl auch eine lebendige Autonomie. Es stimmt, dass wir früher im Regelfall lange diskutiert haben, etwa die Aktivitäten von Schulen, wo sie hinfahren und Ähnliches mehr. Diese lange Liste zu bewilligen ist eine Sache. Es hat aber auch schon Diskussionen um durchaus kritische Fragen gerade auch von Ihrer Seite geben. Auch ich hinterfrage immer wieder einmal, ob es sinnvoll ist, dass man quasi sagt: Die Schulen sollen doch machen, was sie wollen! Ich weiß nicht, ob es sehr zweckmäßig ist, dass es in manchen Fragen eine totale Auseinanderentwicklung gibt.

Mir erscheint die jetzige Praxis, dass wir im Regelfall nicht allzu streng sind und das, was die Schulen sagen, durchaus akzeptieren, theoretisch aber eine gemeinsame Diskussionsmöglichkeit haben, wenn etwas ganz Absurdes geschieht und eine vom Schulplan gar nicht gedeckte Aktivität stattfinden soll, als durchaus nachvollziehbar.

Betreffend LandesschülervertreterInnen besteht rein rechtlich derzeit keine Möglichkeit. Wir sind in Diskussion mit ihnen. Sie hätten gern Sitz und Stimme, und wir hätten das auch ganz gern, aber es geht momentan nur mit beratender Stimme. Wir nehmen sie aber ernst und versuchen, sie maximal einzubinden.

Dass ich persönlich und auch als Politiker dafür kämpfe, dass wir eine gemeinsame Gesamtschule bis 15 bekommen, ist kein Geheimnis. Das ist natürlich sachlich gut begründet, ist aber über das vorliegende Schulgesetz hier nicht zu machen und zu regeln. Dazu bedarf es anderer politischer Aktivitäten: Die nächste Nationalratswahl ist zum Beispiel eine solche Möglichkeit, auch inhaltlich gegenüber der Bevölkerung eine entsprechende Stellungnahme abzugeben.

Unbestritten war auch, dass jetzt die Bedienstetenschutzbestimmungen kommen und es diesbezügliche Beauftragte gibt. Im Bedienstetenschutz wird also auch ein Schritt weiter gemacht. Ich glaube, das ist eine besondere gute Sache! Aus diesem Grund fordere ich alle auf, hier mit gutem Gewissen zuzustimmen. Das ist ein Schritt in die richtige Richtung! – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.

Als nächster und vorläufig letzter Redner hat sich Herr Abg Dipl Ing Margulies zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

In Vertretung meiner Kollegin Cammerlander mache ich es ganz kurz und bringe nur einen Antrag ein, in dem es darum geht, dass in Wirklichkeit im Gesetzwerdungsverfahren in Hinkunft auch eine Sozialverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden sollte. Ich glaube, angesichts der Situation, wie sie sich gegenwärtig darstellt, dass die Armut steigt und immer mehr Menschen immer weniger Geld zur Verfügung haben, ist es umso notwendiger und entscheidender, jedes Gesetzesvorhaben nicht nur auf Wirtschaftlichkeit, auf EU-Rechtswidrig- oder Rechtsgültigkeit beziehungsweise auf Umweltverträglichkeit zu prüfen, sondern auch eine Sozialverträglichkeitsprüfung durchzuführen, und in diesem Sinne bringe ich den nachfolgenden Antrag ein.

„Der Landtag wolle beschließen: Das Instrument der Erläuternden Bemerkungen zu den Wiener Landesgesetzen ist dahin gehend auszubauen, dass diese analog zur Untersuchung der wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen des Gesetzesvorhabens eine auf sozialwissenschaftliche Verfahren gestützte Analyse über die Auswirkungen des jeweiligen Gesetzesvorhabens auf die soziale Lage der betroffenen Bevölkerung, auf die Gleichstellung von Frauen und Männern und die soziale Situation in ihrer Gesamtsicht beinhalten.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an den Herrn Landeshauptmann.“ – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Ich erkläre daher die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin, Frau VBgmin und LhptmStin Laska, das Schlusswort. – Bitte sehr. 

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bedanke mich für die Diskussion und würde mir wünschen, dass die Teile dieser Diskussion, die ich als Grundsatzbildungsdiskussion gerne verstanden hätte, nicht nur hier im Haus, sondern vor allem auch in einer breiten Öffentlichkeit thematisiert werden. Das ist etwas, warum wir alle kämpfen sollten, weil Bildungsfragen insgesamt Fragen sind, welche nicht nur die Zukunft unserer Kinder und Jugendlichen, sondern die Zukunft unseres Landes bestimmen. Daher wünsche ich mir eine solche breite Bildungsdiskussion.

Zum Gesetz selbst ist hinlänglich erläutert worden, warum es in dieser Form novelliert wurde, und ich ersuche Sie daher um Zustimmung. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung der Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Dies ist ohne die Grüne Fraktion, sohin mit Mehrheit angenommen.

Es liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von Herrn Abg Dipl Ing Martin Margulies, vor. Er betrifft die Sozialverträglichkeitsprüfung im Gesetzgebungsverfahren.

Wer diesen Beschluss- und Resolutionsantrag zuweisen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird nur von der Österreichischen Volkspartei und der Grünen Fraktion unterstützt, bleibt sohin in der Minderheit und ist damit abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich erblicke keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Wiener Landtages, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein entsprechendes Handzeichen. – Dies ist von der sozialdemokratischen Mehrheit, der Österreichischen Volkspartei und der Freiheitlichen Partei sohin mehrstimmig angenommen.

Die Postnummer 3 der Tagesordnung betrifft den Tätigkeitsbericht für die Wirksamkeitsjahre 2004 und 2005 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien an den Wiener Landtag.

Ich darf von der Kinder- und Jugendanwaltschaft noch niemanden begrüßen, die Herrschaften werden aber, wie mir signalisiert wird, in Kürze kommen. 

Wir werden daher vorweg mit der Abhandlung dieser Postnummer 3 beginnen. Ich bitte die Frau Berichterstatterin, Frau LhptmStin Laska, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie jährlich liegt auch heuer der Tätigkeitsbericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien für den Zeitraum 2004/2005 vor. Ihnen ist der Bericht bekannt. Wir hatten ihn auch im Ausschuss auf der Tagesordnung, haben ihn aber, wie üblich, dort nicht diskutiert. Die Diskussion wird heute hier stattfinden. Darüber freue ich mich!

Ich weiß, dass die beiden Kinder- und Jugendanwälte unterwegs sind. Offensichtlich war der bisherige Ablauf im Haus zu schnell. Das spielt aber keine Rolle. Ich freue mich, dass wir sie hier begrüßen werden, und ich möchte mich jetzt schon bei den beiden für ihre Umgangsweise mit ihrem Arbeitsumfeld und ihrem Arbeitsauftrag bedanken! 

Ich bitte Sie um Diskussion und dann auch um Zustimmung zu diesem Tätigkeitsbericht.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin.

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich als Erster Herr Abg Gudenus zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Frau Vizebürgermeister! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Uns liegt heute der Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft 2004/2005 vor. Ich war, ehrlich gesagt, sehr überrascht, wie ehrlich und klar dieser Bericht – zumindest teilweise, denn er nennt Symptome, aber keine Ur-
sachen – gefasst ist. Der Bericht ist vor allem auch entlarvend für die misslungene Integrationspolitik in Wien. 

Natürlich stellen Softguns eine Gefahr für Jugendliche dar! Das sollte man nicht zu sehr schön reden.

Ich möchte in meiner Wortmeldung aber eher auf das Kapitel “Zum Heiraten lass’ ich mich nicht zwingen!“, also auf das Thema Zwangsehe eingehen. – Es ist schockierend, dass es in unseren Breitengraden und in unserer Gesellschaft so etwas geben kann! Aber eigentlich – das möchte ich klarstellen – ist das ja gar nicht unsere Gesellschaft. Es handelt sich um eine Parallelgesellschaft, die neben beziehungsweise abseits unserer Gesellschaft ungestört existiert, die auf Grund von übertriebener Toleranz einiger Immigrationsfanatiker erst entstehen und gedeihen konnten. (Zwischenruf von Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi.)

In dieser Parallelgesellschaft werden junge islamische Mitbürger von ihren Eltern gezwungen zu heiraten. – Ich zitiere aus dem Bericht: „Der Ehepartner wird ausgesucht und bis zur Hochzeit wird die Jugendliche zu Hause bewacht und darf das Haus nicht verlassen.“ Die Definition laut dem Bericht lautet: „Eine Zwangsheirat liegt dann vor, wenn mindestens einer der Eheleute die Ehe gegen den eigenen Willen eingeht. Zwangsehen werden unfreiwillig, oft unter massivem Druck geschlossen. Die Mittel, die von den Herkunftsfamilien dabei angewandt werden, reichen von emotionaler Erpressung, psychischem Druck hin zur körperlicher Gewalt und sogar ausgesprochenen Morddrohungen.“ – Soweit das Zitat aus dem Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht. (Weiterer Zwischenruf von Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi.) Das ist der Bericht, Herr Kollege!

Vor allem für weibliche Jugendliche ist das Ganze noch dramatischer. Im Falle der Weigerung wird diese Ehrlosigkeit „mit schweren Sanktionen bis hin zur Ermordung bestraft“. – Das zitiere ich auch aus dem vorliegenden Bericht.

Man sieht also, dass sich Tradition und Religion unter dem Mantel des Islam zu einer die Menschenrechte missachtenden Sitte vermischen. Das zeigt dieser Kinder‑ und Jugendanwaltschaftsbericht ungeschminkt auf. Man kann ihm also sicherlich nicht vorwerfen, dass darin irgendetwas beschönigt wird. – So weit, so schlecht. 

Der Bericht verschweigt aber, wer eigentlich dafür Verantwortung trägt, dass es zu solchen Missständen in unserem Land kommen konnte, dass es zur Bildung von Parallelgesellschaften kommen konnte, die sich nicht mehr integrieren lassen, sondern die – im Gegenteil! – wachsen und anderen ihre Tradition aufzwingen. Diese Verantwortung müssen wir heute festmachen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Bericht zeigt auch klar auf, dass Zwangsverheiratung nicht unter dem Begriff der kulturellen Vielfalt einzuordnen ist. Necla Kelek, eine in Istanbul geborene Soziologin, die jetzt in Deutschland lebt, zeigt in ihren Forschungen Folgendes auf – ich zitiere –: „Die türkisch-muslimische Gemeinde redet von kulturellen Traditionen, beruft sich auf Glaubensfreiheit und grenzt sich von der heimischen Gesellschaft ab; Und findet dafür noch Verständnis bei den Liberalen und Linken des Gastlandes, die eher bereit sind, ihre Verfassung und ihre eigenen Traditionen zu ignorieren, als sich den falschen Vorwurf der Ausländerfeindlichkeit machen zu lassen.“ – Das schreibt Frau Necla Kelek, eine gebürtige Türkin in ihrem Bericht zum Inneren des türkischen Lebens in Deutschland.

In Wien sind diese Zustände beziehungsweise Missstände ähnlich, daher müssen auch wir Ähnliches zur Kenntnis nehmen! Wir sollten hier und heute das Kind beim Namen nennen: Verantwortlich für diese fehlgeschlagene Integrationspolitik der Stadt Wien sind vor allem die Integrationsgurus bei Rot und Grün, und sie sollten sich dafür schämen! Wie ist eigentlich diese – unter Anführungszeichen – großherzige Toleranz mit der Durchsetzung von Frauenrechten zu vereinbaren, die Sie ja auch propagieren? (Zwischenruf von Abg Inge Zankl.)

Wieder einmal widersprechen sich die linken Gutmenschen selbst! Anscheinend scheint es ihnen nicht so sehr an der Durchsetzung von Frauenrechten und der Gleichberechtigung von Mann und Frau gelegen zu sein! – Frau Necla Kelek schreibt, dass sich in der muslimischen Gemeinschaft eine Trennungslinie zwischen Männern und Frauen herausgebildet habe. Laut islamischer Lehre sei „die Frau ohnehin kein Vernunftwesen, sondern ein rein sexuelles Wesen“. – Unsere Integrationsfanatiker übersehen anscheinend, dass eine Religion, die lehrt, dass eine Frau von Natur aus nicht gleichwertig ist, im Widerspruch mit unserer Verfassung steht! Das sage nicht ich, das sagt die gebürtige Türkin Frau Necla Kelek.

Die islamischen Migranten bedienen sich der Argumente des Rechtsstaats für ihre Zwecke. Uns wird zum Beispiel eine Kopftuch-Diskussion aufgezwungen, somit eine Diskussion über Toleranz und Freiheit, anstatt dass die wirklich wichtigen Fragen beantwortet werden. Zum Beispiel: Wie stehen manche Muslime zu Selbstbestimmung und Gleichberechtigung der Frau? Wie stehen sie zur Sharia? Kann ihre Tochter heiraten, wen sie möchte? Was tun sie für die Integration im Gastland? Das sind eigentlich die Fragen, die man Immigranten stellen sollte! Man sollte diese Fragen aber auch all den Immigrationsfanatikern stellen, die sich leider auch in unseren Reihen befinden! Erkennen Sie doch bitte endlich, dass Ihre Pseudotoleranz zur Bildung von Intoleranz und zur Missachtung und Beseitigung unserer Grundrechte führt! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich zitiere Herrn Abdullah aus seinem Buch “Was will der Islam in Europa?“: „Der Islam in der Diaspora braucht den säkularen Staat, die Demokratie und die Menschenrechte wie Luft zum Atmen.“ – Das Fazit daraus: Unsere Toleranz wird einfach schamlos ausgenützt.

Gerade beim Thema Zwangsheirat sieht man: Der liberale Staat darf nicht so weit gehen, dass im Namen der Religionsfreiheit Grund‑ und Menschenrechte verletzt werden, meine sehr geehrten Damen und Herren! Das hat die FPÖ immer schon offen und ehrlich aufgezeigt. 

Zu den Kollegen von Rot und Grün – ich weiß, dass ich mich wiederhole, aber ich sage so etwas aus pädagogischen Gründen gerne bei jeder Sitzung – möchte ich bemerken: Bitte sehen Sie doch endlich ein, dass die multikulturelle Gesellschaft kläglich gescheitert ist! Laufen Sie nicht länger dieser Utopie nach! Besinnen Sie sich doch endlich der Interessen der Österreicher! Sie propagieren nämlich ein Toleranzverständnis, das der Selbstaufgabe gleichkommt. Das ist sicherlich nicht der Weg der FPÖ-Wien! (Beifall bei der FPÖ.)
Dass die Linken und liberalen Multikulti-Fanatiker mit ihrer naiven Sichtweise diese Zustände zu verantworten haben, wird in diesem Bericht geflissentlich verschwiegen. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Daher lehnen wir diesen Bericht ab. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Bevor wir die Debatte fortsetzen, darf ich die mittlerweile eingetroffenen Kinder- und Jugendanwälte der Stadt Wien, Frau Diplom-Sozialarbeiterin Monika Pinterits und Herrn Dr Anton Schmid herzlich willkommen heißen. (Allgemeiner Beifall.) 

Als nächste Abgeordnete hat sich Frau Kollegin Smolik zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihr. 

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren von der Kinder- und Jugendanwaltschaft! Frau Vizebürgermeisterin!

Es ist immer sehr schwierig, nach Herrn Gudenus zu sprechen. (Zwischenruf von Abg Kurth-Bodo Blind.) Ich habe gerade einen Satz gesagt, Herr Kollege Blind! Seien Sie doch einfach ruhig und horchen Sie zu, bevor Sie da heraus quatschen! (Beifall bei den GRÜNEN. – Abg Kurth-Bodo Blind: Was wollen Sie eigentlich provozieren?)
Ich möchte mich zu Beginn im Namen der Wiener GRÜNEN bei der Kinder- und Jugendanwaltschaft für die immer sehr informativen und umfangreichen Berichte bedanken. Es werden hier stets Themen aufgegriffen, über Jahre hinweg weiter diskutiert und immer wieder erwähnt und aufgezeigt, die sonst in der Öffentlichkeit sehr, sehr wenig vorkommen. Wir sind froh, dass es diese Berichte immer wieder gibt und dass die Kinder- und Jugendanwaltschaft an diesen Themen auch dranbleibt!

Wenn man sich anschaut, wie breit die Themenpalette ist – und es wird sicherlich noch viel mehr zu tun geben, als bereits in den vordringlichen Angelegenheiten geschieht –, so stellt sich die Frage: Reicht das Geld für die Kinder- und Jugendanwaltschaft? Dazu hätte ich gerne noch eine Antwort! Wie schaut es mit der finanziellen Situation aus? In den einzelnen Berichten kommt hin und wieder durch, dass die monetäre Situation nicht ganz so einfach ist, und da fragen wir uns, ob man nicht versuchen sollte, die Arbeit der Kinder- und Jugendanwaltschaft abgesehen davon, dass wir dem Bericht natürlich zustimmen, auch sonst noch zu unterstützen. 

Ich möchte auf ein paar Kapitel eingehen, die uns und mir sehr wichtig sind und die in den vergangenen Jahren immer wieder vorkommen. 

Erstens: Kinder- und Jugendfreundlichkeit beim Planen und Bauen von geförderten Wohnbauprojekten. – Da verstehe ich den Zugang der Stadt Wien nicht ganz, denn es gibt schon Vorschläge und auch wir haben schon Anträge eingebracht, dass Kinder und Jugendliche in Planungs- und Bauprojekte einbezogen werden. Es tut sich aber eigentlich sehr wenig in dieser Hinsicht! 

Auch in diesem Bericht sind wieder Vorschläge enthalten, wie das gehen könnte, und wir würden uns wünschen, dass, wenn die SPÖ schon nicht auf die Opposition hört, wenigstens auf die Vorschläge der Kinder- und Jugendanwaltschaft gehört und versucht wird, diesbezüglich in Dialog zu treten und zu schauen, wie man wirklich erreichen kann, dass in Planungsvorhaben Kinder und Jugendliche frühzeitig einbezogen werden. Wenn man bereits im Vorfeld Kinder und Jugendliche mit einbezieht, könnte vermutlich verhindert werden, dass es zu Problemen und Generationenkonflikten kommt, die in manchen Wohnprojekten tatsächlich stecken.

Zur Prozessbegleitung: Ich finde, dass das ein ganz, ganz wichtiges Thema ist, und ich meine, dass es auch gut ist, dass sich die Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien bei der Prozessbegleitung auf die Burschen konzentriert, denn ich glaube, dass das, wie auch im Bericht erwähnt wird, ein sehr tabuisiertes Thema ist und dass es diesbezüglich nicht genug Öffentlichkeitsarbeit und Unterstützung geben kann. In dem Bericht wird erwähnt, dass die Datenlage ein bisserl schwierig ist, und ich würde mir wünschen, dass es auch von Seiten des Bundes diesbezüglich mehr Engagement gibt und die Daten aussagekräftiger sind. So könnte man wirklich mehr aus der Prozessbegleitung machen!

Im Bericht wird auf Seite 28 die Kooperation zwischen LIMES und der Kinder- und Jugendanwaltschaft angeführt. – Ich finde es eigentlich unverständlich, dass der Bund mit seinen Subventionen offensichtlich sehr stark auslässt! Nach der Auflösung des Kinder- und Jugendgerichtshofes, die gegen die Meinung aller ExpertInnen und auch der Kinder- und Jugendanwaltschaft vorgenommen wurde, werden jetzt offensichtlich auch noch Vereine massiv gekürzt, die in der Täterarbeit unterwegs sind und die gute Arbeit leisten. Offensichtlich ist von Bundesseite in Bezug auf Prävention oder auf den Umgang mit TäterInnen und Jugendlichen nicht mehr viel zu erwarten, und finde es gut, dass die Kinder- und Jugendanwaltschaft hier einspringt. Es kann aber nicht die Lösung sein, dass die Kinder- und Jugendanwaltschaft diesbezüglich aushilft, sondern es ist ein längerfristiges Umdenken in der Bundespolitik vonnöten. Ich fürchte aber, dass sich das bis zum November – oder wann die Bundeswahlen stattfinden – nicht ändern wird!

Eine Kritik, die im Bericht enthalten ist und die sich auch an die Stadt Wien richtet, betrifft die Psychotherapie. Im Bericht wird angeführt, dass es in der MAG 11 zu wenig Geld etwa für jene Familien gibt, die sich Psychotherapie für ihre Kinder nicht leisten können und dass dieses Geld über die Kinder- und Jugendanwaltschaft über Spenden aufgetrieben werden muss. Ich finde es schade, dass man bei den Aktivitäten und Anregungen der Kinder- und Jugendanwaltschaft auf die Unterstützung von SpenderInnen angewiesen ist und von der MAG 11 nicht genug finanzielle Vorsorge geleistet wird, so dass es auch jenen ermöglicht wird, in den Genuss von Psychotherapie zu kommen, die es sich nicht leisten können. Diesbezüglich würde ich mir ein Entgegenkommen beziehungsweise eine Aufstockung der finanziellen Mittel der MAG 11 erwarten, dass nicht jene Kinder, die aus finanziell schwachen Familien kommen, noch einmal benachteiligt werden!

Dazu passt auch das Thema der Erholungskuren, das im Bericht auf Seite 50 angesprochen wird. Für mich ist unverständlich, dass die Wiener Gebietskrankenkasse offensichtlich aus irgendeinem Spargedanken – der möglicherweise notwendig sein wird, aber hier wirklich fehl am Platz ist! – die Erholungskuren für Kinder gestrichen hat! In diesem Zusammenhang erhebt sich die Frage, inwieweit das nicht auch im Sinne der Prävention unrationell ist, wenn für Kinder und Jugendliche in gewissen Fällen Erholungskuren nicht mehr bezahlt werden. Die diesbezügliche Summe, die erwähnt wird, ist eigentlich nicht sehr hoch, und man fragt sich, ob es nicht gescheiter wäre, die Kuren zu finanzieren, anstatt die Kinder einfach auf der Strecke zu lassen! Ich finde es sehr, sehr gut, dass das immer wieder aufgegriffen und kritisiert wird und dass aufgezeigt wird, dass das der falsche Weg ist.

Zum Thema “Zum Heiraten lass’ ich mich nicht zwingen“, das Herr Gudenus bereits angeführt hat, wird Kollegin Korun noch sprechen. Ich finde, dass offensichtlich Herr Gudenus in einer Parallelwelt lebt. Das hat er auch in seiner letzten Aussendung beziehungsweise im einem Interview kundgetan, in dem er ganz im Sinne seines Vaters das Verbotsgesetz in Frage stellt. Außerdem hat er die Lehrlingsschutzbestimmungen in Frage gestellt, damit man diese leichter kündigen kann. – Ich nehme an, Herr Gudenus lebt in einer Parallelwelt, und das ist eben nicht die Welt, in der wir leben!

Ich möchte der Kinder- und Jugendanwaltschaft noch einmal danken für ihre Arbeit! Sie machen gute und wichtige Dinge! Auch das Engagement im Zuge der Debatte um das vereinheitlichte Jugendschutzgesetz finde ich sehr, sehr wichtig. Wir hoffen auf weitere solche Berichte, und ich würde mir wirklich eine Antwort auf die Frage der Finanzierung erwarten! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Herr Abg Dr Aigner, der in der Früh entschuldigt war, ist mittlerweile eingetroffen und nimmt am Verhandlungslauf nunmehr teil.

Ich darf als Nächster Frau Abg Mag Anger-Koch das Wort erteilen. – Bitte sehr. 

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auch wir haben uns den Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft angesehen, und auch wir finden, dass der sozialpädagogische Wert von Schuldmeditation für den Schulalltag sehr wichtig ist, vor allem deshalb, weil der Mediator eine neutrale Person ist, die von den Konfliktparteien zu Gesprächen hinzugezogen wird. Wir sind der Meinung, dass das Erlernen von sozialer Kompetenz und Konfliktlösung wichtiger Bestandteil eines guten Unterrichts sein soll und ist.

Lehrer sind aus unserer Sicht eigentlich keine Therapeuten, und sie sollen auch keine sein. Ich glaube, das ist nicht deren Job! Diesbezüglich ist klar zu trennen, denn hinter den Berufsbildern der Mediatoren und der Lehrer stehen verschiedene berufliche Qualifikationen, was man zu respektieren hat.

Ein niederschwelliges therapeutisches Angebot für Jugendliche und deren Familien direkt am Schulstandort kann das Ziel einer schulischen Mediation sein. Alle Lehrerressourcen, die zur Verfügung stehen, sollen tat-
sächlich im Unterricht gebraucht werden, und es sollen eben externe fachlich kompetente Therapeuten, bei denen Probleme deponiert und mit denen diese diskutiert werden können, beratend für die Jugendlichen und deren Eltern beziehungsweise alle Beteiligten zur Verfügung stehen.

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung an den Landtag folgenden Beschlussantrag: 

„Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, dass das Angebot an Schulmeditation auf alle Wiener Schulen ausgeweitet wird und die dafür erforderlichen Ressourcen von Seiten zuständiger Stellen der Stadt Wien zur Verfügung gestellt werden.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Abgeordneter hat sich Kollege Wutzlhofer zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm. 

Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Jugendanwälte! Meine Damen und Herren!

Zuerst möchte ich mich sehr herzlich für den Bericht bedanken, in welchem wie jedes Jahr nicht nur sehr umfangreich geschildert wird, welche Arbeit geleistet wird, sondern der uns hier im Gemeinderat und Landtag auch immer Anregungen für unsere konkrete Arbeit gibt. Wir haben das in der Vergangenheit ernst genommen und sehr geschätzt, und wir wollen das auch weiterhin tun!

Gerade im Bereich Bauen und Wohnen, den Kollegin Smolik erwähnt hat, gibt es dafür zahlreiche Beispiele. Ich muss aber auch aus meiner Sicht ganz offen sagen, dass es diesbezüglich, wie im Bericht anschaulich erläutert, tatsächlich sehr viel Handlungsbedarf gibt. Es besteht natürlich Bereitschaft, mit eurer Expertise versehen ganz konkret weiterzuarbeiten. Ich glaube auch, dass für den weiten Weg, bis es rechtliche Regelungen geben wird, besonders sinnvoll ist, wenn es solche Anregungen wie den Kriterienkatalog für generationenübergreifendes Wohnen, der darin enthalten ist, gibt.

Ich möchte aber noch etwas Grundsätzliches sagen. Für mich und meine Fraktion ist es sehr begrüßenswert, dass hier eine sachliche Auseinandersetzung mit den Vorschlägen der Kinder- und Jugendanwaltschaft und damit mit Anliegen von Kindern und Jugendlichen geführt werden kann, und ich bin sehr froh darüber, dass das fast alle Fraktionen pflegen! Nicht getan hat das jedoch Kollege Gudenus, der zum Beispiel davon gesprochen hat, dass es sich bei MigrantInnen überhaupt nicht um Mitglieder unserer Gesellschaf, sondern um eine andere Gesellschaft handelt und dass das Ganze eine Folge der Politik von Integrationsfanatikern sei.

Ich möchte dazu wenig sagen, und zwar ohne mir einen Ordnungsruf einzuhandeln. Ich möchte in diesem Zusammenhang nur die Definition von Fanatismus, die ich auf “Wikipedia“ gefunden habe, bringen, weil dieser Begriff im Zusammenhang mit Immigration gefallen ist: „ Als Fanatismus bezeichnet man das Besessensein von und unbedingte Festhalten an einer Idee oder theoretischen Vorstellung. Fanatismus ist durch Intoleranz gegenüber jeder anders lauteten Meinung gekennzeichnet. Einer vernünftigen Argumentation ist ein Fanatiker dabei nicht zugänglich.“ – Meiner Ansicht nach gibt es eine Fraktion, die diese Form von Fanatismus verinnerlicht und zum politischen Programm gemacht hat, und das ist die FPÖ! (Beifall bei der SPÖ.)
Jetzt aber zu den wesentlichen Punkten. Etwas, das ich hervorheben möchte, ist, dass der Bericht nicht nur Aufschluss darüber gibt, wie es sozusagen ausschaut, sondern jedes Jahr auch innovative neue Projekte und damit Ansätze für uns bietet. Dafür möchte ich sehr herzlich danken! Heuer ist ein neuer Ansatz zum Beispiel dieses PatInnenprojekt oder auch das Mystery Shopping und die Arbeit mit den Softguns.

Ich möchte jetzt aber ganz konkret noch auf eine Sache eingehen, die ich gerne hier behandelt haben möchte, nämlich die Arbeit mit Tätern beziehungsweise jugendlichen Sexualstraftätern. Es ist sehr traurig, was hier im Bericht nachzulesen ist, dass nämlich die Unterstützung von Bundesebene offensichtlich abnimmt. Ich meine, dass man darüber diskutieren sollte, warum offenbar kein Verständnis für die Notwendigkeit, dass mit Tätern gearbeitet wird, mehr vorhanden ist. 

Als Information für alle, die den Bericht nicht gelesen haben: Die KJA arbeitet intensiv mit dem Verein LIMES im Zusammenhang mit minderjährigen Tätern zusammen, der von massiven Kürzungen durch das BMSG betroffen ist und daher immer weniger tun kann beziehungsweise – sagen wir es einmal so – seine Arbeit nur mit der Unterstützung der KJA fortführen kann. Ich finde, das ist ein trauriger Umgang mit dem Thema jugendliche Sexualstraftäter, und ich befürchte, dass das vielleicht sogar ein Rückfall in eine Zeit sein könnte, in der wir immer wieder quasi darüber diskutieren mussten, dass es diese Täter und dieses Thema gar nicht gibt. Abgesehen davon, dass das Sabotierung der Arbeit der Kinder- und Jugendanwaltschaft ist, ist das eine massive Sabotierung von Prävention. Wenn man jetzt nicht mit den Tätern arbeitet, dann kann sich diese Situation auch nicht verbessern!

Symptomatisch für diese Haltung ist auch, dass es heuer nicht wie jedes Jahr eine internationale Tagung zum Thema Prävention von sexueller Gewalt gegeben hat, und zwar natürlich nicht deshalb, weil die Stadt Wien irgendwelche diesbezüglichen Förderungen eingestellt hat, sondern weil es keine Unterstützung durch das BMSG gegeben hat. Das ist sehr, sehr schade!

Schade ist außerdem, dass der Vorschlag der Kinder- und Jugendanwälte aus ganz Österreich zum Strafprozessreformgesetz, nämlich die TäterInnenarbeit mit einzubeziehen, nicht berücksichtigt wurde. Diese Thematik ist leider hier im Landtag noch nie besprochen worden. Ich möchte das Thema jetzt einmal anreißen: Es würde mich wirklich interessieren, ob nach Meinung der Vertreter der Bundesregierung hier in unserem Haus Täterarbeit tatsächlich nicht so wichtig ist. Wenn Sie die-
ser Auffassung sind, dann denken Sie an allen Expertinnen und Experten in Österreich vorbei! Das wäre sehr schade!

Um es nicht zu lange zu machen, möchte ich am Schluss dem Team der Kinder- und Jugendanwaltschaft und den beiden anwesenden Anwälten danken. Ich bitte euch, meinen Dank für den kompromisslosen Einsatz für die Rechte von Kindern und Jugendlichen in unserem Land auch allen anderen auszurichten! Dass das eine weisungsfreie Institution für Kinder zu sein hat, ist ja in der Institutionalisierung festgelegt, diese Haltung äußert sich aber tatsächlich in eurem täglichen Tun, und dafür sage ich ein herzliches Dankeschön meiner Fraktion! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Abgeordneter hat sich Herr Mag Jung zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Bevor ich auf den Bericht selbst eingehe, möchte ich noch ein paar Worte zur Pflichtübung meines Vorredners Kollegen Wutzlhofer sagen: Er hat kritisiert, dass Kollege Gudenus gemeint hat, dass Teile der in Österreich lebenden Bevölkerung in einer Parallelwelt leben. Ich frage Sie: Als was wollen Sie das denn bezeichnen, wenn in diesem Bereich zum Beispiel Zwangsehen vorkommen? Ich glaube, die Zwangsehe ist in Österreich schon seit geraumer Zeit nicht mehr die übliche Gesellschaftsform! (Zwischenruf von Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi.) Was meinen Sie, Herr Kollege, weil Sie sich gerade heftig an Ihre Stirne klopfen? (Weiterer Zwischenruf von Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi.) Ich verstehe Sie leider nicht, aber es wird schon nicht so wichtig sein! (Abg Mag Andreas Schieder: Er sagt: Die Burschenschafter mit Kapperl leben auch in einer Parallelwelt!) Zu Ihnen sicherlich, das kann ich sagen! Deren Geisteshaltung haben Sie nicht! (Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Jetzt gehen wir auf den Jugendbericht 2005 ein: Es ist modern geworden, über alle möglichen Bereiche Berichte zu schreiben. Wir alle werden im Verlaufe eines Jahres mit wirklich unzähligen Berichten überschwemmt. Es ist dann oft schwierig, das herauszusuchen, was wichtig ist, was man wirklich braucht. (Abg Jürgen Wutzlhofer: Lesen muss man es!) - Ja, lesen Sie es, sicher, Herr Kollege! Aber man kriegt sehr viel mehr als man auch als Vielleser lesen kann, wenn man sich ernsthaft damit befasst. (Abg Jürgen Wutzlhofer: Sie fordern permanent Berichte ein!) Die Problematik ist halt die, dass die Berichtsverfasser sich oft verpflichtet fühlen, einen solchen Bericht zu erstellen, und zwar muss er dann noch, es wurde auch gelobt, möglichst dick sein, wobei Dick-Sein im Bericht nicht das Kriterium sein kann. Es ist viel schwieriger, einen kurzen gestrafften Bericht mit Inhalt zu verfassen als viel Papier zu produzieren. (Abg Jürgen Wutzlhofer: Sie bekommen nächstes Jahr eine Zusammenfassung von einer Seite!) Da muss man dem Bericht auch einiges vorwerfen, nämlich 85 Seiten, oder ungefähr in der Größenordnung, und davon fast ein Viertel Presseberichte. Also ich glaube nicht, dass das das Ziel bei der Erstellung eines Berichts ist. 

Oder dass man in einen Bericht Landesgesetzblätter hineinnimmt. Das können Sie im Rechtsinformationssystem, falls Sie wissen, was das ist, jederzeit ausheben. Das brauche ich nicht unnötig in einem Bericht abzudrucken, nur damit ich den nötigen Umfang und die nötige Stärke habe. 

Das einzige, was wirklich lobenswert, gleich am Anfang des Berichts, ist, es fehlt die übliche Lobhudelei auf den zuständigen Stadtrat oder die zuständige Stadträtin. Ausnahmsweise ist er nicht mit Bild versehen, obwohl wir heuer ein Wahljahr haben. Das ist sicherlich lobenswert. Ihre Partei will trotzdem noch einmal gewählt werden, nehme ich an, auch wenn Sie es sich in letzter Zeit schwer machen, wenn ich an das Debakel der letzten Tage erinnere, das sich Ihre Partei erlaubt hat, Frau Stadträtin.

Nun zurück zum Bericht: Durch den Bericht geht praktisch wie ein roter Faden der Trend, Forderungen, Forderungen, Forderungen. Es ist immer relativ leicht, Forderungen aufzustellen, wenn man nicht sagen muss, wie es bedeckt wird und wie es finanziell gesichert werden kann. Dass wir nicht über unendliche Mittel verfügen, ist mittlerweile schon jedem klar geworden. Da muss er nicht bei der BAWAG gewesen sein. Mehr Geld wird gefordert, mehr Berater und mehr Recht. Das ist an sich lange Zeit eine durchaus richtige Entwicklung gewesen, wir sind aber in einem Bereich, wo wir heute nachdenken müssen. All die, denen wir mehr Rechte geben, müssen damit aber auch mehr Verpflichtungen übernehmen. Das ist ein Kapitel, das man gerade im Jugendbereich heute schon sehr überdenken wird müssen. 

Dass es unterschiedliche rechtliche Situationen in der Altersklasse zwischen meinetwegen 16, wo man in einigen Ländern schon wahlberechtigt ist, und 21, wo man erst voll unter das Strafrecht fällt, gibt, ist nicht in allem verständlich und ist auch nicht unbedingt logisch. Wenn ich reif bin zu wählen, muss ich reif sein, auch zu erfassen, welche Konsequenzen das im strafrechtlichen Sinn hat. Über solche Probleme wird aber nicht nachgedacht, es wird nur gefordert. Soweit der Bereich der Rechte.

Was ich dabei vor allem vermisse, ist, dass auf die wirklichen Probleme, die heute in der Jugend bestehen, eingegangen wird. Zwei sehr große Probleme, die an jeden Mandatar, glaube ich, egal von welcher Fraktion, in den letzten Monaten verstärkt herangetragen werden, sind die der Jugendkriminalität, und zwar der Kinderkriminalität, die bei uns in Wien gerade in diesem Frühjahr beginnend explodiert. Sie brauchen nur über den Stephansplatz zu gehen, um zu sehen, was sich dort mit den bulgarischen kleinen Kinderdiebesbanden abspielt, mit denen wir nicht fertig werden, weil unsere Gesellschaft eine andere ist, andere Strukturen und eine andere Verhaltensweise hat und wir diesen Spielregeln eigentlich nicht gewachsen sind. Zum Zweiten ist es die Gewaltkriminalität unter Jugendlichen, die sich vor allem an den Schulen, in den Höfen, auf den Spielplätzen und in den Parks abspielt, wo sich einzelne Gruppierungen, meist ethnisch organisiert, eigene Bereiche erkämpfen und anderen keinen Zutritt lassen. Das kann nicht die Zukunft sein! Das sind die wahren Probleme der Jugend, meine Damen und Herren, auch von der Jugendanwaltschaft, nicht Softguns, die heute meistens eher ohnedies ein blödes Spielzeug für Erwachsene sind, weil sie für Jugendliche zu teuer sind.

Und dann kommen Sie mit solchen Sachen, das kann ja wirklich nur unter Ablenkung laufen beziehungsweise kann unverständlich sein: Wie ich als Jugendanwalt die Alkopops verteidige, müssen Sie mir wirklich erklären. Da könnten Sie genauso gut Zigarettenwerbung oder sonstigen Unsinn machen. Das ist ein Punkt, der überhaupt strikt abzulehnen ist, dem Sie breiten Raum einräumen und der eigentlich sogar unerhört ist. Dass so etwas von der Jugendanwaltschaft verteidigt wird, ist verantwortungslos! Das kann ich Ihnen sagen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist nicht populär, über das Problem zu sprechen, aber es ist ein riesiges Problem, die Schubhaft für Kinder. Sie haben es angerissen, aber eine Lösung ist da nicht drinnen. Sie sagen, den Kindern darf kein Unrecht geschehen. Gut, aber diese Kinder, die aufgegriffen werden, sind am nächsten Tag wieder draußen am Stephansplatz und ziehen Geldtaschen. Ich kann ja auch den Erwachsenen nicht andauernd Unrecht geschehen lassen, indem sie sich dauernd räuberischen Banden dieser Kinder ausgesetzt sehen. Hier muss, auch wenn es dem einen einmal wehtut, eingeschritten werden. Hier gehören Überlegungen angestellt, ob Schubhaft unter solchen Voraussetzungen anzuordnen ist. Denn es kann nicht wahr sein, dass man Diebsbanden, nur weil sie Kinder sind, frei herumlaufen lässt. 

Ich werde sie nicht mit Erwachsenen zusammensperren, sie sollen nicht noch mehr lernen, als sie ohnehin schon können, aber ich muss auch die Bürger davor bewahren, gegenüber solchen Kindern schutzlos zu sein. Überlegen Sie sich die Position einer 80- oder 85-jährigen Frau mit ihrer Handtasche, die von fünf solchen Kindern umgeben ist. Die kann sich gar nicht wehren, außer sie riskiert, ihre Handtasche festzuhalten, hinzufallen, solche Fälle gibt es zur Genüge, sich womöglich den Oberschenkel zu brechen oder Ähnliches mehr. Hier geht es darum, nicht nur die Kinder zu schützen, sondern vor solchen Auswüchsen auch die Gesellschaft zu schützen. Dann schützt man auch die Kinder gleichzeitig mit. Das kann ich Ihnen sagen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Gesamt gesehen, wäre es wichtiger, einen kürzeren Bericht zu verfassen, der wirklich auf die wesentlichen Probleme eingeht, der nicht irgendwelche Parolen in den Vordergrund stellt, der auch nicht Schönfärberei betreibt und der nicht nur anreißt, sondern auch Lösungsansätze anbietet. Erst wenn Sie das schaffen, werden Sie Ihren Verpflichtungen als Jugendanwaltschaft gerecht werden und nachkommen können. Sie sind der Jugendanwalt nicht nur dann, wenn Sie blind die Jugendlichen verteidigen, sondern wenn Sie Situationen sehen, erkennen und Lösungen vorschlagen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Jerusalem. Ich erteile es ihr.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Kinder- und Jugendanwälte!

Es ist schon die hohe Kunst der absoluten Ignoranz von Kindern und Jugendlichen, wenn man aus jeder Präsentation des Berichts der Kinder- und Jugendanwälte und aus jeder Jugenddebatte eine Kriminalitätsdebatte macht. Aber es gelingt Ihnen alle Jahre wieder. Wie das Amen im Gebet wird, wenn es um Jugendliche geht, von Ihrer Seite her auch über Kriminalität gesprochen. Die Drogen sind mir abgegangen. Sie haben gar nicht über Drogendelikte gesprochen. Das können Sie dann vielleicht noch nachholen. Ich finde es jedenfalls unappetitlich. So viel zu den Freiheitlichen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es sind heute auch einige Jugendliche, ich weiß nicht, ob zufällig oder absichtlich, zum Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht da. Das heißt, die eigentlichen Fachleute in dieser Angelegenheit hören zu.

Ich hatte vor wenigen Wochen die Gelegenheit, mit Jugendlichen auch über einen dieser Berichte der Kinder- und Jugendanwaltschaft zu sprechen. Wir sind draufgekommen, dass sich dieser Bericht, ich glaube, es war der Bericht von 2004, den ich mir damals aus dem Büro geholt habe, sehr gut als Lektüre eignet, um zu lesen, was die Kinder- und Jugendanwälte berichten und um daraus auch Projekte zu entwickeln. Es ist ein mehrfach brauchbarer Bericht.

Wir haben mittlerweile schon viele solcher Berichte. Ich glaube, seit 1994 werden diese Berichte einmal jährlich präsentiert, also eine ganz stattliche Anzahl schon. Man könnte jetzt einmal nur die Seiten herauslösen, wo von Seiten der Kinder- und Jugendanwaltschaft Vorschläge gemacht werden, wo uns faktisch Vorschläge gemacht werden, wo Vorschläge dazu gemacht werden, was die Politik unternehmen soll und kann, um den Kindern und Jugendlichen entgegenzukommen und auch deren Wünsche, aber auch Bedürfnisse stärker zu berücksichtigen und umzusetzen.

Ich habe mir das ein bisschen über die letzten Jahre angesehen. Ich möchte das jetzt nicht im Einzelnen aufzählen, aber ich muss anmerken, dass zwar immer wieder Dinge sehr wohl umgesetzt und berücksichtigt werden, dass aber die Zahl der Vorschläge, die nicht aufgegriffen werden, schon deutlich in der Mehrzahl ist und dass es sinnvoll wäre, diese Vorschläge auch umzusetzen. Das ist das, was die GRÜNEN in dieser Debatte auch vorschlagen möchten. 

Die Diskussion um das Planen und Bauen in geförderten Wohnbauprojekten führen wir seit zehn Jahren immer wieder. Da werden Arbeitskreise zwischen magistratischen Abteilungen und der Kinder- und Jugendanwaltschaft und überhaupt viele Arbeitskreise eingerichtet. Im Verhältnis zu dem, was da schon alles vorgeschlagen und gearbeitet wurde, kommt bei der Sache nichts heraus. Deswegen finden wir es auch in jedem Bericht wieder. Ich denke, in diesem Punkt muss die Stadt schleunigst etwas weiterbringen, weil sonst ist es schön langsam wirklich unter der Kategorie Schande einzuordnen. So kann das sicher nicht weitergehen.

Ich möchte zwei Dinge hervorheben:

Erstens, ganz generell gesehen, quer durch all diese Berichte zieht sich das meiner Meinung nach durch, es gibt zu wenig Geld für sozial benachteiligte Jugendliche. Das ist eine Kritik, die sich diese Stadt gefallen lassen muss. Da wird am falschen Platz gespart. Da könnte sehr viel getan werden. Ich schlage daher vor, dass man einen eigenen Budgetposten einrichtet, wo Geld - ich sage jetzt nicht wie viel, schauen wir, wie viel das sein kann - drinnen ist, das ausschließlich dazu verwendet wird, die Lage von Kindern und Jugendlichen aus sozioökonomisch sehr schwachen Familien zu unterstützen und zu fördern. 

Wir haben in diesem Bericht ein Projekt zu Gunsten benachteiligter Jugendlicher, das "Gemmas an" heißt. Ich finde den Titel sehr nett, finde auch das Projekt sehr gut, aber natürlich muss sich dieses Projekt den Vorwurf gefallen lassen, dass ehrenamtlich agierende Erwachsene als PatInnen zur Verfügung stehen, Hilfe zur Selbsthilfe geleistet wird, das ist der positive Teil, aber dass eben kein Geld da ist, um tatsächlich auch professionelle Arbeit einrichten zu können und um einige Dinge auf die Reihe zu bringen, die diese Jugendlichen brauchen würden. Da stellt sich schon die Frage, wieso eine so reiche Stadt wie Wien auf diesem Gebiet ehrenamtlich agierende Menschen braucht und kein Geld zur Verfügung ist, um tatsächlich helfend eingreifen zu können. Diese Frage stellt sich und sollte meiner Meinung nach mit Geld und mit Ressourcen beantwortet werden.

Ich stehe trotzdem zu dem Projekt, weil wenn kein Geld da ist, muss trotzdem jemand etwas tun. Wir haben ein ähnliches Problem auch im Bereich des Deutschunterrichts von Kindern, wo Alev Korun tätig geworden ist und wo es in der Bezirksgruppe 3 zusätzlichen Deutschunterricht für türkische Kinder gibt. Nicht, weil wir der Meinung sind, es ist die Aufgabe einer politischen Partei, da einzugreifen oder es ist die Aufgabe von Privaten und Gemeinnützigen, das zu tun, sondern das ist eine Notbremse, die da gezogen wird. Wir wissen einfach, es muss etwas geschehen, es muss etwas getan werden, es muss Hilfe geleistet werden und dann machen es halt Ehrenamtliche. Ich bedaure es trotzdem, dass das in diesen ehrenamtlichen Bereich verwiesen wurde.

Ein dritter Punkt, den ich herausgreifen möchte, ist die Mediation. Ich möchte nicht oberlehrerhaft erscheinen, aber wenn die Rednerin der ÖVP vier Mal statt Mediation "Meditation" sagt, denke ich mir schon, da hat es etwas. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.)

Also irgendetwas ist da durcheinander gekommen. Natürlich kann man sich einmal versprechen, aber in dem Fall klingt es eher so, nein, sie sagt dazu nichts, aber es heißt jedenfalls "Mediation". Ich sage deswegen etwas dazu, weil die Frau Stadträtin heute, ich glaube, es war in der Fragestunde, darauf verwiesen hat, dass das eine Aufgabe ist, die auch die LehrerInnen übernehmen könnten, wenn ich das richtig verstanden habe. Ich glaube das nicht, denn Mediation beruht immer darauf, dass ein neutraler Mensch beide Seiten gleichberechtigt zu Wort kommen und in ihren Interessen vorkommen lässt. Nachdem es sehr häufig auch um Konflikte zwischen SchülerInnen und LehrerInnen geht, sind die LehrerInnen die Letzten, die das machen können. Das kommt gar nicht in Frage, weil dann handelt es sich nicht um Mediation. Also dann haben wir weder eine Meditation noch eine Mediation, dann haben wir gar nichts mehr, wenn das die LehrerInnen machen. 

Die GRÜNEN haben einen entsprechenden Antrag gestellt. Der wurde von Seiten der SPÖ abgelehnt. Dann hat die ÖVP den Antrag eingebracht. Der wurde auch abgelehnt. Die ÖVP bringt ihn heute noch einmal ein. Er wird wahrscheinlich wieder abgelehnt werden. Die GRÜNEN werden wieder zustimmen. Irgendwie ist jetzt eine Pattstellung erreicht. Es geht nichts weiter. Ich bedaure das sehr, denn mittlerweile hat sich auch der Verband der Elternvereine dafür ausgesprochen, dass Mediation gemacht wird.

Es hat sich als etwas sehr Gutes erwiesen, was es im 9. Bezirk gibt. Ich glaube, im 7. und im 8. gibt es das mittlerweile auch und im 13. Bezirk steht es vor der Verwirklichung. Vielleicht wissen Sie es besser, Herr Abg Schuster, ich weiß nicht. Also es gibt es in einigen Bezirken. Wir werden auch noch in anderen Bezirken diese Anträge stellen. Ich hoffe dann schon sehr, dass die SPÖ zwar der Meinung ist, aus dem Zentralbudget soll es nicht gezahlt werden, dass man aber sehr wohl dann in den Bezirken zustimmt, weil man die Sache an sich für eine gute Sache hält.

Ein paar Worte zur Supernanny-Geschichte: Das ist widerlich, wie man Kinder und Jugendliche in der Art im Fernsehen vorführen kann, wie im Tiergarten. Wenn man sich derartig respektlos über Kinder und Jugendliche hinwegsetzen kann, verstehe ich es nicht und weiß eigentlich auch nicht, wieso man das nicht unter dem Titel "Menschenrechte" in der einen oder anderen Form wieder abdrehen kann. Da muss man Verhandlungen aufnehmen. Das ist jedenfalls widerlich, was sich da abspielt.

Das führt mich punktgenau zu meinem nächsten Punkt, wo es um die Verhaltensvereinbarungen geht und dass unentwegt nur darauf geschaut wird, wie man Kinder und Jugendliche zu einem anderen Verhalten bringen kann, indem man sie bestraft, am besten schwer bestraft, dann geben sie eine Ruhe. Erstens hat das mit der Wurzel von verschiedenen Verhaltensauffälligkeiten überhaupt nichts zu tun. Die sind in dieser Form auch sicher nicht angehbar. Und zweitens weist das auf ein schwer gestörtes Verhältnis zwischen Erwachsenen und Jugendlichen hin, wenn man meint, mit Drohungen, Bedrohungen und Strafen kommt man in dieser Art und Weise weiter. Da spreche ich mich eindeutig und ganz klar dagegen aus und verweise darauf, dass Pädagoginnen und Pädagogen, die von ihrem Handwerkszeug etwas verstehen, auch andere Mittel und Wege haben, um sich tatsächlich mit Kindern und Jugendlichen in adäquater Form auseinander zu setzen.

Meine Damen und Herren, ein Allerletztes: Der Herr Abg Tschirf hat schon darauf hingewiesen, wir waren heute in der Früh wieder bei dieser Schule Kleistgasse/Kölblgasse. Ich kann Ihnen nur sagen: Handeln Sie ganz rasch! Das kann nicht sein, dass dort eine Schule so lange in diesem Zustand steht, gesichert von allen Seiten, damit niemandem ein Trumm auf den Kopf fällt! Aber vor allem, wenn Sie Gutachten besitzen, die von Seiten der Baubehörde bescheinigen, dass bis zum Sommer absolut keine Gefahr besteht, und dann wir eh saniert, dann geben Sie den Eltern diese Gutachten, setzen Sie sich mit diesen Eltern zusammen, besprechen Sie das, anstatt diese ständig ins Leere laufen zu lassen und widersprüchliche Signale an sie auszusenden. Ich kann Ihnen versichern, als die Baubehörde unlängst dort war, und da waren auch einige Eltern dabei, wurde unter anderem von einem Mitarbeiter gesagt, er würde seine Hand jetzt nicht dafür ins Feuer legen. Wenn solche Aussagen kommen, dann wird in den Raum gestellt, dass Gefahr in Verzug ist und dann muss natürlich von Seiten der Eltern gehandelt werden. Meiner Meinung nach handelt es sich bei dieser Schule um echte jahrelange Versäumnisse, offensichtlich deswegen, weil man an einen Neubau gedacht hat oder weiter denkt. Aber man kann nicht sagen, wenn ich 2016 plane, eine Schule woanders hinzubauen, verfällt die Schule einstweilen vor sich hin. So geht es garantiert nicht!

Ich war auch in der Schule drinnen. Dort ist ausgemalt worden und wurden offensichtlich immer wieder Reparaturmaßnahmen und so weiter angebracht. Trotzdem ist jetzt ein Zustand erreicht, der unerträglich ist. Es war von Seiten des Bezirks der Bezirksrat Voss dort. Bei ihm können Sie sich dann erkundigen. Das ist unerträglich, wie dort die Schule aussieht! Hätte der Herr Bezirksrat Voss in seiner eigenen Schule derartige Zustände, dann würde er anständig auf die Barrikaden gehen, das kann ich Ihnen versichern! Das lässt sich niemand so einfach gefallen! Also ist rascher Handlungsbedarf gegeben!

Abschließend auch von meiner Seite her vielen herzlichen Dank an die Kinder- und Jugendanwaltschaft, die sich als eine tatsächlich wunderbar brauchbare Lobby für Kinder und Jugendliche in dieser Stadt herausgestellt hat. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Ekici. 

Abg Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Thema Zwangsehe wird auch meine Ausführungen bestimmen. Zwangsehe ist derzeit in aller Munde. Das ist alles bekannt. Auch im Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht 2005 wird dem Problem der Zwangsehe und Familienintegrationshintergrund breiter Raum geboten und dies auch anhand von konkreten Beispielen dargestellt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Zwang-
sehen oder arrangierte Ehen sind in vielen Kulturen leider keine Seltenheit. Während bei den arrangierten Ehen oft das Einverständnis der jungen Menschen für die Heirat eingeholt wird, kommt es leider nicht selten vor, dass auch junge Menschen gegen ihren Willen zu einer Ehe gezwungen werden. Es gibt unterschiedliche Gründe, warum Eltern ihre Kinder zu einer nicht gewollten Ehe zwingen. Es sind hauptsächlich traditionelle Gründe und, so wie ich sehr wohl meine, der Schutz der Mädchen und auch der Burschen durch deren Eltern. Gerade in einer fremden Kultur wollen die Eltern die Ehre und den Stolz der Familie bewahren, ein so genannter Schutzmechanismus wird von den Eltern aufgebaut, um sie vom schlechten Umfeld fernzuhalten. Die betroffenen Mädchen, oft sind es Mädchen, stammen aber nicht nur aus der Türkei, sondern auch aus Afrika, aus dem arabischen Raum und aus Asien.

Eines möchte ich, meine sehr geehrten Damen und Herren von der FPÖ, unterstreichen: Der Islam verbietet die Zwangsehe. Es gibt unterschiedliche islamische Rechtsquellen, die besagen, dass diese Ehen ungültig sind. Das heißt, wenn Sie jetzt Ihre Ausführungen mit dem Islam sozusagen in Verbindung bringen und dafür verantwortlich machen, dann spreche ich mich dagegen aus, denn das stimmt so nicht. Es ist traditionsbedingt, aber nicht religionsbedingt. 

Der Initiative der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen, Maria Rauch-Kallat, haben wir zu verdanken, dass eine Reihe von Initiativen zur Bekämpfung von besonderer Form der Gewalt gegen Frauen, wie Zwangheiraten und Ehrenmorde, gestartet worden sind. Schutz vor Gewalt muss aber auch Schutz vor traditionsbedingter Gewalt umfassen. Daher hat das Frauenministerium ganz bewusst auch dieses zentrale Thema aufgegriffen und gemeinsam mit den Ministerinnen für Äußeres, Inneres, Justiz, Bildung und Generationen sogar eine Initiative gegen traditionsbedingte Gewalt gestartet. Nach einer Analyse der Probleme und Defizite in diesem Bereich in Österreich und der sich daraus ergebenden Handlungserfordernisse haben diese sechs Ministerinnen sozusagen ein umfassendes Maßnahmenpaket entwickelt. 

Vielleicht darf ich Ihnen hier in dieser Runde einige dieser Maßnahmen nennen: Zum einen soll dann sozusagen eine Meldedatenbank über Fälle von Zwangsheirat und Genitalverstümmelung erstellt und geführt werden. Es ist auch geplant, Notwohnungen für zwangsverheiratete große Mädchen und junge Frauen zu errichten. Bundesministerin Maria Rauch-Kallat war auch die erste Frauenministerin, die in Brüssel eine Konferenz ins Leben gerufen hat, um sich mit ihren KollegInnen aus ganz Europa, aber auch international zu vernetzen. Was die Umsetzung betrifft, wurde kürzlich im Nationalrat beschlossen, dass Zwangsheirat nunmehr ein Offizialdelikt ist. Wie Sie sehen, sehr geehrte Frau Stadträtin, ist der Bund aktiv, hat die Brisanz der Situation erkannt und sofort reagiert.

Jetzt meine Frage: Was passiert in Wien? Viel mehr als Ankündigungen von der StRin Wehsely und eine Plakatkampagne vom Verein Orient Express habe ich nicht vernommen. Der Text dieser Plakatkampagne vom Verein Orient Express, die auch von der Stadt Wien unterstützt wurde, lautet so: "Zwangsheirat kostet deine Freiheit." Da sind auch zwei Handschellen dabei. Jemand, der aus diesem Kulturkreis stammt, weiß nicht, dass dieses Plakat eine Aktion ist, unsensibel und einfallslos gemacht ist. Man verunsichert Betroffene, statt ihnen zu helfen. Viele Betroffene oder auch Menschen aus diesem Kulturkreis haben sich an mich gewandt. Auch aus den Schulen haben sich die Lehrer an mich gewandt und gesagt, es gibt Eltern, die ihre Kinder nicht mehr in die Schule schicken möchten, weil sich durch solche Kampagnen die Eltern und auch die Kinder verunsichert fühlen.

Es muss präventiv und sensibel gearbeitet werden, aber nicht so. Alle potentiellen Betroffenen müssen durch gezielte Informationsarbeit über Risken und Probleme der Zwangsehe informiert werden. Der Schwerpunkt muss hier meines Erachtens nach auf die Elternarbeit gerichtet sein. ExpertInnen mit interkulturellen Kompetenzen müssen vermehrt eingesetzt werden. Ich glaube, Omar Al-Rawi ist jetzt nicht mehr hier (Abg Godwin Schuster: O ja, hier!), aber ich möchte auch an die islamische Glaubensgemeinschaft appellieren, dass sie vermehrt auch darüber informiert, dass die Zwangsehe nicht im Islam begründet ist und der Islam diese nicht anerkennt. Das ist meine Bitte an die islamische Glaubensgemeinschaft und an die Stadt Wien, dass sie da vielleicht gemeinsam eine Kampagne machen könnten. (Abg Nurten Yilmaz: Danke für den Hinweis!)

Des Weiteren, meine Damen und Herren, gibt es in Krisenfällen keine Schutzeinrichtungen für Betroffene. Deshalb fordert nicht nur unsere Fraktion eine Maßnahme zur Krisenunterbringung für betroffene Jugendliche. Ich werde heute gemeinsam mit meinen Kolleginnen Feldmann und Anger-Koch diesbezüglich einen Antrag einbringen. Auch der Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft bekräftigt diese Forderung. Die Sache geht noch weiter, ich darf hier Christoph Schandl, Mitarbeiter des Krisenzentrums Nußdorf zitieren, wo minderjährige Mädchen betreut werden: „Die Mädchen treffen in den Wohngemeinschaften auf andere mit zum Teil Suchterfahrungen, krimineller Vergangenheit oder prekärem Hintergrund, womit sie nicht umgehen können." Auch Mitarbeiter vom Verein Orient Express fordern betreute Wohngemeinschaften für betroffene minderjährige Frauen, wie sie unter anderem bereits in Deutschland, Holland und Frankreich gang und gäbe sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Bundesregierung hat in der Bekämpfung traditionsbedingter Gewalt eine Vorreiterrolle und verfolgt einen Problemlösungskurs, der sowohl auf legislativer Ebene als auch im Bereich Opferschutz und Aufklärung ansetzt. (Abg Nurten Yilmaz: Welche Vorreiterrolle?) Diese Strategie stößt weltweit auf positive Resonanz, sehr geehrte Kollegin Yilmaz, das wissen Sie sehr genau. Interesse besteht sowohl von Seiten afrikanischer und asiatischer Länder als auch der Türkei. (Abg Nurten Yilmaz: Und warum werden die Gelder gekürzt?) Ich höre Sie nicht. Lauter, bitte! Ich würde gern darauf antworten. (Abg Nurten Yilmaz: Warum werden die Gelder gekürzt?) Dann wissen Sie einfach nicht, welche Maßnahmen getroffen wurden. (Abg Nurten Yilmaz: Welche Maßnahmen?) Bitte schalten Sie auf die Homepage des Ministeriums. Da können Sie es abrufen. Oder ich kann es Ihnen gern zukommen lassen. Also von dieser Reihe von Maßnahmen kann sich Wien wirklich etwas abschauen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Wir wollen die Wahrheit erfahren!) 

Wie gesagt, auf Bundesebene wurde der rechtliche Weg geebnet. Nun sind Sie, sehr geehrte Frau Stadträtin, sozusagen am Zug, die nötigen Schritte zu setzen. Ich möchte gern wissen, was Wien in Zukunft oder heute in diese Richtung tun wird. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Vettermann. 

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Geschätzte Kinder- und JugendanwältInnen! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wenn man sich den Bericht anschaut, muss man sich, glaube ich, anfangs durchaus bedanken. Das sage ich auch gleich zum Kollegen Jung. Der Bericht zeigt nämlich, dass die Kinder- und Jugendanwaltschaft natürlich das leisten kann, was sie tun soll und will, nämlich dass sie eine Lobby für Kinder und Jugendliche ist. Die Forderung: „Bringt nur ein paar Projekte, die sofort umgesetzt werden können, bringt ja nichts Neues, sonst können wir diesem Bericht nicht zustimmen!", finde ich, ist in besonderer Weise einfallslos. Das ist bisher eigentlich nur der FPÖ als Forderung eingefallen, dass man sagt: „Beschränkt euch auf das, was im Moment passiert!" 

Gerade eine Lobbyorganisation wird nicht in reinen Jubel ausbrechen, sondern noch und noch fordern. Das ist auch okay und wird auch das eine oder andere Mal gefordert. So ist es richtig. So versteht sich auch die Stelle. Daher muss man sagen, die Arbeit funktioniert und bringt auch etwas weiter. 

Zum Beispiel beim Kinderbeistand, wo es jedem Kind eine Stimme gibt, wo Beistand im Sinn von sozusagen tatsächlicher Begleitung verstanden wird, wo eine Vertretung passiert, wo eben Kinder nicht allein gelassen werden. Aber es sind eben nicht nur Kinder. 

Es geht bei "Gemmas an" um Arbeitsplätze, darum, zu versuchen, junge Menschen, die das wollen und die eine Unterstützung brauchen, in die Arbeit zu bringen. Auch das ist ein innovativer und neuer Versuch, der durchaus übernommen, modifiziert und weiterentwickelt werden kann, etwas, wo die Kinder- und Jugendanwaltschaft zeigt, dass sie auf neue Probleme sofort reagiert. 

Zu den Patenschaften komme ich dann später. 

Was mir auch sehr gut gefallen hat, ist die Arbeit zur Prävention und zur Reform der Strafprozessordnung. Ich meine, wenn ich auch manches kritisch anmerken muss, ist das eine oder andere eurer Arbeit zu verdanken und gelungen. Auch das ist durchaus positiv.

Zu den Anmerkungen der Vorrednerinnen und Vorredner:

Bei der Schulmediation ist es unbestritten, dass das eine gute Methode ist. Sie ist auch ausgeweitet worden und hat sozusagen ihren Ausgangspunkt bei der Kinder- und Jugendanwaltschaft genommen. Es ist nur, finde ich, irgendwie lustig, ist es eigentlich aber nicht, sondern es hat eine gewisse Chuzpe, wenn die ÖVP, eine Partei, die in der Bundesregierung ständig die Ressourcen im Bildungsbereich wegnimmt und alles wegkürzt, gerade das fordert, hier sozusagen plötzlich vorspringt und sagt: „Zahlt allen alles, egal woher das Geld kommt, Hauptsache die Stadt Wien zahlt da mit dem Füllhorn!" Dazu muss ich sagen, das verstehe ich als Oppositionspolitik, hat halt einen unernsten Touch und zeigt, dass man hier versucht, die Versäumnisse der Bundesregierung zu kaschieren. 

Inhaltlich ist es aber trotzdem nicht ganz richtig, denn es bedeutet Mediation immer, dass beide Seiten das wollen. Das kann also nur vom Standort kommen. Das kann nur von den Schulen selbst kommen. Die stellen dann auch Anträge zu den Bezirken und so läuft und weitet es sich ja aus. Daher ist eine behutsame Ausweitung durchaus eine Sache, die nicht nur in Geld, sondern auch in der Sache selbst, im Inhalt, begründet ist.

Zu der zweiten Geschichte, die auch gleich direkt von der FPÖ aufgenommen wurde, auch da der Pawlow'sche Reflex, weil darauf hätte man wetten können, dass die Zwangsheirat von der FPÖ kommt. Die Wette wurde gewonnen, aber dagegen setzt ja keiner mehr, weil es schon so verhärtet ist. 

Aber zu dem, was die Kollegin Ekici angesprochen hat: Bei der einen Zuweisung werden wir mitgehen. Aber man muss sagen, beides passiert ja bei uns, denn, es wurde angesprochen, es gibt gemeinsam mit der MA 57, dem Verein Orient Express und dem Stadtschulrat eine flächendeckende Kampagne. Sie haben das Plakat selbst angesprochen. Es ist in allen Schulen diskutiert und besprochen worden. Es ist inhaltlich darauf eingegangen worden. Die ÖVP fordert das jetzt, nachdem es schon passiert ist und weiterläuft. Ich meine, es stört nicht, aber es ist in der Beziehung auch keinerlei Neuigkeit.

Natürlich gibt es die ganz breite Palette Wiener Unterstützung, denn was eine Datenbank einer jungen Frau bringen soll, die momentan das Problem hat, dass ihr sozusagen eine Zwangsheirat droht, weiß ich nicht. Es ist schön, dass die Bundesregierung das auch dokumentiert, aber zur Lösung wird es nicht wahnsinnig viel beitragen. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: So ist es!) Es gibt aber über Kolping als Träger gemeinsam wieder mit der MA 57 eine multikulturelle Wohngemeinschaft, wo einer der dezidierten Gründe, dorthin zu kommen, zum Beispiel die Zwangsverehelichung ist. Es gibt natürlich auch die Frauenhäuser, wenn man in einer momentanen Krise ist. Es gibt die Kriseninterventionsstellen der MA 11 und auch die Unterbringungsmöglichkeit junger Mädchen von der MA 11 in Heimen.

Die Schwierigkeit, die angesprochen wurde, ist, dass man jetzt einmal einen flächendeckenden Ausweg finden müsste, weil es vielfach günstig wäre, sie außerhalb von Wien unterzubringen, weil eine Art Verfolgungssituation existiert, wo man bundesweit agieren muss. Auch das schreibt die Kinder- und Jugendanwaltschaft richtig hinein. Das liegt nicht nur im Wiener Bereich, aber dort, wo wir etwas machen können, haben wir es gemacht. Das wollte ich damit auch dokumentieren. (Beifall bei der SPÖ.)
Zum Kollegen Jung: Ich meine, immerhin war es interessant, er hat zugegeben, dass die Burschenschaften eine Parallelwelt sind. Das ist eine Beobachtung, die ich selbst auch schon gemacht habe, aber jetzt davon abgesehen dieser Selbstbeschreibung sozusagen einmal zugestimmt wurde. 

Ich meine, das mit den Rechten und Pflichten ist eine ewige Diskussion. Dass eine Vertretung, die sozusagen auf Seiten des Kindes ist, auch die Rechte, die Möglichkeiten einfordert, ist ganz klar. Ganz anders ist das, was der Kollege Jung will, nämlich einsperren, abschieben, weg damit, rein auf das Strafrecht hin orientiert. Dazu muss ich ihm sagen, das ist genau nicht der Weg. Wir wissen aber, wie es geht. Denn wir hatten das Problem mit rumänischen Kindern und Jugendlichen und es ist gelungen, in einer Zusammenarbeit mit Rumänien, direkt mit dem Land selbst und Kinder- und Jugendeinrichtungen dort vor Ort, eine massive Entspannung der Situation herbeizuführen. Wir haben das Problem im Moment mit bulgarischen Kindern und Jugendlichen. Aber auch da gibt es jetzt erste Erfolge. Es gibt diese Zusammenarbeit und das ist der richtige Weg. Das ist also nicht einsperren, das ist nicht Polizeigewalt. Das ist Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern, dass man dort Not und Elend so weit bekämpft, dass es keinen argen Druck gibt und dass es dort vor allem auch Einrichtungen gibt, wohin die Kinder und Jugendlichen wieder zurückkehren können. Den Weg wollen wir gehen. Das ist auch der einzig richtige, spricht aber gegen die Politik der FPÖ, denn das einzige, was ihnen einfällt, ist Kinder und Jugendliche einzusperren. 12, 13, schnapp, weg, Schubhaft, Gefängnis und alles hat sich erledigt. Gott sei Dank spricht aus dem Bericht ein anderer Geist!

Zur Kollegin Jerusalem: Sie hat dankenswerterweise einmal alle mitgebracht. Dafür ein Bravo. Man sammelt und liest. Bravo, das ist sozusagen einmal eine gute Übung. 

Aber natürlich ist schon auch einiges passiert. Ich rede sozusagen frei assoziativ, weil ich damit nicht gerechnet habe. Ich bin damit sicher nicht vollständig, aber ich möchte doch zu ein paar Punkten etwas sagen:

Zum Beispiel Mieterbeiräte: Dass hier Jugendvertretungen kommen, war eine Forderung. Das ist umgesetzt worden, existiert schon. 

Die partizipative Umsetzung des Jugendschutzgesetzes: Selbst da angesprochen, war zuerst hier gefordert, von der Kinder- und Jugendanwaltschaft gefordert, wurde umgesetzt. Nur um zu zeigen, dass wir die Dinge auch aufnehmen, wie bei Glücksspielen, Mysteryshopping, bei Alkohol, wo auch entsprechend geschaut worden ist, ob es gesetzliche Möglichkeiten gibt und dann Gesetze verschärft, verändert, verbessert und angepasst wurden. 

Zum Planen und Bauen: Zugegeben, da bin ich auch einer, der schon in allerlei Arbeitskreisen gesessen ist. Das muss man auch sagen, dass es einige, allerdings kleine Schritte in die richtige Richtung gegeben hat, was Nachadaptierungen betrifft, was Quartiersmanagement betrifft, wo die Diskussion immer war, wenn man verpflichtende Abgaben einfordert, wovon man momentan wieder einen Schritt weggekommen ist, hast du das Problem, dass du damit auch die Jugend triffst, Jungfamilien, die dann verteuerte Wohnungen kaufen müssen. Trotzdem wird es darum gehen, hier einmal eine stärkere rechtliche Stellung schon im Planungsprozess zu schaffen, weil das im Nachhinein oft sehr schwer durchzusetzen ist. 

Dann stellt sich noch die Frage, wie das begleitet wird. Aber das ist ein Problem, das alle beim Planen, Bauen und Wohnen haben, weil die Wohngemeinschaften nicht nur, was kinder- und jugendgerechtes Wohnen betrifft, sondern überhaupt oft versuchen, Zusagen und Pläne ein wenig abzuändern. Also wenn der Baupolizist hinkommt und fragt: „Wo ist der Teich, der eingezeichnet war?", man sagt: „Wir haben drei Bänke aufgestellt.", muss auch eingegriffen werden. Das heißt, das ist ein Problem, das man in den Griff bekommen muss, aber das nicht unbedingt kinder- und jugendspezifisch ist, aber wenn man als Lobby dafür arbeitet, natürlich hier auch sein soll.

Auf die Schulen möchte ich jetzt nicht eingehen, nachdem ich da eh regelmäßig aussende und meine Meinung zur ÖVP bei der vorigen Rede gesagt habe. Ich werde sie jetzt nicht stereotyp wiederholen, weil wer sie hören wollte, hat sie gehört und die anderen können sie nachlesen. Bitte das auch zu tun.

Auf alle Fälle möchte ich mich abschließend bei den Kinder- und JugendanwältInnen und dem gesamten Team, nicht nur bei euch beiden, sondern beim gesamten Team, für die gute Arbeit bedanken. Die durchaus kontroversielle Diskussion zeigt, dass die Arbeit fruchtet, weil wenn alles ruhig ist und dahindämmert, wäre es auch nicht gut für eine Stelle, die etwas vorantreiben will. Die gesellschaftliche Entwicklung zeigt, dass das eher wichtiger und notwendiger ist. Dementsprechend wünsche ich Ihnen viel Kraft in der Zukunft und werde natürlich den Bericht gern zur Kenntnis nehmen und ihm zustimmen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Korun.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Auch ich möchte mich sowohl in meinem Namen als auch im Namen meiner Fraktion für den detaillierten ausführlichen Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft bedanken.

Es freut uns, dass dem Phänomen und der Problematik der Zwangsheirat ein Kapitel gewidmet ist, dass sich die Kinder- und Jugendanwaltschaft dieses Problems annimmt und die Erfahrungen in diesem Bereich schildert und durchaus auch konkrete Lösungsvorschläge macht.

Ich bin mir sicher, oder möchte mir sicher sein, dass niemand hier im Hause für Zwangsverehelichung oder für Zwangsheirat ist. Ich möchte auch davon ausgehen, dass, unabhängig davon, welche religiöse, kulturelle oder sprachliche Herkunft die Betroffenen von Zwangsverehelichung haben, wir alle gegen Zwangsheirat sind.

Es amüsiert mich allerdings ziemlich, dass rechte Burschenschafter plötzlich für Frauenrechte sein sollen, wo wir doch ziemlich genau wissen, dass in den Burschenschaften Frauen alles andere als gleichgestellt sind. Aber das ist eigentlich ein allgemeines Phänomen, das man unter MigrantInnenbashing, mit großem I, und Islambashing zusammenfassen kann. In dem Moment, wo es um vermeintliche Unterdrückung oder tatsächliche Unterdrückung von Frauen in MigrantInnencommunitys geht, sind plötzlich vor allem rechte und sehr rechte Menschen und Gruppierungen angeblich für Frauenrechte. - So viel zu den Wortmeldungen der Kollegen, Kollegen waren es und keine Kolleginnen, zur Problematik der Zwangsheirat.

NGOs, die sich mit der Problematik beschäftigen, verlangen seit Jahren spezialisierte Anlaufstellen, Kriseneinrichtungen, Krisenzentren für die Betreuung von Personen, die von Zwangsheirat betroffen sind. Es freut uns daher sehr, dass diese Forderung auch im Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft vorkommt. Wir unterstützen diese Forderung auch.

Alle, die sich mit dem Thema etwas beschäftigt haben, wissen, dass das, was zur Zeit in Wien getan wird, dazu nicht ausreichend ist, weil die Personen, hauptsächlich sind es Frauen, nicht nur, aber hauptsächlich Frauen, junge Frauen und Mädchen, die von Zwangsheirat betroffen sind, derzeit im Krisenzentrum untergebracht sind. Wir alle, oder die meisten von uns, wissen, dass das nicht funktioniert, weil dort die spezielle psychologische Betreuung und Begleitung von diesen Mädchen und jungen Frauen fehlt. Umso mehr unterstützen wir die Forderung der Kinder- und Jugendanwaltschaft, spezialisierte Einrichtungen als Anlaufstellen zu schaffen, wo die Betreuung und psychologische Behandlung und Begleitung von Opfern von Zwangsheirat auch gewährleistet ist.

Zu einer anderen Forderung der Kinder- und Jugendanwaltschaft, die auch im Beschlussantrag der ÖVP vorkommt, nämlich Präventions- und Informationsarbeit, finden wir, dass sie unter Einbindung der Eltern auf jeden Fall stattfinden sollte, dass es eine gute Überlegung ist, diese Präventions- und Aufklärungsarbeit über die Schulen anzubieten beziehungsweise über die Schulen an die Eltern heranzukommen, um diese Informationsarbeit gewährleisten zu können. 

Nichtsdestotrotz möchten wir betonen, dass es bei diesen beiden Punkten und bei anderen Forderungen gegen die Zwangsheirat maßgeblich um die Gestaltung der Umsetzung geht, ob man auch wirklich genug Personal zur Verfügung stellen kann, Fachpersonal, das sich damit beschäftigt, und dass die Ausstattung dieser Einrichtungen, die gefordert werden, ein maßgeblicher Punkt ist, um zu gewährleisten, dass die Betroffenen von Zwangsheirat auch wirklich adäquat und fachgerecht behandelt werden können.

Dass die ÖVP seit einiger Zeit versucht, unter dem Titel "traditionsbedingte Gewalt", versuchen wir, es positiv zu formulieren, sich des Themas anzunehmen, sehen wir insofern kritisch an, weil allein mit dem Ausdruck "traditionsbedingte Gewalt" zwar das Wort "Religion" nicht mehr vorkommt, aber mit den so genannten Lösungsvorschlägen, die die ÖVP bietet, sind wir nicht zur Gänze einverstanden. Zu versuchen, aus dem Bereich und aus der Problematik politisches Kleingeld zu schlagen, indem man immer sagt, was die Bundesregierung nicht schon alles getan hätte oder was die Bundesministerin Rauch-Kallat nicht schon alles getan hätte und dass in Wien sozusagen nichts passieren würde, diese Kritik in dieser Form können wir nicht teilen. Uns geht es um echte Lösungsvorschläge und Lösungsmodelle, um das Problem lösen zu können, vor allem einerseits Aufklärungsarbeit bei den betroffenen Familien zu leisten und andererseits ganz klar und dezidiert den Opfern von Zwangsverheiratung beizustehen. 

Weil wir die zwei vorgeschlagenen Punkte im ÖVP-Antrag teilen, werden wir diesem Antrag zustimmen. Aber wir stellen uns natürlich vor, dass darüber hinausgehend etliches zu passieren hat und es, wie gesagt, ganz maßgeblich auf die Gestaltung der Umsetzung dieser Forderungen ankommt. Mit weitergehenden Forderungen werden wir uns auch in den nächsten Sitzungen des Gemeinderats beschäftigen.

In diesem Sinne möchte ich mich noch einmal ganz herzlich bei der Kinder- und Jugendanwaltschaft für den Bericht und für die sehr gute geleistete Arbeit bedanken! Ich wünsche mir, dass Ihre Arbeit ungehindert fortgesetzt werden kann. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine Wortmeldungen mehr, auch nicht von den Anwälten, bei mir vorliegen. Wünschen Sie das Wort? Ja oder nein? (Kinder- und Jugendanwalt Dr Anton Schmid: Können wir noch, ganz kurz?) Ja, bitte, Sie müssen sich nur melden.

Bitte, die Frau Jugendanwältin hat das Wort.

Kinder- und Jugendanwältin Monika Pinterits: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir konnten uns nicht melden, weil wir nicht da waren, weil hier einfach alles so schnell gegangen ist.

Ich möchte nur einige Punkte herausgreifen:

Bezüglich LIMES ist von Seiten der Kinder- und Jugendanwaltschaft ein Schreiben an die Regierung gegangen, wo quasi rückgemeldet worden ist, dass noch nicht alle Türen völlig verschlossen sind. Also werden wir möglicherweise noch Gelder lukrieren. Wir werden auf jeden Fall darum kämpfen und LIMES unterstützen.

"Gemmas an": Natürlich ist es immer schwierig zu sagen, nehmen wir Laien, nehmen wir Menschen und bilden wir diese Menschen aus. Besser wäre Professionalität. Aber ich denke mir, beides muss möglich sein. Von daher stehen wir auch zu unserem Projekt. In einer Gesellschaft, wo sich Menschen immer weniger umeinander kümmern, denke ich mir, ist das ein Zeichen in eine richtige Richtung. Man sollte einfach schauen, wenn man sich unsere Gesellschaft anschaut, schauen alle weg, gehen alle vorbei. Diese Menschen, das sind 25 Paten und Patinnen, die sich da beworben haben, die in vielen Abenden ausgebildet worden sind und die professionell begleitet werden, haben gesagt: „Wir schauen nicht weg. Wir wollen etwas tun. Deshalb gibt es uns und das finden wir okay."

Zu den Erholungskuren: Die Problematik ist, dass immer diejenigen draufzahlen, die eh schon schwierige Situationen haben. Also bei der Mitversicherung sind insbesondere mehr Frauen als Männer mitversichert, vor allem Frauen und Kinder betroffen. Es gibt zwar einen Unterstützungsfonds, aber ich denke mir, prinzipiell sollte man nicht als Erstes Kürzungen in diesen Bereichen vornehmen. 

Zur Zwangsverheiratung: Prinzipiell hat sich die Zwangsverheiratung aus einer Arbeitsgemeinschaft von NGOs entwickelt. Wir waren sehr froh, dass dieses Thema von der Bundesregierung als auch von Wien und anderen Landeshauptstädten übernommen worden ist. Betreffend diese Kampagne mit den Handschellen ist es immer schwierig, man kann da unterschiedlicher Meinung sein, aber wie schon gesagt worden ist, findet in den Schulen diese Kampagne statt und es ist wichtig, den betroffenen Mädchen, aber auch Burschen zu zeigen: „Ihr braucht euch nicht einsperren zu lassen! Es gibt eine Hilfe, holt sie euch nur!" Natürlich würden wir uns auch eine eigene Einrichtung wünschen, weil diese Mädchen einfach sehr behütete Mädchen sind. Da wäre es schon toll, wenn wir da etwas entwickeln könnten. 

Weil gesagt worden ist, wir fordern, fordern und nichts passiert: Gut Ding braucht Weile, denke ich mir. Wir werden weiter fordern. Auch kleine Schritte sind etwas, das okay ist. Ich tue mir zwar schwer, weil ich normalerweise eher ein ungeduldiger Mensch bin, aber ich freue mich immer, wenn etwas gelingt, wie jetzt zum Beispiel der Kinderbeistand, der in der Erprobungsphase ist, wo parallel dazu eine Evaluierung vom Institut für Kriminalpsychologie passieren wird und wir in eineinhalb Jahren wissen werden, ob dieses Projekt in den Regelbetrieb übernommen werden kann oder nicht. 

Zum Thema Geld: Natürlich würden wir uns, wie alle anderen Stellen auch, mehr Geld wünschen, aber es ist halt so, wie es ist und wir sind nicht alleine von diesen Einsparungen betroffen. Aber natürlich würden wir uns mehr Gelder wünschen. 

Zur Supernanny: Das war für mich auch sehr unbefriedigend, weil wir haben uns einmal angeschaut, was man tun kann, damit dieses Format nicht mehr gespielt wird. Es gibt ein eigenes Privatsendergesetz, wo aber nicht inkludiert ist, dass man Inhalte bewerten kann, sondern wenn, kann man denen nur die Lizenz wegnehmen, was wir nicht wollen, weil wir ja nicht etwas cutten wollen, sondern wir wollen, dass manche Themen und Formate nicht mehr existieren. Ich denke mir, in diesem Format werden Kinderrechte wirklich mit Füßen getreten. Wie Kinder da vorgeführt werden, ist mehr als abscheulich! Ich finde es traurig, dass wir eine Gesellschaft sind, die so etwas notwendig hat! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wenn ich mir denke, dass Leute hinter dem PC sitzen und dann über die gezeigten Familien diskutieren, sollten wir uns auch überlegen, wie wir diese einsamen Menschen irgendwie in einen produktiven Sinn hineinbekommen. Weil ich denke mir, sie leben nicht ihr eigenes Leben, sondern sie müssen über andere leben und das finde ich furchtbar problematisch. 

Es gäbe noch eine ganze Menge Punkte, ich möchte es aber nicht länger machen, weil ich möchte noch dem Toni das Wort geben. Da er leider nicht da war, konnten wir uns nicht zum Wort melden. 

Ich würde mir wünschen, dass wir alle gemeinsam für die Kinder und Jugendlichen tätig sind, dass man nicht diskutiert, ob Kinder weggesperrt werden, sondern wie man Kindern helfen kann. Wir haben diesbezüglich vor, uns das Ganze mit Herrn Prof Friedrich und Herrn Dozent Berger einmal anschauen, wie man eine Gesellschaft schützen kann und wie man aber auch Kinder und Jugendliche so unterstützen kann, dass sie eben nicht schwierig werden und schwierig sind. 

Was wir auch wollen, ist, Medien einzuladen, ein bisschen ihre Berichterstattung zu überdenken, weil ich denke mir, Medien machen Stimmung in der Bevölkerung und es ist wichtig, dass die richtige Stimmung in der Bevölkerung erzeugt wird. - Herzlichen Dank. (Beifall bei SPÖ, GRÜNEN und Teilen der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Kinder- und Jugendanwalt Dr Schmid. - Bitte.

Kinder- und Jugendanwalt Dr Anton Schmid: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ganz kurz nur zwei Punkte zu dem Fiasko, was sich bezüglich Jugendschutz in Österreich in den letzten Wochen abgespielt hat. Dazu muss ich etwas sagen. 

Wir haben die traurige Situation, dass sich alle dafür aussprechen, dass harmonisiert wird, aber jeder sagt: „In meinem Land darf sich nichts ändern." Worin da die Logik in der Argumentation liegt, ist mir unklar. Ich möchte nur sagen, die Stadt Wien hat gezeigt, wie es geht. Auf Grund unseres Vorschlags hat es eine Jugendvolksbefragung in Wien gegeben. 80 Prozent aller 14- bis 18-Jährigen haben in dieser Stadt Ja oder Nein zu Vorschlägen des Jugendschutzgesetzes 2002 sagen können. Wir müssen die Jugendlichen einbinden und sie fragen. Ich fordere alle anderen acht, natürlich dann auch die Stadt Wien, wenn es so weit wäre, auf, ihre Jugendlichen zu befragen. Es gibt einen Vorschlag der österreichischen Kinder- und Jugendanwälte für ein einheitliches Jugendschutzgesetz. Ich denke mir, die Jugendlichen Österreichs sollen darüber abstimmen, ob es für sie okay ist oder nicht. Ausgearbeitet worden ist es von Expertinnen und Experten und daher kann man die Jugendlichen ruhig befragen. Sie sollen dazu ihre Stimme abgeben. Letztlich sollen dann nicht irgendwelche Spekulationen, die in anderen Bereichen zu Hause sind, zu einem Gesetz oder leider auch zu keinem Gesetz führen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)
Das Zweite, was ich sagen wollte, bezieht sich auf die Aufgaben der Kinder- und Jugendanwaltschaft. Sie haben formuliert, dass die Tätigkeiten der Kinder- und Jugendanwälte zu überdenken sind und dass alles nicht so gut und so schön ist. Es vergeht kein Tag in der KJA, an dem nicht Zeitungen, Fernsehen oder wer auch immer anrufen und uns fragen, was unsere Meinung zu einem Thema ist. Wenn wir sehr oppositionslastig wären, wenn wir sehr regierungslastig wären, wenn wir was weiß ich was für Lastigkeiten hätten, wären die Medien die ersten, die uns nicht mehr anrufen würden und die sagen würden, wir reden eh nur wem anderen nach. Da die Situation so ist und da auch größtenteils, und dafür möchte ich mich bedanken, von Ihnen positive Wortmeldungen über unsere Arbeit gekommen sind, fühlen wir uns bestätigt. Ich sage, danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ, den GRÜNEN und Teilen der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Nun liegt keine Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Monika! Lieber Anton!

Herzlichen Dank für diesen Bericht! Noch einmal, ich habe das schon eingangs erwähnt, die Arbeit ist eine wichtige, ist in Wien gesetzlich geregelt. Es ist auch in dieser gesetzlichen Regelung eine Berichtspflicht enthalten, daher kommt ihr dem nach, nicht nur in schriftlicher Form, sondern vor allem in dem, was ihr und euer Team tut. Das ist auch gut so. 

Ich möchte nur noch einen Punkt sagen, weil wir in der Fragestunde heute schon über das Jugendschutzgesetz und die weitere Zukunft diskutiert haben und ich mich eigentlich sehr optimistisch darüber geäußert habe, dass es auf Grundlage der gemeinsamen Vorlage aller neun Kinder- und Jugendanwaltschaften, also einer österreichischen Willensbildung, aus meiner Sicht möglich sein muss, entlang des Modells, das wir in den drei Bundesländern Wien, Niederösterreich und Burgenland vorgegeben haben, aber vor allem auch in der Methodik, wie wir es getan haben, österreichweit voranzukommen. Das heißt, ich bin eher optimistisch, wiewohl auch schon durch elf Jahre Erfahrung geprägt, die immer wieder in der Diskussion Optimismus gezeigt hat und in der Realität nicht. Aber das heißt nicht, dass wir nicht daran arbeiten werden, dass es auch tatsächlich so geschieht. 

Einen zweiten Punkt möchte ich auch noch sagen, der sozusagen nicht unmittelbar mit dem Bericht zu tun hat, sondern mit der Diskussion über einzelne Bereiche, die im Bericht angesprochen wurden oder auch nicht, wie zum Beispiel der aktuellen Diskussionsbeiträge zum Thema Schule. Dazu ist zu sagen, dass ich immer gern zwischen dem sachlichen Zugang zu einem Thema und dem, was man versucht, politisch kurzfristig daraus zu machen, unterscheide. Sachlich ist es eine Diskussion, die uns in diesem Hause immer begleitet hat und auch in Zukunft begleiten wird.

Denn 400 Schulstandorte in der Stadt, das bedeutet 400 Gebäude der unterschiedlichsten Alterskategorien, es bedeutet ununterbrochenen Mitteleinsatz für diese in der unterschiedlichsten Art und Weise, und es bedeutet auch, dass immer wieder neue Standorte zu errichten sein werden, die dafür sorgen, dass diejenigen, die nach uns in diesem Haus sitzen werden, sich noch immer mit der Frage von Gebäuden, deren Erhaltung, deren Sinnhaftigkeit und dem, was drinnen passiert, auseinander zu setzen haben. Das ist unsere Aufgabe, das war es in der Vergangenheit und wird es auch in Zukunft sein. 

In diesem Zusammenhang haben wir alle, wie ich meine, eine große Verantwortung gegenüber denen, die dort arbeiten. Das sind die Lehrer, das sind die Kinder, und das sind die sonstigen Bediensteten in den Schulen, die von diesen Räumlichkeiten sozusagen umgeben werden. Diejenigen, die die Kinder dort hinschicken, sind die Eltern, die natürlich in dem, was wir wollen, nämlich in einer sehr guten Partnerschaft zwischen Elternhaus und Schule, auch involviert sein sollen und auch mitbestimmen. Das tun sie auch auf allen Ebenen der Mitbestimmung, die hier möglich sind; manchmal wünsche ich mir wesentlich mehr davon. 

Was wir aber gemeinsam versuchen sollten, ist zu vermeiden, dass aus diesen Tatsachen, die ich genannt habe, Skandale formuliert werden - und nicht das Gegenteil. Nun weiß ich schon, dass politische Oppositionsarbeit - egal, ob auf Bundes- oder auf Landesebene - auch davon lebt, dass man unter Umständen nur über das Wort "Skandal" in die Medien kommt. Aber man sollte sich auch der Verantwortung bewusst sein, die man damit auslöst, egal, ob das auf der einen Seite herbeigeredete "skandalöse" Zustände oder auf der anderen Seite im Internet "einstürzende" Schulbauten sind, die nach einer halben Stunde zu "baufälligen" mutieren. 

Wie immer es auch sei: Ich bin mir meiner Verantwortung bewusst, wir alle sind uns unserer Verantwortung bewusst, und ich bin fest davon überzeugt, dass wir - genauso wie in Anliegen von Kindern und Jugendlichen, die durch die Arbeit der Kinder- und Jugendanwälte unterstützt werden - auch in dem anderen Bereich, wenn wir gemeinsam etwas erreichen wollen, mehr erreichen. Wir werden es jedenfalls tun. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2004/2005 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies findet die Zustimmung von SPÖ, ÖVP und GRÜNEN, somit ist dieser Bericht mit Mehrheit zur Kenntnis genommen.

Bevor ich zur Abstimmung über die zwei Beschlussanträge komme, die eingebracht wurden, nur eine kleine Bemerkung, weil auch die Frau Anwältin darauf eingegangen ist: Es ist in der Tat so, dass es heute ein bisschen schwierig war, die Zeit zu bestimmen, und man daher nicht durch eigene Schuld etwas versäumt hat. Es hat die Problematik gegeben, dass in der Fragestunde eine Anfrage kürzer behandelt wurde und dass es insbesondere bei der Postnummer 2 ganz kurze Redebeiträge gegeben hat. Dies konnte man in der ursprünglichen Terminabschätzung nicht vorwegnehmen. Ich werde aber aus Sicherheitsgründen mein Büro in Zukunft den Anwälten immer Folgendes mitteilen lassen: Ich rechne damit, dass um dreiviertel elf Fragestunde und Aktuelle Stunde beendet sein werden, und genauer können wir die Zeiten nicht abschätzen. 

Dies nur zur Klarstellung, damit eines nicht passieren kann: Dass eine schiefe Optik entsteht, weil jemand zu Beginn nicht gleich anwesend ist. Heute war es leider nicht anders möglich, weil wir die Zeitplanung in diesem Zusammenhang ein bisschen anders betrachtet haben.

Ich darf nun zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge der ÖVP kommen.

Zuerst stimmen wir ab über den Antrag der ÖVP-Abgeordneten betreffend flächendeckende Einführung von Schulmediation an allen Wiener Schulen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer für den Antrag der ÖVP ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies findet die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN, das ist die Minderheit, dieser Antrag ist daher nicht beschlossen.

Es gibt einen zweiten Antrag der ÖVP betreffend Auseinandersetzung mit den Problemen der Zwangsheirat. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Bildung, Jugend, Information und Sport sowie an den Gemeinderatsausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt. 

Wer für diesen Beschlussantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen, somit ist die Zuweisung zu den beiden Ausschüssen beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 4 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Meldung gemäß Unvereinbarkeitsgesetz 1983 für die Wahlperiode 2005 bis 2010 hinsichtlich der Betätigung von Mitgliedern des Landtages in der Privatwirtschaft.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Präsident Johann Hatzl: Ich danke für die Berichterstattung. - Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Antonov. Ich bitte, das Wort zu ergreifen.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir haben heute in der Aktuellen Stunde schon darüber gesprochen, welche Verflechtungen zwischen Politik und Wirtschaft es mitunter gibt. Im Unvereinbarkeitsgesetz geht es ja um genau das.

Das Problem mit diesem Gesetz ist nicht, dass Abgeordnete Nebenjobs haben. Es ist jeder und jedem unbenommen, darüber zu urteilen, für welche Jobs sie oder er neben ihrer Tätigkeit als Abgeordnete noch Zeit hat. (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: ...Hauptjobs!) Unserer Ansicht nach wird es dann ein Problem, wenn diese Verflechtungen ganz unklar und intransparent sind. Immer wieder kommt es in der Öffentlichkeit zu Skandalen, weil sich herausstellt, dass PolitikerInnen auch Beziehungen zu Wirtschaftsunternehmen oder zu öffentlichen Einrichtungen haben und das nicht klargelegt wurde. (Abg Godwin Schuster: ...nur ein Bruchteil! Es gibt auch Arbeiter!)
Wir glauben, dass es nicht ausreichend ist, wenn im Unvereinbarkeitsausschuss darüber befunden wird, dass diese Nebentätigkeiten zulässig sind, sondern dass auch die BürgerInnen, für deren Geld immerhin wir hier sitzen, einen Anspruch darauf haben zu wissen, was die Abgeordneten zusätzlich zu ihrer Tätigkeit noch machen. Wir glauben weiters, dass diese Transparenz dazu beitragen kann, das Vertrauen zu den PolitikerInnen, das immer mehr sinkt, wieder zu heben. Diese Politikverdrossenheit und PolitikerInnenverdrossenheit ist es ja auch, die zu immer geringeren Wahlbeteiligungen führt. 

Wir GRÜNE glauben, dass wir alle miteinander nichts zu verbergen haben. (Abg Dr Wolfgang Aigner: Weil Sie ja nichts haben! - Heiterkeit.) Wir haben ja auch im Unvereinbarkeitskollegium die Nebentätigkeiten der verschiedenen Abgeordneten einstimmig zur Kenntnis genommen. Wir beantragen aber hier, dass diese Tätigkeiten auch in geeigneter Form veröffentlicht werden, zum Beispiel auf der Homepage der Stadt Wien oder im Amtsblatt, weil auch die BürgerInnen ein Recht auf diese Information haben. Da diese Tätigkeiten im Kollegium zur Kenntnis genommen wurden, kann es ja kein Problem sein, über diese Tätigkeiten auch in der Öffentlichkeit zu berichten. 

In diesem Sinne stellen wir daher einen Antrag, der auf die Veröffentlichung dieser Nebentätigkeiten abzielt, und beantragen die sofortige Abstimmung.

Wir glauben aber, dass es auch über das geltende Unvereinbarkeitsgesetz hinaus noch Dinge gibt, die es wert wären, ans Licht der Öffentlichkeit zu kommen. Es gibt sicherlich immer wieder Zuwendungen, Geschenke, die wir erhalten, und... (Abg Johann Herzog: Was? - Abg Godwin Schuster: Sie bekommen Geschenke? - Weitere Zwischenrufe.) Ich kann Ihnen ein Beispiel dafür nennen. (Abg Harry Kopietz: Was machen Sie mit diesen Geschenken?)
Ich habe zum Beispiel als Klubobfrau im 15. Bezirk von Herrn Ing Lugner - wie auch alle anderen dort im Bezirk - jährlich eine VIP-Parkkarte für sein Parkhaus zugesandt bekommen. Ich habe mir ausgerechnet, dass das einen Wert von 1 300 EUR darstellt, und habe es selbstverständlich Herrn Ing Lugner zurückgeschickt mit dem Hinweis, dass das ein Geschenk ist, das einen derart großen Wert hat, dass ich es nicht ruhigen Gewissens annehmen kann. (Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.) So etwas würde ich mir eigentlich von allen KollegInnen hier in diesem Haus erwarten. 

Ich glaube auch, dass wir uns nicht dafür zu schämen brauchen (Abg Godwin Schuster: Ich auch nicht!), wenn wir diese Dinge auch in der Öffentlichkeit sagen. (Beifall bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir glauben - im Gegensatz zu manchen anderen -, dass Transparenz kein Problem ist, sondern dass Transparenz im Gegenteil zu einem besseren Verhältnis zwischen PolitikerInnen und BürgerInnen führen könnte und dass nicht zuletzt die BürgerInnen auch ein Recht darauf haben.

Wir stellen daher einen zweiten Antrag, und zwar den Antrag, dass Rahmenbedingungen geschaffen werden sollen, unter denen die Abgeordneten auf freiwilliger Basis mehrere Daten auch veröffentlichen können, und zwar alles, was neben ihrer Tätigkeit im Landtag ausgeübte Berufe und Betätigungen betrifft. Wir glauben, dass das eine wichtige Frage ist, und wir wollen, dass diese Frage auch ernsthaft mit allen diskutiert wird. Deswegen beantragen wir für diesen Antrag eine Zuweisung.

Es geht nicht darum, dass man sich hier über irgendetwas lustig macht. Ich halte das für eine ernste Frage, und ich glaube, wir haben alle miteinander nichts zu verbergen. Deswegen kann ich mir auch nur vorstellen, dass alle unserem Antrag zustimmen werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung vorliegen. Damit ist die Debatte geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Nach Beratung im Unvereinbarkeitsausschuss am 1. März 2006 wurde der Betätigung von Mitgliedern des Wiener Landtages in der Privatwirtschaft nach dem Unvereinbarkeitsgesetz 1983 für die Wahlperiode 2005 bis 2010 einstimmig die Zustimmung erteilt. Ich ersuche nun den Wiener Landtag ebenfalls um Zustimmung laut Beilage 2/2006.

Zu den Anträgen möchte ich noch Folgendes sagen. Die Meldungen der Landtagsabgeordneten werden vom Verfassungsdienst der Magistratsdirektion genauestens geprüft, es gibt dafür klare gesetzliche Richtlinien und Regeln. Ich bin nicht der Meinung, dass die Politikverdrossenheit der Bevölkerung sich schlagartig ändert, wenn die Beschäftigungsverhältnisse von Mitgliedern des Wiener Landtages in der Privatwirtschaft im Amtsblatt der Stadt Wien und auf der Homepage der Stadt Wien veröffentlicht werden. Daher empfehle ich, beide Anträge abzulehnen. (Oh-Rufe bei den GRÜNEN. - Abg Mag Alev Korun: Schade!)
Im Übrigen bitte ich um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Antrag des Unvereinbarkeitsausschusses zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Diesem Antrag des Unvereinbarkeitsausschusses wird somit einstimmig die Zustimmung erteilt.

Es liegen zwei Beschlussanträge vor, eingebracht von den GRÜNEN. 

Zunächst stimmen wir über den ersten Beschlussantrag ab; ich verkürze es auf Teil 1, wie er hier vorliegt, wobei die sofortige Abstimmung des Antrages verlangt wird.

Wer diesem Teil 1 bei der sofortigen Abstimmung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zugestimmt wird von den GRÜNEN, das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich komme zu dem Antrag der GRÜNEN, der unter Teil 2 bezeichnet ist, wobei in formeller Hinsicht die Zuweisung an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt ist.

Wer für diesen Antrag auf Zuweisung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zugestimmt wird wiederum von den GRÜNEN, das ist nicht die erforderliche Mehrheit. 


Daher haben beide Anträge keine Zustimmung gefunden.

Hohes Haus! Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 13.14 Uhr.)

